
Wären die Täter aus dem
rechten Spektrum gekom-

men, hätte sich die Nachricht so-
fort bundesweit verbreitet. So
aber fand der Vorfall nur ein re-
gional begrenztes Medienecho.
Es waren nämlich Angehörige
der linken Szene im niedersächsi-
schen Wendland, welche die Fa-
milie eines Polizisten heim-
suchten und sie in Angst versetz-
ten: 60 teils vermummte Perso-
nen marschierten vor dem Haus
von Olaf H. in Hitzacker auf,
drangen auf sein Grundstück vor,
hissten ein Banner, skandierten
Parolen und Drohungen. Zuvor
waren der Name, das Konterfei
und die Adresse des Staatsschutz-
beamten über linksextremistische
Internetplattformen und Netz-
werke verbreitet worden.
Schließlich löste der von einem
Einsatz herbeigeeilte Mann ge-
meinsam mit mehreren Dutzend
Kollegen die Belagerung auf.

Die Linken inszenieren sich nun
als Opfer, die sich friedlich vor der
„Hütte“ des Polizeibeamten ein-
gefunden hätten, um ein „spon-
tanes Straßenmusikkonzert“ zu
geben, und dann von der Polizei
brutal niedergeknüppelt worden
seien. Man kann es den Beamten
nicht verdenken, dass sie bei der
Beseitigung der Gefahr für die
verängstigte Familie ihres Kolle-
gen nicht unbedingt zimperlich
vorgegangen sind. Nach Anga-
ben eines Polizeisprechers kam es
zu „Handgreiflichkeiten“. Selbst-
verständlich muss das aufgeklärt
werden. Und ebenso selbstver-
ständlich muss mit aller Härte des
Strafrechts gegen Personen vor-
gegangen werden, die zur Hetz-
jagd auf Beamte und deren
Familien aufrufen und diese
durch Auftritte vor deren Haus
einschüchtern. Niedersachsens In-
nenminister Boris Pistorius (SPD)
zeigt sich entsetzt und will solche
Bedrohungen „nicht hinneh-
men“ und darauf reagieren.
Bleibt zu hoffen, dass seinen
Worten auch Taten folgen.

JAN HEITMANN:

Am Pranger

Euro − Die letzte Runde
Italiens neue Regierung präsentiert den Deutschen die bittere Wahrheit

Deutschland zwischen Roms
Schuldenorgie und Pariser Be-
gehrlichkeiten: Es tritt ans Licht,
was der Euro wirklich bedeutet.

Deutschland und sein Wohl-
stand geraten von mehreren Seiten
massiv unter Druck: Mit herrischer
Geste und offenen Drohungen
(Zölle, Iran-Sanktionen) schießen
die USA auf die deutsche Export-
wirtschaft. Frankreich will das
Geld der Deutschen in seit Ver-
sailles nicht mehr gekanntem Maß
absaugen und nennt das „europäi-
sche Solidarität“. China greift mit
allen, auch unsittlichen, Methoden
nach deutscher Technologie.

Zuletzt lässt auch Italien alle
Hemmungen fallen. Die neue Re-
gierung will ihre Ausgaben und
die (ohnehin astronomischen) ita-
lienischen Staatsschulden massiv
ausweiten und pfeift darauf, was
die sogenannten „Gläubiger“, also
die, die das alles bezahlen sollen,

dazu sagen. Hauptopfer werden
deutsche Sparer und Beschäftigte
sein. Allein über das „Target-2-Sy-
stem“ haben andere Euro-Staaten
fast tausend Milliarden Euro bei
den Deutschen geliehen. 

Mit dem Geld haben die Deut-
schen ihre angeblich sagenhaften
Exporterlöse in
d i e s e  L ä n d e r
praktisch selbst
bezahlt. Sie beka-
men dafür Euro,
für die sie keine
Zinsen erhalten.
Oder „Target“-
Schuldscheine, die ebenfalls  nicht
verzinst werden und sich damit
selbst entwerten. Wobei der Rest,
der dennoch übrigbleibt, wohl nie
beglichen wird − das hat die künf-
tige italienische Regierung mit
ihren monströsen Schuldenplänen
unmissverständlich klargemacht.
Dabei ist zu bedenken, dass italie-
nische Privathaushalte im Schnitt

mehr als dreimal so wohlhabend
sind wie deutsche.

Was macht die von Angela Mer-
kel geführte deutsche Regierung?
Nichts? Weniger als das: Die Kanz-
lerin hat die Pläne des französi-
schen Präsidenten Emmanuel
Macron, mehr deutsches Geld für

„Europa“, also für
Frankreich, zu ak-
tivieren, spontan
gutgeheißen. 154
r e n o m m i e r t e
deutsche Wirt-
schaftswissen-
schaftler trauen

ihren Augen nicht und warnen
eindringlich vor den Plänen zur
Vergemeinschaftung von noch
mehr Geld, vor noch mehr Schul-
den und vor einer gemeinsamen
Einlagensicherung für Sparkonten,
welche Macron fordert und Mer-
kel unterstützt. In Berlin träumt
man derweil davon, Länder wie
Albanien in die EU aufzunehmen.

Deutschland wird regelrecht zur
Schlachtbank geführt und die
Bundesregierung zerrt auch noch
mit am teutonischen Opferlamm.
Warum? 

Weil ein wirksames Stopp-Sig -
nal aus Berlin dem Offenbarungs-
eid gleichkäme, dass der Euro von
Anfang an eine absehbare Fehl-
konstruktion vor allem auf Kosten
der Deutschen war. Dass er Weich-
währungsländer wie Italien in den
Schuldensumpf und unentrinnba-
ren Niedergang stoßen würde,
dem sie durch Rechnungen zu La-
sten der Deutschen zu entfliehen
versuchen. Auch müsste Berlin
endlich zugeben, dass unsere Part-
ner in Europa und Übersee bein-
harte nationale Interessenpolitik
betreiben, während Berlin deut-
sches Geld verpulvert. 

Kann denn alles falsch gewesen
sein? Ja, es kann! Aber wer gibt
das schon gerne zu, Merkel be-
stimmt nicht. Hans Heckel

Preußen / Berlin
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Entwicklungshilfe nur noch gegen Kooperation
Unionspolitiker wollen Zahlungen an Zusammenarbeit bei der Rückführung abgelehnter Asylbewerber knüpfen

Mehrere CDU/CSU-Politi-
ker wollen arme Her-
kunftsländer jetzt für die

Folgen der unverantwortlichen
Asylpolitik von Angela Merkel
büßen lassen und drohen sogar
mit Entzug von Entwicklungshilfe.

Nach dem Großeinsatz der Poli-
zei in einer Asylsucherunterkunft
in Ellwangen zur Abschiebung
eines Afrikaners drohen Unions-
politiker den üblichen Herkunfts-
ländern von Asylbewerbern, die
bei Abschiebungen nicht koope-
rieren, die Entwicklungshilfe zu
entziehen. „Wir können nicht auf
der einen Seite Entwicklungshilfe
bezahlen und auf der anderen

nehmen diese Länder diese Leute
nicht zurück“, sagte der sächsische
Ministerpräsident Michael
Kretschmer (CDU) in einem Zei-
tungsinterview. Auch Bayerns In-
nenminister Joachim Herrmann
(CSU) regte unmissverständlich
an, über die Entwicklungshilfe
den Druck auf die Herkunftslän-
der zu erhöhen: „Unkooperatives
Verhalten darf nicht durch Ent-
wicklungshilfe begünstigt wer-
den.“

Die Idee ist nicht neu. Sie wird
bereits seit Jahren diskutiert, seit
die Asylsucherzahlen durch die
von Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel verfügte Grenzöffnung im

Jahre 2015 dramatisch in die Höhe
geschnellt sind. Im März hat Horst
Seehofers Ministerium für Inne-
res, Bau und Heimat unter ande-
rem vorgeschlagen, deutsche

Entwicklungshilfe an die Bereit-
schaft der Empfängerländer zu
knüpfen, Ersatzpässe auszustellen.
Man könne außerdem den Län-
dern damit drohen, die Vergabe

begehrter Besuchsvisa für ihre
heimischen Eliten hinauszuzö-
gern. Im Fall von Bangladesch sei
dies bereits getestet worden, und
offenbar habe diese Drohung ge-

wirkt, denn mehrere Ausländer-
behörden berichteten, dass die
Regierung in Dhaka inzwischen
bei Abschiebungen weit besser
kooperiere.

In der Praxis hat das für die be-
troffenen Länder unter Umstän-
den gravierende negative
Auswirkungen. Da wird ein Land,
in diesem Fall Bangladesch, das
mit 180 Millionen Einwohnern zu
den ärmsten und dichtesten besie-
delten Ländern der Erde gehört,
zur Geisel von vielleicht 10000
Ausreisepflichtigen aus diesem
Land gemacht, die dem Willkom-
mensruf einer unverantwortlichen
Politik gefolgt waren, um sich ein
besseres Leben in einem wohlha-
benden Land zu ergattern, und die
jetzt nicht so einfach auf die ihnen
in Deutschland gewährten Wohlta-
ten verzichten wollen.

Diese 10000 Ausreisepflichtigen
gehörten bereits zu den wirt-
schaftlichen Eliten oder kriminel-
len Strukturen ihrer Heimatländer,
sonst hätten sie sich den teuren
Ausflug nach Deutschland nicht
leisten können. Jetzt sollen die 180
Millionen im Land zurückgeblie-
benen, viel ärmeren Bürger Ban-
gladeschs dafür bezahlen –
womöglich sogar durch vermin-
derte Katastrophenhilfe, dass die
10000 Ausreisepflichtigen in
Deutschland 2015 auf die unver-
antwortliche Politik der offenen
Türen der Bundesregierung her-
eingefallen sind. Bodo Bost

(siehe Kommentar Seite 8)
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Verantwortung für die Misere liegt nicht
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Die westlichen Sanktions-Politiker
er setzen seit einer geraumen An-
zahl von Jahren die Diplomatie
durch wirtschaft lichen Druck.
Überheblichkeit lässt sie dabei
glauben, sie seien die einzigen, an
denen sich die Welt orientieren
könne, und wer sich ihnen nicht
füge, sei iso liert. Das Beispiel Iran
offenbart das Ge genteil.

Mitte Mai schloss in der kasa-
chischen Hauptstadt Astana die
Eurasische Wirtschaftsunion (EA-
WU) aus Armenien, Kasachstan,
Kirgisien, Russland und Weißruss-
land mit dem Iran einen Ver trag
über Handelserleichterungen ab.
Kern der Vereinbarung ist die Ab-
senkung oder gar Aufhebung von
Zöllen für bestimmte Warengrup-
pen. Betroffen sei rund die Hälfte
des gegenwärtigen Handelsvolu-
mens, das im vergangenen Jahr
2,7 Milliarden US-Dollar betragen
habe, erklärte der Vor sitzende der
Eurasischen Wirt schafts union, Ti-
gran Sargsjan. 

So wird die EAWU ihre Einfuhr-
zölle auf iranische Industrieim-
porte von acht auf durchschnitt-
lich 4,7 Prozent absenken. Umge-
kehrt wird der Iran seine entspre-
chenden Zölle von 22,4 auf
15,4 Prozent herabsetzen. Verbun-
den ist damit die Hoffnung auf ei-
ne Stei gerung des Waren -
austausches um das Eineinhalb -
fache. Diese Vereinbarung wurde
zunächst für drei Jahre abge -
schlossen. Anschließend soll der
Vertrag von einem umfassenden
Freihandels abkom men abgelöst
werden.

Die Eurasische Wirtschafts-
union, beziehungsweise die Eura-
sische Wirtschaftsgemeinschaft,
aus der die Union 2015 hervorge-
gangen ist, stellt einen Binnen-
markt mit Zollunion dar, der 2014
von Kasachstan, Russland und
Weißrussland gegründet wurde
und dem binnen eines Jahres noch
Armenien und Kir gisien beitraten.
Wenn auch vorerst die fünf Län-
der der EAWU noch keinen domi-
nanten wirt schaftlichen Block
darstellen, so haben sie doch
mehr als 180 Millionen Einwoh-
ner. Im Jahre 2016 ist als erstes
nicht-regionales Land Vietnam

der Freihandelszone beigetreten.
Beitrittskandidaten sind neben
China Indonesien, Südkorea,
Äg ypten und Indien. Ziel des Zu-
sammen schlusses ist es, den Aus-
tausch von Ka pital, Waren und
Dienstleitungen zu er leichtern.
Zudem bemühen sich die Teil -
nehmer-Länder, ihre Wirtschafts -
politik in Teilen zu koordinieren.

Der Moskauer Politologe Alexej
Markin weist auf die politische
Bedeutung des Abkommens zwi-
schen der EAWU und dem Iran
hin: „Zu einer Zeit, in der die USA
Druck auf den Iran ausüben, ist
Russland bereit, sei nen iranischen
Partner zu unterstützen und auch
die EAWU-Mitglieder dafür zu ge-
winnen. Außerdem ist das Ab-
kommen mit dem Iran auch Wla-
dimir Putins Sig nal an die Euro-
päer, dass sich Europa ent gegen
der Gewohnheit von der Haltung
des US-Präsidenten distanzieren
kann. Man kann damit einen Prä-

zedenzfall schaffen.“ Auf dem
Wirtschaftsforum in Astana wur-
de die EAWU jedoch nicht nur
mit dem Iran, sondern auch mit
China handelseinig. Der EAWU-
Vorsitzende Sargsjan und der
chinesische Vize-Handelsmini-
ster Fu Ziying unterzeichne ten
eine Vereinbarung über Zölle,
Handelserleichter ungen, Rechte
an geistigem Eigentum, öffentli-
ches Beschaf fungswesen sowie
Internethandel und Wettbewerb,
die Anfang 2019 in Kraft tre ten
soll.

Damit kristallisiert sich nicht
nur ein wirt schaft liches Kräfte-
Dreieck Moskau–Peking–Teheran
heraus, sondern auch ein weiterer
Meilenstein auf dem Weg des chi-
nesischen Projekts „Neue Seiden-
straße“. Und wie das Beispiel
Indonesien zeigt, reicht die An-
ziehungskraft über den ursprüng-
lich geplanten eurasischen Raum
hinaus. 

Washingtons erneute Sanktio-
nen gegen Teheran haben auch
anderwärtig Folgen, die von den
USA unerwünscht sind. China hat
an der Börse in Shanghai Öl-Ter-
minkontrakte eingerichtet, die in
Yuan gerec h net werden und in
Gold umtauschbar sind. Jetzt ha-
ben die US-Sanktionen dazu ge-
führt, dass diese Terminkontrakte
einen erheblichen Nachfrage-
schub erleben, denn der Iran hat
sich vom Dollar als internationaler
Rechnungseinheit abge wandt und
verkauft nun Öl auf der Basis von
Yuan. China ist der größte Ölkäu-
fer der Welt und der beste Kunde
des Iran. 

Peking kauft ein Viertel des ira-
nischen Ölex ports, das sind acht
Prozent seines Be darfes. Der An-
teil der Kontrak te im Welthandel,
die zu Lasten des US-Dollars in
Yuan ab ge rechnet werden, stieg
allein im vergangenen März von
acht auf zwölf Prozent. 

Die von den USA ver ordneten
Sanktionen gegen Russland tra fen
und treffen vor allem Europa, hier
vor allem Deutschland, während
die USA davon unberührt blieben.
Doch bei den jetzigen Sanktionen
gegen den Iran geht es unmit telbar
um die Interessen der USA, vor -
dergründig um den internationa-
len Ölmarkt, grundsätzlich um die
schwindende Bedeutung des Dol-
lars als Reservewährung und damit
den Einfluss der USA in der Welt.

Denn es war die bisherige Rolle
des „Greenback“, die Washington
seine Politik der Weltbeherr-
schung ermöglichte, weil die US-
Währung von allen handel -
treibenden Ländern als Zahlungs-
mittel verwendet wurde. Ge rät das
System ins Wanken, ver lieren die
USA ihr Instrument der Sank -
tionen. Es ist nicht auszuschlie-
ßen, dass sie in diesem Fall versu-
chen werden, darauf militärisch
zu antworten. Florian Stumfall
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Pariser Behörden
waren gewarnt

Potsdam – Bei dem Attentäter von
Paris handelte es sich erstmals in
Mitteleuropa um einen Salafisten
aus Tschetschenien. Allerdings
haben die Sicherheitsstellen in
Brandenburg bereits zwei Wo-
chen vor dem Attentat von Paris
vor tschetschenischen Salafisten
gewarnt. Diese würden in Bran-
denburg fast die Hälfte der dort
bekannten Islamisten ausmachen.
Die meisten von ihnen hätten an
dem grausamen Bürgerkrieg teil-
genommen und später in Syrien
auf Seiten des IS gekämpft. Sie
seien als überaus kampferfahren
und auch im allgemeinen konspi-
rativen Untergrund als recht ge-
schult zu werten. Signifikant
seien Anschläge von Einzeltätern,
die allgemein nicht operativ ge-
steuert und zuvor auch kaum er-
kennbar seien. Im Gegensatz zum
Fall von Paris Mitte Mai sei ihre
Waffe das „lautlose Messer“. Ihr
Durchschnittsalter betrage zwi-
schen 20 und 25 Jahren. Ein ge-
wisser Teil bestehe aus Frauen,
die ebenso von ausgeprägter Bru-
talität wie die männlichen „Got-
teskrieger“ gekennzeichnet seien.
Das hätten sie auch vor etlichen
Jahren bei ihrem Vorgehen in Mo-
skau bewiesen. F.W.S.

Moskau springt Teheran bei
Die Eurasische Wirt schaftsunion unterzeichnet mit dem Iran ein Ankommen über Handelserleichterungen

Neues Haus für alte Kunst
Zentrales Kunstgutdepot der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten in Potsdam fertiggestellt

Die Stiftung Preußische
Schlösser und Gärten Ber-
lin-Brandenburg (SPSG)

hat ihr Zentrales Kunstgutdepot
(ZED) auf dem Grundstück Fried -
rich-Engels-Straße 78 am Potsda-
mer Hauptbahnhof fertiggestellt.
Im Beisein der Ministerin für
Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur des Landes Brandenburg,
Martina Münch, von Günter Wi-
nands, Stellvertreter der Beauf-
tragten der Bunderegierung für
Kultur und Medien, Staatssekre-
tär Torsten Wöhlert von der Se-
natsverwaltung für Kultur und
Europa des Landes Berlin, und
des Generaldirektors der SPSG,
Hartmut Dorgerloh, ist der vom
Berliner Büro Staab Architekten
errichtete Neubau übergeben
worden. Der Grundstein für das
Gebäude auf dem Areal des ehe-
maligen Reichbahnausbesse-
rungswerks Potsdam wurde im
Juli 2016 gelegt.

Das ZED ist das zuletzt begon-
nene Projekt im Rahmen des
Sonderinvestitionsprogramms für
die preußischen Schlösser und
Gärten (Masterplan), das der
Bund sowie die Länder Branden-
burg und Berlin für die Jahre
2008 bis 2017 zur Rettung bedeu-
tender Denkmäler der Berliner

und Potsdamer Schlösserland-
schaft aufgelegt haben. Mit dem
Sonderinvestitionsprogramm ha-
ben die Geldgeber bedeutende
Denkmäler der Berliner und Pots-
damer Schlösserlandschaft vor
dem Verfall gerettet. Das Abkom-
men sah vor, dass die SPSG bis
2017 insgesamt 155,03 Millionen
Euro in die Wiederherstellung na-
tionaler Kulturgüter zusätzlich in-
vestieren konnte. Der Bund trug
mit 77,5 Millionen Euro die Hälfte
der Mittel bei, das
Land Branden-
burg 53 Millionen
Euro und das
Land Berlin 24,53
Millionen Euro.
Seit 2008 hat die
SPSG rund 160
Millionen Euro ausgegeben, was
97 Prozent der Gesamtsumme
von 165 Millionen Euro inklusive
bereitgestellter Sondermittel ent-
spricht (siehe PAZ 12/2018). Die
für das ZED veranschlagten Brut-
togesamtbaukosten beliefen sich
auf rund zwölf Millionen Euro.

Im ZED werden Kunstgüter zu-
sammengeführt, die bislang auf
sechs Depotstandorte verteilt ge-
wesen sind. Der Neubau bietet
optimale konservatorische Bedin-
gungen für die Materialvielfalt

der zu deponierenden Kunstgüter
und entspricht zugleich den zeit-
gemäßen hohen Sicherheits- und
Brandschutzanforderungen. Räu-
me für Konservierungs- und For-
schungsarbeiten sowie Bereiche
mit Spezialfunktionen wie Qua-
rantäneraum, Akklimatisierungs-
raum und Stickstoffkammer er-
möglichten die adäquate wissen-
schaftliche und restauratorische
Betreuung der Bestände, freut
sich die SPSG.

Der vom Büro Staab Architek-
ten vorgelegte Entwurf trägt der
von der SPSG gewünschten Funk-
tionalität ebenso Rechnung wie
dem Konzept des Passivdepots.
Unter Beachtung der durch die
SPSG festgelegten klimatischen
Bedingungen – mit exakten Tem-
peratur- und Feuchtigkeits-
schwankungen in den Samm-
lungsbereichen – wird der Ge-
samtenergiebedarf des Gebäudes
stark reduziert. Das ZED wurde
als Massivkonstruktion in Stahl-

betonskelettbauweise realisiert.
Tragende Bauteile wie Stützen,
Wände, Decken und Dachflächen
sind in Beton ausgeführt, nichttra-
gende Wände hingegen in Mauer-
werk oder – in Nebenräumen – in
Gipskarton. Erschlossen wird das
Haus über zwei Treppenhäuser
und einen Aufzug. Die 84 Zenti-
meter dicken Außenwände sorgen
als Speichermasse für eine hohe
Klimakonstanz im Inneren. Das
Depot wird hauptsächlich über

seine Baumasse
temperiert. Da-
bei werden et-
waige Abwei-
chungen von
den Klima-Soll-
werten zunächst
über eine Tem-

peratursteuerung geregelt. Sollte
diese bei extremen Wetterlagen
nicht ausreichen, ist eine Vollkli-
matisierung möglich. In den De-
potzellen werden drei verschiede-
ne Raumklimata etabliert, deren
Temperatur- und Luftfeuchtig-
keitswerte auf die jeweiligen
Kunstgüter abgestimmt sind.

Die Kunstgüter im ZED werden
in Sammlungsgruppen wie Ge-
mälde, Rahmen, Möbel, Uhren,
Textilien, Musikinstrumente,
Metall, Glas, Porzellan oder Be-

leuchtungskörper zusammenge-
fasst. Die Bestände stammen zum
Großteil aus den Schlössern und
Kunstsammlungen des branden-
burgisch-preußischen Hofes. Da-
zu gehören auch ausgelagerte
Ausstattungstücke aus Schlössern,
die im Zweiten Weltkrieg zerstört
wurden.

Die SPSG hat noch einen weite-
ren Grund zur Freude: Die Euro-
päische Kommission und Europa
Nostra, das führende Netzwerk
für Kulturerbe, haben das Restau-
rierungsprojekt Der Winzerberg –
königlicher Weinberg im Schloss
Sanssouci-Ensemble in Potsdam,
wegen herausragender Leistun-
gen in den Bereichen Denkmal-
schutz, Forschung, ehrenamtli-
ches Engagement, Bildung, Aus-
bildung und Bewusstseinsbildung
mit dem EU-Preis für das Kultu-
rerbe/Europa Nostra Award für
2018 ausgezeichnet. Mit dem
Preis werden „herausragende Er-
folgsgeschichten des europäi-
schen Kulturerbes“ gewürdigt.
Dazu haben unabhängige Exper-
tenjurys insgesamt 160 Bewer-
bungen von Organisationen und
Einzelpersonen aus 31 Ländern
Europas geprüft und davon
29 Preisträger aus 17 Ländern
ausgewählt. Jan Heitmann

Wieder Macht für
Kommunisten

Prag– Nach der verlorenen Ver-
trauensabstimmung im Januar hat
Tschechien jetzt ein neues Regie-
rungsbündnis. Der umstrittene
Andrej Babis bleibt mit Hilfe der
Sozialdemokraten Ministerpräsi-
dent, mit Duldung der Kommuni-
sten. Die Parlamentswahlen in
Tschechien im Oktober 2017 hat-
ten ein politisches Erdbeben ver-
ursacht. Nicht nur, dass mit der li-
beralen Partei ANO des Ge-
schäftsmannes Babis eine neue
Partei aus dem Stehgreif die
Mehrheit der Stimmen gewonnen
hatte. Der neue tschechische Pre-
mier Babis ist zudem Slowake,
was knapp 25 Jahren nach dem
Ende der Tschechoslowakei kaum
jemand für möglich gehalten hät-
te. Deshalb fand er zunächst kei-
nen Regierungspartner. Jetzt
konnte er sich mit den Sozialde-
mokraten (CSSD) auf die Bildung
einer neuen Zweier-Minderheits-
regierung verständigen, die mit
Duldung der Kommunisten sogar
eine Mehrheit im Parlament er-
halten kann. Zum ersten Mal seit
der Wende des Jahres 1989 dürfen
sich die tschechischen Kommuni-
sten jetzt reale Chancen ausrech-
nen, bei der Regierungsarbeit ein
Wörtchen mitzureden. Zwar sol-
len keine Vertreter der Kommuni-
stischen Partei Böhmens und
Mährens am Kabinettstisch sitzen,
aber einen Anteil an der Macht
haben sie sich gesichert. In der
Koalitionsvereinbarung zwischen
ANO und � CSSD sind höhere Ver-
teidigungsausgaben, Löhne und
Sozialausgaben sowie mehr Geld
für die Infrastruktur geplant. Die
neue Regierung will einen pro-
westlichen Kurs beibehalten. Die
Einführung des Euro oder die ver-
pflichtende Aufnahme von Asylsu-
chern im Rahmen einer EU-Quote
werden jedoch weiterhin abge-
lehnt. Die Koalitionsvereinbarung
muss noch von der Basis des klei-
neren Koalitionspartners CSSD ge-
billigt werden, womit für den 15.
Juni gerechnet wird, und sie ist auf
die Duldung von mindestens sie-
ben der 15 kommunistischen Ab-
geordneten im tschechischen Par-
lament angewiesen. Die tschechi-
schen Kommunisten gehören zu
den wenigen nicht „gewendeten“
kommunistischen Parteien im
ehemaligen Ostblock. B.B.

MELDUNGEN

AKT U E L L

EU-Preis für das Kulturerbe 2018 geht 
an das Restaurierungsprojekt Der Winzerberg –

königlicher Weinberg in Sanssouci

Der Vorsitzende der EAWU mit Staats- und Regierungschefs der EAWU-Mitglieder: Tigran Sargsjan, Armeniens Premierminister Ni-
kol Paschinjan, Weißrusslands Präsident Alexander Lukaschenko, Russlands Präsident Wladimir Putin, Kasachstans Präsident Nur-
sultan Nazarbajew und Kirgisiens Präsident Sooronbaj Scheenbekow (von links) Bild: Imago
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AfD deckt
Skandal auf

Celle – Über 116000 Euro in nur
zwei Jahren – das hat der Landkreis
Celle für einen mutmaßlichen Straf-
täter aus Guinea ausgegeben. Ihm
wird vorgeworfen, Anfang Dezem-
ber 2017 einen blutigen Angriff auf
eine 22-Jährige verübt zu haben.
Nach Auskunft der Verwaltung war
der Mann, der angab, minderjährig
zu sein, im März 2016 über Spanien
nach Deutschland eingereist. Sein
Asylantrag, den er erst ein halbes
Jahr später gestellt hat, wurde erst
Anfang dieses Jahres abgelehnt. In
dem bereits im Sommer 2017 er-
stellten Gutachten zur Altersdiagno-
stik heißt es, dass der Untersuchte
„mit sehr großer Wahrscheinlichkeit
über 18 Jahre alt ist“. Damit war sei-
ne Volljährigkeit zum Tatzeitpunkt
bereits festgestellt worden. Die
Mordkommission gab dennoch ein
weiteres anthropologisches Gutach-
ten in Auftrag, mit dem Ergebnis,
dass der Verdächtige zum Tatzeit-
punkt mindestens 26 Jahre alt war.
Ans Licht kam der Skandal durch
das hartnäckige Nachfragen der
AfD-Kreistagsfraktion. J.H.

Vera Lengsfeld, Henryk M. Broder
und Michael Klonovsky haben
dem Vorsitzenden des Petitions-
ausschusses des Bundestages, Ma-
rian Wendt (CDU), 165000 Unter-
schriften der „Erklärung 2018“
samt Begründung übergeben. In
der „Erklärung“ wird gefordert, die
„rechtsstaatliche Ordnung an den
Grenzen unseres Landes“ wieder-
herzustellen. Auf einer Pressekon-
ferenz in Berlin informierten sie
über die voraussichtliche weitere
Behandlung der Petition.

Im Haus der Bundespressekon-
ferenz in Berlin informierten am
17. Mai die Publizistin und frühere
CDU-Bundestagsabgeordnete Vera
Lengsfeld, der Journalist und
Buchautor Henryk M. Broder so-
wie der Schriftsteller Michael Klo-
novsky über die am Vortag dem
Vorsitzenden des Bundestags-Peti-
tionsausschusses überreichte Peti-
tion. Wendt habe ihr erläutert, er-
klärte Lengsfeld, „welchen näch-
sten notwendigen Schritt wir ge-
hen müssen, damit die Stimmen
für eine öffentliche Anhörung ge-
zählt werden könnten“. Dafür
müssten sich die Unterstützer der
Erklärung auf der Webseite des Pe-
titionsausschusses „in einer von
mir eingerichteten Maske“ eintra-
gen. Sie könnten aber auch per
Brief oder Fax ihre Unterschrift
bestätigen. „Ich werde alle Unter-
stützer unverzüglich darüber in-
formieren und ich bin sehr sicher,
dass wir innerhalb kürzester Zeit
die benötigen Bestätigungen ha-
ben werden“, sagte sie. Auf der
Maske des Petitionsausschusses
könnten sich auch Personen ein-
tragen, welche die „Erklärung“ bis-
lang noch nicht unterzeichnet hät-
ten. Sie habe das Wort des Aus-
schussvorsitzenden Wendt, „dass
wir diese Anhörung bekommen,
sobald 50000 unserer Unterstüt-
zer ihre Unterschrift gegenüber
dem Bundestag bestätigt haben“,
sagte Lengsfeld.

Die „Gemeinsame Erklärung
2018“ umfasste nur die beiden Sät-
ze: „Mit wachsendem Befremden
beobachten wir, wie Deutschland
durch die illegale Masseneinwan-

derung beschädigt wird. Wir soli-
darisieren uns mit denjenigen, die
friedlich dafür demonstrieren,
dass die rechtsstaatliche Ordnung
an den Grenzen unseres Landes
wiederhergestellt wird.“ 

Die Vorschriften des Bundesta-
ges verlangen die Begründung ei-
ner Petition. Eine solche hat
Lengsfeld Wendt am 16. Mai mit
übergeben und veröffentlicht. Der
Text ist auf der Blog-Seite von Vera
Lengsfeld im Internet nachlesbar.
Es heißt darin unter anderem:
„Der seit Herbst 2015 andauernde

Zustand eines unkontrollierten
Zustroms von illegalen Migranten
über die deutsche Außengrenze …
hat zu einer Überforderung der
deutschen Gesellschaft in mittler-
weile fast allen Bereichen ge-
führt.“ Gefordert wird „die soforti-
ge Rücknahme der mündlichen
Anweisung des ehemaligen Innen-
ministers Thomas de Maizière, je-
den, der unsere Grenze über-
schreitet und die Gewährung von
Asyl einfordert, auch ohne Iden-
titäts- und Herkunftsnachweis
nach Deutschland hereinzulassen
und stattdessen die Wiederher-

stellung des rechtsstaatlichen
Grenzregimes.“ 

In dem Text wird auch die Kri-
minalitätsbelastung durch Zuwan-
derer betont: „Vor allem in den
Ballungszentren ist die Zahl der
Rohheitsdelikte, der Gewalt auf
Straßen und Plätzen und der Sexu-
aldelikte stark gestiegen. Der An-
teil der Asylbewerber an diesen
Delikten übersteigt deutlich deren
Anteil an der Bevölkerung … Bei
Sexualstraftaten in Bayern sind
Asylbewerber im Verhältnis zu ih-
rem Anteil an der Bevölkerung

fünffach überrepräsentiert.“ Auch
auf den islamischen Terror wird
verwiesen: „Ein Staat, der in dieser
Situation trotzdem junge Männer
ohne geklärte Identität, Alter, Her-
kunftsland und Grund für den Ein-
reisewunsch nach Deutschland ins
Land lässt, untergräbt nicht nur
das Vertrauen in das staatliche Ge-
waltmonopol, sondern zersetzt es.“ 

Die ungesteuerte Immigration
zeitige schwerwiegende Folgen für
das deutsche Sozialsystem, den
Arbeits- und Wohnungsmarkt, die
Schulen und das Gesundheitswe-
sen. Die Abschiebung abgelehnter

Asylbewerber funktioniere selbst
im Fall von Straftätern und Gefähr-
dern nicht. Es seien „zügig ein Ein-
wanderungsgesetz zu schaffen“
und „endlich Asyl und Schutz und
Fachkräfte-Einwanderung vonein-
ander begrifflich, rechtlich und
praktisch“ zu trennen. Der
Bundestag müsse „unverzüglich
die chaotische Einwanderungspo-
litik“ beenden und deren „zerstö-
rerischen Folgen“ beseitigen. Der
Bundestag müsse sich „endlich
sein Recht, Gesetze und deren Än-
derungen zu verabschieden, von

der Regierung, die es an allen
Spielregeln des Parlamentarismus
vorbei an sich gerissen“ habe, wie-
der zurückholen.

Auf die Frage der PAZ, ob sie bei
einer Bundestagsanhörung juristi-
sche Sachverständige mit heran-
ziehen könne, erklärte Lengsfeld:
„Das liegt beim Ausschussvorsit-
zenden, das muss noch verhandelt
werden. Ich denke, eher nicht,
aber wir werden uns natürlich,
was die juristischen Fragen betrifft,
so gut wie möglich vorbereiten.“

Klonovsky – er ist auch persön-
licher Referent des Fraktionsvorsit-

zenden der AfD im Bundestag,
Alexander Gauland – erklärte auf
der Pressekonferenz, die Petitions-
initiative sei „keine Parteiveran-
staltung“. Man werde die Initiative
noch „in einen e.V. umwandeln“
und deren Thematik in Veranstal-
tungen „zelebrieren“, „angefangen
hier in Berlin“. Lengsfeld antwor-
tete auf eine Frage, die „Erklärung
2018“ habe auch nichts mit Pegida
zu tun.

Broder erklärte, er persönlich
sei für eine generöse Handhabung
des Flüchtlingsrechts. „Aber“, be-

tonte er, „wir müssen wissen, wer
herkommt“. „Im Prinzip“, fügte er
hinzu, „müsste ein Fall Anis Amri“
reichen, um das „ganze Einwande-
rungsprocedere auf den Prüf-
stand“ zu stellen. Die Petition rich-
te sich „nicht gegen Flüchtlinge“,
sondern „gegen diese Flüchtlings-
politik“. Diese habe „nicht nur po-
litische, sondern auch moralische
Aspekte“, nämlich „der ganzen
Welt zu zeigen, wie gut wir sind
und welche Lehren wir aus dem
Dritten Reich gezogen haben. Es
ist eine Art Ablasshandel.“

Michael Leh

Öffentliche Anhörung erwartet
Pressekonferenz zur Abgabe der »Gemeinsamen Erklärung 2018« beim Petitionsausschuss des Bundestages

Zehn Monate
pro Asylantrag

Berlin – Im vierten Quartal 2017
benötigte das Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF)
durchschnittlich zehn Monate für
die Bearbeitung eines Asylantra-
ges. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion der Links-
partei hervor. Am schnellsten
wurden demnach Anträge aus Al-
banien (3,7 Monate) bearbeitet,
gefolgt von Syrien (5,3 Monate)
und Irak (6,5 Monate). Dabei ist
der Arbeitsanfall beim BAMF, wie
aus einer weiteren Antwort der
Regierung an die FDP-Fraktion
hervorgeht, stark zurückgegangen.
Denn durch die Einstufung der
Staaten des westlichen Balkan als
sicherere Herkunftsstaaten ist die
Zahl der Asylanträge aus diesen
Ländern deutlich gesunken. J.H.

Damit setzen Sie alle Men-
schen mit Migrationshin-
tergrund unter General-

verdacht.“ „So schüren Sie diffuse
Ängste.“ „Mit Ihrer Berichterstat-
tung liefern Sie den Ausländer-
feinden, Islamhassern und rech-
ten Populisten eine Steilvorlage“,
oder ganz kurz: „Sie zündeln.“
Das sind die Vorwürfe aus dem
Lager der „Politisch Korrekten“,
mit denen sich Journalisten kon-
frontiert sehen, wenn „Sie“ über
Straftaten berichten, die mutmaß-
lich oder nachgewiesenermaßen
von Menschen „mit Migrations-
hintergrund“ begangen wurden.
Von Übertreibung, von unzulässi-
ger Verallgemeinerung ist die Re-
de, von einem Generalverdacht,
wo es sich doch stets nur um Ein-
zelfälle handele.

Einzelfälle? Sehr erhellend ist
in diesem Zusammenhang die
Auswertung des von der Presse-
stelle der Berliner Strafgerichte
herausgegebenen Wochenplans,
eines Dokuments, das in seiner
Aussagekraft eindeutig und quel-
lenkritisch über jeden Zweifel er-
haben ist. Der Plan enthält die in
der angegebenen Woche anste-
henden Termine – ohne Strafver-
fahren gegen Jugendliche – beim
Kammergericht und beim Land-
gericht Berlin sowie die Verhand-
lungen vor dem Amtsgericht Tier-

garten, „wenn sie presserelevant
oder sonst von herausragender
Bedeutung sind“. Wertungen oder
Kommentierungen zu den Ange-
klagten oder den Anklagepunkten
enthält er keine.

In dem Terminplan für die
20. Kalenderwoche, der hier pars
pro toto steht, sind 79 Angeklagte
aufgeführt, deren Vornamen den
Schluss erlauben, dass es sich bei
ihnen um Personen „mit Migra-
tionshintergrund“ handelt. Zur
Wahrung des dokumentarischen
Charakters wird die Auflistung
hier zusammengefasst wiederge-
geben:

Valdas S. (besonders schwerer
Diebstahl), Damon P. (versuchter
schwerer Raub, sexueller Über-
griff, Körperverletzung), Cebrail
O., Muhammed Ö., Alpya A.,
Ömer P., Danilo B. (jeweils u.a.
Verstöße gegen das Betäubungs-
mittel- und das Waffengesetz), Bo-
zo M., Ivica C. (jeweils Vorenthal-
ten und Veruntreuen von Arbeits-
entgelt, Bestechung), Buba J. (Ver-
gewaltigung, gefährliche Körper-
verletzung), Ilyas A. (Mord, Raub
mit Todesfolge), Senad W. (Steuer-
straftat), Dariusz T. (u.a. Banden-
diebstahl), Mohcine El F., Mosa
A., Ezzedin H. (jeweils bewaffne-
tes Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln), William C. T. (ver-
suchter Totschlag, gefährliche

Körperverletzung), Ömer K. (u.a.
versuchter Totschlag, gefährliche
Körperverletzung), Long N. H.
(geheimdienstliche Agententätig-
keit, Beihilfe zur Freiheitsberau-
bung), Kemal A., Devran Y., Ersen
C. (jeweils schwerer Raub, gefähr-
liche Körperverletzung), Igor M.
(u.a. besonders schwerer räuberi-
scher Diebstahl), Ahmed G., Yahra
Al M., Mohammad E., Amer F.,
Nuhad F., Omar Al-R. (jeweils u.a.
gewerbsmäßiger Bandendieb-
stahl, Hehlerei, Urkundenfäl-

schung), Baris K. (u.a. gefährliche
Körperverletzung, bewaffneter
Widerstand gegen Vollstreckungs-
beamte), Yusuf K., Rabia K. (je-
weils u.a. Handeltreiben mit Be-
täubungsmitteln), Riswan M., Ma-
gomed E., Achmed I., Bislim R.,
Besim R., Arben R. (jeweils ver-
suchter Mord, Verstoß gegen das
Waffengesetz), Tarik A. (u.a. ver-
suchter Totschlag, gefährliche
Körperverletzung), Erdener A.,
Süleyman Y., Tarek A. (jeweils u.a.
Handeltreiben mit Betäubungs-
mitteln in nicht geringer Menge),
Kadir B., Gordian S. (jeweils u.a.
Diebstahl in besonders schwerem

Fall, gewerbsmäßiger Banden-
diebstahl), Mohammad S., Wael I.,
Valentino R., Bilal M., Maikel R.
(jeweils u.a. besonders schwere
Nötigung, Vergewaltigung), Patryk
M. (versuchter Mord, gefährliche
Körperverletzung), Nashat F.,
Ghassan F. (jeweils u.a. gefährli-
che Körperverletzung, besonders
schwerer Raub), Hussein H. (u.a.
gefährliche Körperverletzung,
Nötigung, Freiheitsberaubung),
Edin S. (u.a. banden- und ge-
werbsmäßiger Betrug), Ilyas A.

(Mord, Raub mit Todesfolge), Ko-
ray T. (u.a. Mord), Ömer K. (u.a.
versuchter Totschlag, gefährliche
Körperverletzung), Soufiane A.,
Emrah C., Resul K., Feysel H. (je-
weils u.a. Unterstützung einer ter-
roristischen Vereinigung im Aus-
land, Vorbereitung einer schwe-
ren staatsgefährdenden Straftat),
Abdulmalek A., Anas Ibraim Al S.
(jeweils Mitgliedschaft in einer
terroristischen Vereinigung im
Ausland), Abdurrahman Al K.,
Mohammad Al J., Thaer Al L. (je-
weils bandenmäßiges Handeltrei-
ben mit Betäubungsmitteln), Ra-
dis R. (Steuerstraftat), Izzet K., Ea-

sat K., Hikmet K. (jeweils u.a. ver-
suchter Mord, gefährliche Kör-
perverletzung), Radoslaw N., Se-
nad W. (jeweils u.a. Steuerstraftat),
Ismayil M. (u.a. Totschlag, ver-
suchter Totschlag), Hasni I. (u.a.
Diebstahl, gefährliche Körperver-
letzung), Ibrahim C. (Vergewalti-
gung), Pawel A., Adam K. (jeweils
Mord), Obeida C. (Betrug und Ur-
kundenfälschung).

Weiter enthält der Terminplan
20 Angeklagte, deren Vornamen
den Schluss erlauben, dass es sich
bei ihnen um autochthone Deut-
sche handelt. In einigen Fällen
(beispielsweise Maria, Daniel, 
Pascal) könnte es sich allerdings
auch um Personen „mit Migra-
tionshintergrund“ handeln, da
diese Namen in anderen Ländern
ebenfalls gebräuchlich sind:

Daniel S. (u.a. gefährliche Kör-
perverletzung, Betrug, Diebstahl),
Maria L. (Totschlag), Barbara G.
(gewerbsmäßiger Betrug), Mark K.
(u.a. gefährliche Körperverlet-
zung, Nötigung), Daniel P., Dennis
J., Christopher H. (jeweils schwe-
rer Raub, Körperverletzung), Ar-
min J. (u.a. besonders schwerer
räuberischer Diebstahl), Fabian S.
(Totschlag), Pascal J., Julian A. (je-
weils u.a. Handeltreiben mit Be-
täubungsmitteln in nicht geringer
Menge), Dominik M. (u.a. Dieb-
stahl in besonders schwerem Fall,

gewerbsmäßiger Bandendieb-
stahl), Tommy K. (u.a. gewerbsmä-
ßiger Betrug, schwerer Diebstahl),
Claudia K. (Entziehung Minder-
jähriger), Sebastian B. (Verstöße
gegen das Betäubungsmittelge-
setz), Robert K. (Schwerer Raub,
Vergewaltigung), Elvis R. (u.a. Ver-
gewaltigung, sexueller Miss-
brauch von Jugendlichen), Ada K.
(Mord), Fabian S. (Totschlag), Ste-
fan F. (u.a. gefährliche Körperver-
letzung, Diebstahl).

So weit die Auswertung des in
seiner Sachlichkeit und an doku-
mentarischem Wert nicht zu
überbietenden Wochenplans der
Berliner Strafgerichte: 79 : 20 und
somit fast viermal so viele „Mi-
granten“ auf der Anklagebank wie
autochthone Deutsche. Auch
wenn nicht jede der aufgeführten
Anklagen zu einer Verurteilung
wegen der vorgeworfenen Straftat
führt, dürfte das an dem Verhält-
nis der beiden Angeklagten-
Gruppen nichts ändern.

Unterm Strich bleibt, dass die
Zahl der Straftäter „mit Migra-
tionshintergrund“ die derjenigen
ohne einen solchen bei Weitem
übersteigt. Das ist eine unabweis-
bare Tatsache und hat nichts mit
einseitiger Darstellung oder gar
Stimmungsmache gegen eine be-
stimmte Personengruppe zu tun.

Jan Heitmann

Keine Spur von Übertreibung
Terminplan der Berliner Strafgerichte enthüllt: Angeklagte mit »Migrationshintergrund« deutlich in der Überzahl

DE U TS C H L A N D

Quelle über jede Kritik erhaben – Auflistung
der Namen wahrt dokumentarischen Charakter

Informierten 
über die 
voraussichtliche
weitere 
Behandlung der
Petition: 
Der Journalist und
Buchautor Henryk
M. Broder, die 
Publizistin und
frühere CDU-
Bundestagsabge-
ordnete Vera
Lengsfeld sowie
der Schriftsteller
Michael Klonovs-
ky (von links)

Bild: Leh
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Wer heutzutage das Wort „Migra-
tionswaffe“ verwendet, wird sofort
als rechtsorientierter Verschwö-
rungstheoretiker abgestempelt. Da-
bei ist das gezielte Anheizen von
Flüchtlingsbewegungen ein alther-
gebrachtes Mittel der internationa-
len Politik.

Militärs kennen viele Waffen:
konventionelle, atomare, chemi-
sche, biologische, wirtschaftliche
und psychologische. Druck auf
den Feind kann aber auch durch
die Inmarschsetzung von Men-
schenmassen sowie die Drohung
damit erzeugt werden. Beides ge-
hört zu den wirksamsten Strate-
gien, erklärte oder unerklärte
Gegner zu attackieren. Manchmal
geht es dabei nur um das Erzielen
von finanziellen oder ähnlichen
Vorteilen, manchmal sollen die
Menschenbewegungen die Auf-
nahmeländer komplett destabili-
sieren und in den Ruin treiben.
Denn natürlich existieren Ober-
grenzen der Aufnahmekapazität,
deren Überschreitung höchst fata-
le Konsequenzen hat. Das zu leug-

nen oder gar nur von „Vorteilen
durch die Einwanderung“ zu spre-
chen, arbeitet denjenigen in die
Hände, welche die Migrationswaf-
fe einsetzen.

Wie eine Studie der US-amerika-
nischen Politikwissenschaftlerin
Kelly Greenhill zeigt, waren bisher
rund drei Viertel aller Versuche er-
folgreich, mit Hilfe von Immigra-
t i o n s s t r ö m e n
siegreich aus
Konfliktlagen her-
vorzugehen –
nicht zuletzt auf-
grund des Wir-
kens von Kollabo-
rateuren in den
Zielländern, die für möglichst offe-
ne Grenzen sorgten.

Angesichts dessen stellt sich lo-
gischerweise die Frage, ob auch die
gegenwärtige Asylsucherwelle be-
wusst initiiert wurde, um Europa
zu schaden beziehungsweise an
den Rand des Untergangs zu brin-
gen. Diejenigen, die diese Frage be-
jahen, verweisen auf die geostrate-
gischen Interessen der USA: Was-
hington habe ganz gezielt die

einstmals relativ sicheren Lebens-
räume der Menschen im Bereich
zwischen Libyen und dem Irak
durch Kriege und Revolutionen
zerstört, damit sich Millionen von
Menschen auf den Weg nach Euro-
pa machen, das neben China der
größte weltpolitische Konkurrent
der Vereinigten Staaten sei.

Und tatsächlich sprachen inzwi-
schen auch ein-
flussreiche US-
Politiker wie der
Senator John
McCain davon,
dass der Asyl-
sucherstrom aus
Syrien „als Waffe

eingesetzt“ werde, „um das euro-
päische Projekt zu untergraben.“
Allerdings geschieht dies nicht in
einer Anwandlung von nationaler
Selbstkritik, sondern mit Blick auf
Russland, das angeblich jetzt zum
Schaden des Westens die Immigra-
tionsbombe zünde.

Peinlich nur, dass geheime Do-
kumente, welche die Internet-Ent-
hüllungsplattform Wikileaks öf-
fentlich machte, auf einen ganz an-

deren Urheber hindeuten: Offen-
sichtlich plante man in Wa -
shington schon vor nehr als zehn
Jahren die strategische Entvölke-
rung Syriens, damit das Assad-Re-
gime mangels entsprechender
menschlicher Ressourcen kolla-
bierte. 

Bewirkt werden sollte das Ganze
durch Terror und „Einladungen“
an potenzielle Emigranten. Dass
die entsprechenden Willkommens-
rufe dann vor allem aus Deutsch-
land kamen, kann Zufall gewesen
sein oder auch nicht. Auf jeden Fall
dürften die Amerikaner genau ge-
wusst haben, in welch starkem Ma-
ße die Bundesrepublik unter dem
massenhaften Zustrom von Syrern
leiden würde, weil neben gut aus-
gebildeten Fachkräften auch jede
Menge Halb- und Ganzanalphabe-
ten in dem arabischen Staat lebten.
Aber wenn der Exportüberschuss-
Weltmeister Bundesrepublik infol-
ge künstlich erzeugter Zivilisten-
bewegungen ins Schlingern gerät,
ist das sicher kein beklagenswerter
Kollateralschaden für Washington.

Wolfgang Kaufmann

Künstlich erzeugte Migratio-
nen als Druckmittel einzu-
setzen, war bereits in der

Antike üblich. Zumeist bedienten
sich schwächere Staaten dieser
Waffe. Ihre Anwendung ist nicht
immer leicht nachzuweisen, und
deshalb wird immer wieder in
Abrede gestellt, dass sie über-
haupt existiert. Dabei belegt be-
reits ein Blick auf die zweite Hälf-
te des 20. Jahrhunderts ihre Exi-
stenz. Über 60 Mal nutzten Staa-
ten damals reale oder angedrohte
Zivilistenströme, um Vorteile für
sich zu erlangen.

So erpresste der ugandische
Diktator Idi Amin Anfang der
1970er Jahre die Regierung in
London, indem er drohte, binnen
kürzester Zeit 50 000 Flüchtlinge
gen Großbritannien in Marsch zu
setzen, wenn ihm das Königreich
keine weitere Militärhilfe gewäh-
re – eine Aktion mit vollem Er-

folg. Ebenso nötigte der libysche
Revolutionsführer Muammar al-
Gaddafi den Westen zu mehr
Wohlwollen gegenüber seinem
Regime, indem er damit drohte,
schwarzafrikanischen Migranten
nicht mehr den Weg nach Norden
zu versperren.

In jüngerer Zeit erschreckte der
griechische Verteidigungsminister
Panagiotis Kammenos die Regie-
rung in Berlin mit der Ankündi-
gung, im Falle unzureichender fi-
nanzieller Konzessionen an
Athen den in dem Pleitestaat fest-
sitzenden Immigranten aus aller
Welt kurzerhand Papiere für die

legale Weiterreise in die Bundes-
republik auszustellen.

Aber auch deutsche Regierun-
gen in Ost und West haben sich in
der Vergangenheit schon der Mi-
grationswaffe bedient. Zum Bei-
spiel nahm Bundeskanzler Kon-
rad Adenauer den rapide ange-
wachsenen Zustrom von Men-
schen aus der DDR nach dem ge-
scheiterten Volksaufstand vom
17. Juni 1953 zum Anlass, den
USA größere politische und wirt-
schaftliche Zugeständnisse abzu-
ringen. Und der Staats- und Par-
teichef Erich Honecker instru-
mentalisierte in den 1980er Jah-
ren die Heerscharen von tamili-
schen Asylsuchern, welche die
DDR als Transitland in Richtung
Westen nutzten. Deren Durchreise
wurde erst verhindert, als Bonn
dem maroden SED-Staat einige
heißersehnte Handels- und Kre-
diterleichterungen gewährte. W.K.

Zeitzeugen

Sucht man nach den treiben-
den Kräften hinter den gegen-

wärtigen Asylsucherströmen in
Richtung Europa, die den Konti-
nent nachhaltig destabilisieren
und finanziell ausbluten lassen,
stößt man immer wieder auch
auf den US-amerikanischen Fi-
nanzinvestor und Multimilliardär
George Soros. Hierzu ein typi-
sches Beispiel: Im Herbst 2015
entdeckten Reporter des briti-
schen Nachrichtenkanals Sky
News eine Art „Handbuch“ für
Immigranten, das darüber infor-
mierte, wie man am besten nach
Europa gelangen und die dorti-
gen Sozialsysteme anzapfen kön-
ne. Als Herausgeber der Schrift
fungierte die Nichtregierungsor-
ganisation (NRG) W2EU – und
diese wiederum gehört zum aus-
gedehnten und kaum zu durch-
schauenden, angeblich „gemein-
nützigen“ Open-Society-Netz-
werk von Soros.

Über jenes finanziert der unga-
rischstämmige Spekulant nach
ebenso ernstzunehmenden wie
konkreten Hinweisen, die unter
anderem aus italienischen Justiz-
kreisen kommen, eine ganze Rei-

he weiterer NRG, die diverse
„Rettungsschiffe“ ihr Eigen nen-
nen, mit denen „Flüchtlinge“ di-
rekt vor der libyschen Küste auf-
gefischt und dann nach Italien ge-
bracht werden, was faktisch auf
illegale Schleusung hinausläuft.
Zu diesen Organisationen zählen
beispielsweise Ärzte ohne Gren-
zen, Save the Children, Migrant
Offshore Aid Station (MOAS), Ju-
gend Rettet, Sea-Eye, Stichting
Bootvluchteling, Proactiva Open
Arms, Sea-Watch und Life Boat.

Außerdem macht Soros bis
heute damit von sich reden, dass
er am 29. September 2015 einen
Plan auf der US-Website „Market-
Watch“ veröffentlichte, dem zu-
folge die Asylkrise am besten da-
durch zu lösen sei, dass die Euro-
päische Union bis auf weiteres ei-
ne Million Asylanten pro Jahr
aufnehme und alimentiere. Dabei
müssten die Immigranten frei
wählen können, wo sie sich
niederließen. Die Finanzierung
des Ganzen sollte über umfang-
reiche Kredite erfolgen. Wem so
etwas nützen würde, liegt natür-
lich auf der Hand: Finanzjongleu-
ren wie Soros. W.K.

Bruno Kahl – Der Präsident des
Bundesnachrichtendienstes sagte
unlängst vor Vertretern der CSU-
nahen Hanns-Seidel-Stiftung, er
gehe davon aus, dass derzeit min-
destens eine halbe Milliarde Men-
schen dringenden Anlass zur Mi-
gration hätten – insbesondere in
Afrika. Und das berge „auch ganz
erhebliche Destabilisierungspoten-
ziale“.

Kelly Greenhill – In ihrem 2010 er-
schienenen Buch „Weapons of Mass
Migration: Forced Displacement,
Coercion, and Foreign Policy“
(Massenmigrationswaffen: Vertrei-
bung, Nötigung und Außenpolitik)
beschrieb die Politologin, die heute
an der Tufts University in Boston
lehrt, zahllose Fälle von gesteuer-
ten Flüchtlingsströmen und der ge-
zielten Instrumentalisierung des
Phänomens Migration. Außerdem
meinte sie gegenüber der Presse,
viele Politiker und Wissenschaftler
seien heutzutage unfähig zu erken-
nen, wenn der Gegner die Migra-
tionswaffe einsetze. Deshalb kom-
me es auch zu keinen adäquaten
Gegenmaßnahmen.

Julian Assange – Anlässlich eines
Interviews mit dem Fernsehsender
„Russia Today“ äußerte der Spre-
cher der Internet-Enthüllungsplatt-
form Wikileaks im November 2015
seine feste Überzeugung, dass der
Massenexodus von Syrern in Rich-
tung Europa eine bewusst einge-
setzte Waffe der USA sei – sowohl
zum Schaden des Regimes in Da-
maskus als auch der Europäischen
Union.

Willy Wimmer – Am 20. August
2015 warnte der als „das Gewissen
der CDU“ bekannte frühere
Bundestagsabgeordnete und Vertei-
digungsstaatssekretär angesichts
des Asylsucherzustroms: „Es muss
unter allen Umständen verhindert
werden, dass sich die heutige Ent-
wicklung weiter zur Migrationswaf-
fe ausbaut. Heute schon gibt es öf-
fentlich vorgebrachte Hinweise dar-
auf, dass diese Entwicklung ganz
oder in Teilen aus angeblich be-
freundeten Staaten befeuert wird.“

Deng Xiaoping – Bei seinem Treffen
mit US-Präsident Jimmy Carter im
Januar 1979 antwortete der damali-
ge chinesische Vizepremier auf die
Forderung nach Einhaltung der
Menschenrechte und Reisefreiheit
für die Bewohner der Volksrepu-
blik: „Gut – also wie viele Chinesen
wollen Sie denn genau haben, Herr
Präsident? Eine Million? Zehn
Millionen? 30 Millionen?“ Damit
war das Thema sofort vom Tisch.

Über 60 Mal in 50 Jahren
Die Verwendung der Migration als Waffe in der Geschichte

Drei Viertel sind erfolgreich
Der Versuche sind viele, mit Massenwanderungen dem Gegner zu schaden

Er forciert die
massenweise

Migration

US-Pläne für eine
strategische 

Entvölkerung Syriens

Beispiele finden 
sich bereits
in der Antike

Der US-Spekulant
George Soros
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Zielscheibe des
Prostests ungari-
scher Einwande-
rungskritiker: 
Der Gründer, För-
derer und Vorsit-
zende der Open
Society Founda-
tions George So-
ros als Pappkame-
rad mit dem
Schild „Ich habe
einen Plan“ auf
einem Friedens-
marsch am unga-
rischen National-
feiertag in Buda-
pest

Bild: Imago
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Erklärung 2018
im Bundestag!

Von VERA LENGSFELD

Am Mittwoch, dem 16. Mai 2018,
nahm der Vorsitzende des Petitions -
ausschusses Marian Wendt die

Petitition „Gemeinsame Erklärung 2018“
persönlich entgegen. Damit war trotz aller
Widerstände ein wichtiges Etappenziel
erreicht. Wie wichtig dieser Schritt war,
zeigen die Fake News, die rund um die
Übergabe verbreitet wurden.

Da twitterte eine linke Abgeordnete einen
auf offenbar reinem Hörensagen basieren-
den „Infotweet“: „Die #erklärung2018 wird
heute nicht öffentlich als offizielle Petition
an den Bundestag übergeben werden, u. a.
da sie den Anforderungen dafür nicht ge-
nügt.“ Die Linke wurde durch die Realität
widerlegt. 

Schwerer ist es, die Fake News zu
enttarnen, die es nach wie vor rund um die
Erklärung gibt. Eine neue Hürde: Wenn es
eine öffentliche Anhörung geben soll,
müssen sich mindestens 50 000 Unterstüt-
zer noch einmal in eine Maske des
Deutschen Bundestages eintragen, die
bereits eingerichtet, aber noch nicht
freigeschaltet ist. Das kann bis zu drei
Wochen dauern. 

Wem das zu lange dauert, der kann aber
auch per Brief oder per Fax seine Unter-
schrift bestätigen. Man muss nur die Seite
des Petitionsausschusses im Internet
aufrufen und findet dort die Adresse und
die Faxnummer.

Zum Zeitpunkt der Übergabe hatte
die Petition 165 290 Unterstützer. Ich
bin sehr sicher, dass wir innerhalb
kürzester Zeit die benötigten Bestätigungen
haben werden. Erfreulicherweise eröffnet
die Maske des Petitionsausschusses auch
Menschen, die bisher noch nicht
unterzeichnet haben, die Möglichkeit,
sich noch einzutragen. 

Auch PAZ-Leser sollten davon Gebrauch
machen. Ich habe das Wort des Ausschuss-
vorsitzenden Marian Wendt, dass wir diese
Anhörung bekommen, sobald 50 000
unserer Unterstützer ihre Unterschrift
gegenüber dem Bundestag bestätigt haben.
Ich schätze den Kollegen Marian Wendt als
einen aufrichtigen Mann, der zu seinem
Wort steht.

Die Frage der unkontrollierten
Zuwanderung ist die entscheidende
Zukunftsfrage für uns alle. Wie sehr, zeigen
die jüngsten Ereignisse auf unseren
Straßen. Es häufen sich die Angriffe von
„Schutzsuchenden“ mit Gürteln auf
Menschen und Hunde. Die aktuellen
Skandale um das BAMF zeigen, welche
Folgen die chaotische „Flüchtlingspolitik“
der Regierung hat. Vor unseren Augen wird
der Rechtsstaat demontiert. Wer das nicht
will, muss handeln!

Geht es um Cottbus, dann dominieren
in den Medien Berichte zum problem-
beladenen Strukturwandel in der Lau-
sitzer Braunkohleregion oder über
Konflikte beim Zuzug von Asylbewer-
bern. Unter den Tisch fällt dabei allzu
oft, dass Brandenburgs zweitgrößte
Stadt eine ungewöhnliche Erfolgsge-
schichte vorweisen kann.

Es war die „Wirtschaftswoche“, die
unlängst darauf aufmerksam machte,
dass Informatik-Absolventen der Bran-
denburgischen Technischen Univer-
sität Cottbus-Senftenberg (BTU) bei
großen Technologieunternehmen wie
SAP, Intel und Google heiß begehrt
sind. „Ein Großteil der Studenten wird
direkt von der Uni weg rekrutiert“, so
das Magazin. Eine aktuelle Hochschul-
rangliste des Centrums für Hochschul-
entwicklung (CHE) bestätigt diesen
Eindruck. 

Bei dem Vergleich belegte die BTU
in den Studienfächern Informatik und
Pflegewissenschaften nationale Spit-
zenplätze. Gelobt wurde die Univer-
sität insbesondere für ihre Ausstattung
mit modernster Informationstechno-
logie (IT), die Räumlichkeiten und die
allgemeine Studierbarkeit. 

Auch beim Uni-Ranking der „Wirt-
schaftswoche“, basierend auf Erfah-
rungen der Unternehmen, konnten
sich die Informatik-Absolventen der
BTU von Platz 31 im Jahr 2010 auf zu-
letzt Platz 11 vorarbeiten. Nicht nur
Personalchefs sind auf die Vorzüge

der TU Cottbus-Senftenberg aufmerk-
sam geworden. Viele Studenten schät-
zen an Cottbus insbesondere die fami-
liäre Atmosphäre, die mit einem
Schuss Internationalität daherkommt:
Die Zahl der Studenten beträgt weni-
ger als 8000, gut ein Viertel der Stu-
dentenschaft kommt aus dem Aus-
land.

Als weitere Vorteile werden regel-
mäßig die kurzen Wege und eine ex-
trem günstige Betreuungsquote der
Studenten genannt. So umfasst ein
Jahrgang der Informa-
tik-Fakultät nur rund
50 Studenten. Dies
ermöglicht nicht nur
eine Lehre in kleinen
Gruppen, sondern
auch eine realistische
Vorbereitung auf die
Berufspraxis und einen frühen Ein-
stieg in Forschungsprojekte. 

Punkten kann Cottbus zudem mit
günstigen Lebenshaltungskosten für
Studenten. In der Hochschulstädte-
Rangliste des Moses-Mendelssohn-In-
stitutes von 2017 schnitt die Stadt un-
ter 93 untersuchten Universitätsstäd-
ten als günstigster Studienort Deutsch-
lands ab. Als besonders angespannt
dagegen bezeichnete die Untersu-
chung die Lage auf dem studentischen
Wohnungsmarkt in München und
Hamburg. In München, dem teuersten
Standort für Studenten überhaupt, ko-
stete ein Zimmer in einer Wohnge-
meinschaft im Schnitt 570 Euro pro

Monat. In Cottbus mussten Studenten
für ein solches Zimmer durchschnitt-
lich nur 208 Euro bezahlen. 

Und die Attraktivität des Wissen-
schaftsstandorts Cottbus könnte in den
kommenden Jahren noch weiter stei-
gen. Bereits vergangenes Jahr wurde
ein Kooperationsprojekt der BTU mit
dem Dresdner Fraunhofer-Institut für
Photonische Mikrosysteme positiv
evaluiert. Geforscht wird dabei unter
anderem für Anwendungen wie ultra-
kleinen Mikrolautsprecher, die als me-

dizinische Hörgeräte
dienen können. Diese
Projektgruppe ist in-
zwischen in die Bund-
Länder-Förderung
aufgenommen wor-
den, sodass am Zen-
tralcampus der BTU

die weitere Forschungsarbeit mit dem
Dresdner Fraunhofer-Institut gesichert
ist. 

Brandenburgs Ministerpräsident
Dietmar Woidke (SPD) hat sich in ei-
nem Brief an Bundeskanzlerin Merkel
inzwischen dafür stark gemacht, ein
eigenes Fraunhofer-Institut für Spei-
chertechnologien in der Lausitz anzu-
siedeln. Woidke wies dabei auf die Ex-
pertisen und die Kompetenz der Bran-
denburgischen Technischen Univer-
sität hin. Doch selbst wenn die Lausitz
bei der Standortwahl für ein neues
Fraunhofer-Institut leer ausgehen soll-
te, kann die BTU schon jetzt als eines
der wenigen erfolgreichen Großpro-

jekte eingeschätzt werden, die Bran-
denburgs Landesregierung im Zuge ih-
res Leitbilds einer dezentralen Kon-
zentration vorangebracht hat. 

Grundgedanke des lange Zeit ver-
folgten Konzepts war es, Fördermittel
und die Ansiedlung von Behörden auf
die berlinfernen Regionen wie die
Prignitz, die Uckermark oder eben die
Lausitz zu konzentrieren. Teil des
Plans waren auch Vorhaben wie der
Bau einer Chipfabrik in Frankfurt
(Oder), das Luftschiff-Projekt Cargolif-
ter und der Bau der Rennstrecke „Lau-
sitzring“. Quasi als Leuchtturmprojek-
te sollten diese Investitionen die wirt-
schaftliche Entwicklung in den struk-
turschwachen Randregionen Branden-
burgs anstoßen. 

Diese Hoffnung wurde allerdings
weitgehend enttäuscht. Mehrere von
der Politik unterstützte Großprojekte
in Brandenburgs Randregionen ende-
ten als Flopp. Eine dynamische Ent-
wicklung kam stattdessen im Speck -
gürtel rund um Berlin in Gang. Erst re-
lativ spät steuerte die Landesregierung
mit dem Konzept einer „Metropolen-
region“ um und konzentrierte sich auf
die Region um die Bundeshauptstadt.
Im Fall der Anfang der 90er Jahre ge-
gründeten Technischen Universität
Cottbus stellte sich hingegen ein lang-
fristiger Erfolg ein. In der Region hat
sich mittlerweile eine Reihe von Tech-
nologiefirmen angesiedelt, die von der
Kooperation mit der BTU profitieren. 
Norman Hanert

Attraktivität 
könnte sogar noch
steigen: 
Studenten vor der
Mensa der Univer-
sität 
Cottbus

Bild: Imago

Mike Schubert, der SPD-
Kandidat für das Amt
des Potsdamer Oberbür-

germeisters, hat sich für ein
behutsameres Vorgehen beim
Wachstum der Stadt ausgespro-
chen. Bei einem Stadtspaziergang
im Zuge des OB-Wahlkampfs er-
innerte Schubert daran, dass sich
mit dem Bevölkerungswachstum
die nötige Infrastruktur, wie etwa
Schulen, mitentwickeln müsse. 

„In erster Linie müssen wir Po-
litik machen für diejenigen, die
hier leben“, so der SPD-Politiker.
Aus Sicht Schuberts soll die Stadt
Potsdam ihr Flair erhalten. Die
Bevölkerungszahl von Potsdam
wächst seit einigen Jahren in ei-
nem hohen Tempo. Eine Prognose
besagt, dass die Zahl der Potsda-
mer von 171597 (2016) bis 2035
auf 220100 steigen wird. 

Bislang handhabt die Stadt das
starke Wachstum der Einwohner-
zahl recht erfolgreich. Nach Daten
des Verbandes der Berlin-Bran-
denburger Wohnungsunterneh-

men (BBU) liegt Potsdam beim
Neubau von Wohnung vor ande-
ren Großstädten: Gerechnet auf
1000 Einwohner werden hier im
Schnitt 9,4 Wohnungen pro Jahr
fertiggestellt. Für Hamburg wurde
ein Durchschnittswert von 4,1
Wohnungen ermittelt, in Berlin

waren es lediglich 3,7. Eine weite-
re Potsdamer Besonderheit ist der
hohe Anteil von Mietwohnungen
(92 Prozent) an den neugebauten
Wohnungen. 

Aus Sicht des BBU hat Bran-
denburgs  Landeshauptstadt
durch eine frühe Priorisierung
des Wohnungsneubaus, eine Sen-
sibilisierung der Verwaltung und
eine frühzeitige Ermittlung von
Flächenpotenzial strategisch vie-

les richtig gemacht. Die Stadt pro-
fitiert nun zum Teil von Vorberei-
tungen, die mitunter schon vor
zehn Jahren angelaufen sind. 

Mit Blick auf das benachbarte
Berlin beklagt der BBU, dass dort
der Wohnungsneubau von Senat
und Bezirken zu wenig unter-
stützt werde. Die Bevölkerungs-
zahl der deutschen Hauptstadt
wächst pro Jahr durchschnittlich
um rund 40 000. Der Berliner Se-
nat geht davon aus, dass in der
Stadt bis zum Jahr 2030 minde-
stens 194 000 neue Wohnungen
gebaut werden müssten. 

Erst vor Kurzem hat ein Immo-
bilienentwickler vorgeschlagen,
auch Berlins Kleingartenflächen
für den Wohnungsbau zu er-
schließen. Laut dem Investor bö-
ten  Berlins innerstädtische Klein-
gartenflächen Platz für 400 000
Wohnungen. Ende 2015 existier-
ten in Berlin mehr als 900 Klein-
gartenanlagen, die sich über drei
Prozent der Stadtfläche, rund
3000 Hektar, erstreckten.   N.H.

Potsdams Flair erhalten
SPD-Kandidat mahnt zur Behutsamkeit beim Einwohnerzuwachs

Von der Lausitz in die Welt
Die Universität Cottbus: Endlich einmal ein »Leuchtturmprojekt«, das wirklich strahlt

Mehr Angriffe auf Schwule
Attacken auf Homosexuelle haben in Berlin 2017 zugenommen

Vergangenes Jahr ereigne-
ten sich in Berlin 324
Übergriffe gegen homose-

xuelle Menschen in Berlin, so das
Berliner Anti-Gewalt-Projekt
„Maneo“. Die Polizei hat lediglich
164 Fälle registriert. Die Diffe-
renz ergibt sich möglicherweise
daraus, dass nicht jeder Vorfall
zur Anzeige gebracht wird. Die
Polizei schätzt, dass 80 bis 90
Prozent der Fälle nicht angezeigt
werden. Im Jahr zuvor zählte Ma-
neo 291 derartige Vorfälle. 

Es wird nicht erfasst, wie viele
der Straftaten von Immigranten
oder Asylbewerbern mit „islami-
schem Hintergrund“ begangen
wurden. Bei den 324 Fällen zäh-
len beispielsweise die 27 Prozent
Beleidigungen mit, die kaum
nachprüfbar sind. 

Der Sprecher von „Maneo“, Ba-
stian Finke, klagt: „Sichtbar wird
nur die Spitze eines Eisberges.
Gesamtgesellschaftliche Anstren-
gungen müssen verstärkt werden
...“. Allerdings haben gerade

Schwulen- und Lesbenorganisa-
tionen, die meist stark links orien-
tiert sind, ideologische Schwierig-
keiten, auf die ethnische Herkunft
der Täter einzugehen. Das macht
in den Augen ihrer Kritiker die ge-
forderte „gesamtgesellschaftliche
Anstrengung“ nicht einfacher.

Finke verlegt sich lieber auf ein
klassisch linkes Erklärungsmu-
ster: „Wir leben noch immer in ei-
ner von Männern dominierten
Gesellschaft, in der der öffentli-
che Raum ein männlich domi-
nierter Raum ist. Männer, die aus
den Rollen tanzen, bekommen die
Folgen zu spüren. Sie werden
quasi sanktioniert.“

Die Vorfälle finden vornehm-
lich in Quartieren mit hohem Im-

migrantenanteil statt: Schöneberg
(27 Prozent), Mitte (acht Prozent)
oder Kreuzberg und Neukölln, auf
die je sieben Prozent der Über-
griffe fallen. Konsequenzen sind
kaum absehbar. Justizsenator Dirk
Behrendt (Grüne) mochte nichts
zur ethnischen Herkunft der Tä-
ter sagen: „Die erneut hohe Zahl
homophober Taten ist ein Wek-
kruf für die Regenbogenhaupt-
stadt Berlin.“ 

„Maneo“ sorgt sich unterdessen
um „Flüchtlinge als Opfer von
Diskriminierung und Gewalttaten
in Berlin“. Die Organisation hat
daher einen Unterstützungsplan
für Asylsucher erstellt. Sie bietet
Beratungsgespräche in englischer
Sprache an, je nach Sprachkom-
petenz der Betroffenen auch mit
Übersetzern für Arabisch und
Farsi  (Persisch). In schwul-lesbi-
schen Debattenportalen regt sich
indes Kritik an dieser bemerkens-
werten Schwerpunktsetzung an-
gesichts der Gewaltlage. 

Frank Bücker

Beim Wohnungsbau
hat die Stadt

Maßstäbe gesetzt

Die Firmen reißen
sich um die

Absolventen der BTU

PR E U S S E N / BE R L I N

Die Rolle von
Asylsuchern wird 

ignoriert
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Kompromiss in
Elsass-Frage?

Straßburg – Das Elsass, das als Re-
gion durch die Gebietsreform von
2015 ohne Volksbefragung abge-
schafft wurde, könnte nach massi-
ven Bürgerprotesten als Einheitsde-
partment, allerdings unterhalb ei-
ner eigenen Region, wiedererste-
hen. Staatspräsident Emmanuel
Macron hat jetzt vorgeschlagen, aus
den Departements Oberrhein und
Niederrhein ein einziges elsässi-
sches Großdepartement innerhalb
der seit 2015 bestehenden  Großre-
gion „Grand Est“ zu schaffen. Die-
ses wäre eine eigenständige Ge-
bietskörperschaft und könnte „Ver-
träge schließen mit der Region, die
in etwa denen einer Region ent-
sprechen“. Es könnte Kompetenzen
erhalten, die in etwa denen einer
Region entsprechen. B.B.

Vom Kriegsgeschehen in Syrien
erfährt man in Europa zu einem
erheblichen Teil von der Nicht-
regierungsorganisation „Syri-
scher Zivilschutz“. Diese soge-
nannten Weißhelme sind nach
eigenem Bekunden eine Hilfsor-
ganisation, stehen aber im Ver-
dacht, im Syrienkrieg weniger
zu hel fen, denn als Kriegspartei
die Propaganda und Desinfor-
mation von al-Kaida und ande-
ren radikalen islamischen Grup-
pen zu unterstützen.

Vorwürfe dieser Art erhebt
unter anderen die bolivianische
Dokumentarfilmerin und Schau-
spielerin Carla Ortiz in einem
Interview, das sie in Washington
gegeben hat. Dort hielt sie sich
auf, um US-Sena toren und -Ab-
geordneten Zeugenaussagen
und ihre Videos vorzuführen,
die sie in Syrien gesammelt be-
ziehungsweise gedreht hat. Den
Beweis, dass die Weißhelme mit
den radikalen Moslems zusam -
men arbeiten, erlangte sie zum
ersten Mal in Aleppo. Dort wa-
ren vor der Befreiung viele
Schulen Operationszentren der
Ter rormiliz al-Nusra-Front, die
mit al-Kaida in enger Verbin-
dung steht, und diese Bildungs-
einrichtungen wurden gleichzei-
tig von den Weißhelmen als La-
gezentren be nutzt. 

Ortiz sagte in dem Washingto-
ner Inter view: „Ich sah, wie die
Weißhelme Ge bäude mit Extre-
mistengruppen der al-Nusra-
Front ohne jegliche Probleme
teilte. Wenn du ein normaler Zi-
vilist bist, der gesehen hat, was
diese Grup pierungen mit dei-
nem Volk und deiner Familie ge-
tan haben, wirst du niemals et-
was mit ihnen teilen.“

Dass im Krieg die Propaganda
eine große Rolle spielt, wissen
mittlerweile auch die Söhne des
Propheten und ebenso, dass, ob-
wohl diese sie verabscheuen, die
Glit zerwelt von Musik, Film und
Mode da für außerordentlich ge-
eignet ist. Man findet dort die
richtigen Leute: Prominent und

ahnungslos, so müssen sie sein.
Freilich gibt es auch Missgriffe,
so bei dem früheren Pink-Floyd-
Sänger Roger Waters. Ihn woll-
ten die Weißhelme anheuern,
um seine Bekanntheit zu ihren
Gunsten politisch auszunützen.
Waters aber übergab die Korres -
pondenz darüber dem Journali-
sten Max Blumenthal, der sie

veröffentlichte. Dazu zitierte er
Waters in dem Sinne, dass die
Weißhelme eine internationale
Propa gandaorganisation seien
und nicht das, wofür sie sich
ausgäben. Sie riefen zum Krieg
auf und arbeiteten eng mit
Dschi hadisten-Gruppen zusam-
men. Blumen thal wörtlich: „Ro-
ger lüftete die Maske der Ein-
fluss-Organisation, durch die

der schmutzige Krieg in Syrien
geführt wird. Denn es waren
auch die Weißhelme, auf die
Washington als seine einzige
Quelle über einen Chemiean-
griff in Syrien setzte.“

Dabei gibt es für diesen Vorfall
noch an de re Zeugen, die aller-
dings im Sinne Wa s hingtons
nicht brauchbar sind, so der elf-

jährige Hassan Diab, eines der
Kinder, welche die Weißhelme
als Opfer der vorgeblichen 
C-Waffen-At tacke in Duma vor-
gestellt hatten. Der Junge wurde
in seiner Heimatstadt Duma aus
heiterem Himmel ein fach in ein
Gebäude und vor eine Kame ra
gezerrt und mit Wasser übergos-
sen, angeblich um von Chlorgas
gereinigt zu werden. Doch es

gab kein Gas, wie Has san eben-
so wie sein Vater beteuern.

Ebenfalls in Duma berichteten
zwei Kran  kenhausärzte, es seien
Unbekannte in die Klinik ge-
stürmt und hätten geschrien, auf
der Straße sei Giftgas eingesetzt
worden. Die Ärzte konnten bei
keinem der Anwe senden irgend-
welche Schäden oder Ver -

giftungen feststellen. Dennoch
überschüt teten die Unbekann-
ten die Menschen mit Wasser.
Die ganze Szene wurde gefilmt
und später von den Weißhelmen
im In ter net verbreitet. Dabei ge-
schehen auch Pannen. So wurde
ein und dasselbe Mäd chen von
den Weißhelmen dreimal geret -
tet, an drei verschiedenen Or-
ten.

Auffallend ist, wie häufig die
Weißhelme gerade dann zur Stel -
le sind, wenn angeblich eine
Giftgas-At tacke geschieht, dass
sie ferner stets mit Kameras
unterwegs sind, obwohl diese
nicht zur Standardausrüstung
von Ret tungsmannschaften gehö-
ren, und dass sie selbst gegen
Schadstoffe immun zu sein schei-
nen, weil man sie nie mit Atem-
schutz oder auch nur Hand -
schuhen sieht, wenn sie vorgebli-
che Opfer wässern oder in son-
stiger Weise behandeln.

Hinweise aus Nachrichtendien-
sten, die Gas-Inszenierung in Du-
ma sei auf An weisung aus Lon-
don erfolgt, sind an gesichts der
schutzbedürftigen Quelle nicht
zu verifizieren. Aber eines ist von
der britischen Premierministerin
Theresa May in al ler Öffentlich-
keit verkündet worden, näm lich,
dass ihre Regierung die Finan -
zierung der Weißhelme erhöhen
will. Zuvor hatte der Nachrich-
ten sender CBS verkündet, die
USA wolle ihre Finanzhilfe für
die Weißhelme „auf Eis legen“,
was be deutet, dass bislang auch
diese die angeb lichen Helfer fi-
nanziell unterstützt haben. Nun
also scheint Großbritannien in
die finanzielle Lücke zu sprin-
gen. „Wir erkennen die sehr
wichtige und wertvolle Arbeit an,
welche die Weißhelme durchfüh-
ren. Sie zeigen große Tapferkeit,
wenn sie unter schweren Bedin-
gungen arbeiten“, so May. Bei
den Beträgen, die vom britischen
Auß enamt an die Weißhelme ge-
flossen sind, soll es sich um Mil -
lionen handeln. 

Auch das deutsche Auswärtige
Amt hat schon bis zu sieben
Millionen Euro an die Weiß hel -
me gezahlt. Geringere Summen
flossen aus Kanada, Dänemark
und den Niederlanden. Im Jahr
2016 erhielten die Weißhelme
den von den beiden Außenmini-
sterien Frankreich und Deutsch-
land gemeinsam verliehenen
„Deutsch-Französischen Preis für
Menschenrechte und Rechts -
staatlichkeit“. Florian Stumfall

Schwere Vorwürfe gegen »Weißhelme«
Die Nichtregierungsorganisation soll im Syrienkrieg Propaganda und Desinformation betreiben

Sieg für 
Fundamentalisten
Tunis/Beirut – Bei den Kommunal-
wahlen in Tunesien siegte die isla-
misch-konservative Ennahda, die
sich selbst als Muslimbrüder be-
zeichnet, mit fast 30 Prozent. Die
Partei von Staatspräsident Beji Caid
Essebsi und Regierungschef Yous-
sef Chahed kam weit abgeschlagen
mit 22 Prozent auf den zweiten
Platz. Die Unzufriedenheit mit der
Politik seit der Wende 2011 ist trotz
demokratischer Reformen groß.
Auch im Libanon gingen bei den
ersten Parlamentswahlen seit neun
Jahren die schiitischen Hisbollah
und ihre Verbündeten als Sieger
hervor. Der pro-iranische schiiti-
sche Block konnte 67 von 128 Man-
daten erringen. Vor neun Jahren
hatten noch die pro-saudischen
sunnitischen Kräfte unter Minister-
präsident Saad Hariri gesiegt. Trotz
der Verschiebung der politischen
Kräfte wird die seit dem Ende des
Bürgerkrieges 1990 etablierte Äm-
terverteilung bestehen bleiben, wo-
nach die wichtigsten politischen
Gruppierungen eine Einheitsregie-
rung bilden. B.B.

Tariq Ramadan, der Enkel des
Gründers der Muslimbru-
derschaft, Hassan al-Bana,

besitzt die Schweizer Staatsbürger-
schaft und ist seit 2009 Professor
für Islamwissenschaft an der Ox-
ford University. Das US-amerikani-
sche Nachrichtenmagazin „Time“
kürte ihn vor einigen Jahren zu ei-
nem der „Männer des Jahrhun-
derts“. Von mindestens vier Frauen
der Vergewaltigung angeklagt, wur-
de Ramadan im Februar in Frank-
reich in Untersuchungshaft genom-
men. Mehrere Haftprüfungstermi-
ne, unter anderem aus Gesund-
heitsgründen, wurden abgelehnt. 

Während er die Vorwürfe der
sexuellen Gewalt leugnet, wird für
ihn mächtig Propaganda gemacht.
Zuerst wurde die Website „Free
Tariq Ramadan“ angelegt. Dann
unterzeichneten 137 000 Men -
schen einen Aufruf für seine Frei-
lassung. Ramadans ethnische und
religiöse Identität wurde als Teil
seiner Verteidigung instrumentali-
siert. Bei dem kürzlich in Paris-
Bourget abgehaltenen „Jahrestref-
fen der Muslime Frankreichs“ wur-
de ein „Unterstützungskomitee“ für
Ramadan ins Leben gerufen. 

Der algerische Schriftsteller Ka-
mel Daoud fasste die Reaktion der
arabisch-islamischen Welt auf die
Ramadan-Affäre so zusammen:
„Schweigen, Unbehagen, Verlegen-
heit und Massenverschwörungsthe-

orien“. Doch wenn das Schweigen
der Muslime und ihre Verteidigung
für Tariq Ramadan schon bedauer-
lich sind, so ist das westliche
Schweigen noch schlimmer.

In den Vereinigten Staaten von
Amerika wie auch in Großbritan-
nien kann einem ein Angriff auf Ra-
madan eine Anklage wegen Ras-
sismus einbringen. 130 Persönlich-
keiten, darunter auch Feministin-
nen wie Caroline De Haas, haben
das Verfahren gegen Ramadan als
„eine politische Kampagne be-
zeichnet, die weit davon entfernt

ist, die Sache der Frauen zu vertei-
digen, sondern eine destruktive
Agenda des Hasses und der Angst
verfolgt“. 

Das Ziel scheint zu sein, Rama-
dan zu einem Märtyrer zu machen.
Die vier Frauen, die Ramadan der
Vergewaltigung beschuldigt haben,
sind bereits Ziele von Einschüchte-
rung, Gewalt und Drohungen. Ihre
tägliche Hölle wurde von der fran-
zösischen Wochenzeitung „Marian-
ne“ enthüllt. „Du bekommst nur,
was du verdienst“, bekam eine der
Frauen von einem der Brüder Ra-

madans zu hören. Henda Ayari, die
am 20. Oktober 2017 die erste Kla-
ge gegen Ramadan eingereicht hat-
te, beklagt sich: „Meine Familie
spricht nicht mehr mit mir.“ Ihr Na-
me, ihre Telefonnummern und
Adressen wurden in den sozialen
Medien publiziert. „Feministische
Organisationen haben mich fallen-
gelassen“, sagte sie der „Marianne“.
Ayari, die Todesdrohungen erhalten
hat, ist eine ehemalige Salafistin,
die auch wegen ihrer Erfahrung mit
Ramadan mit dem Islam gebrochen
und ihr Kopftuch abgenommen hat.

Nach islamischem Recht hätte
Ramadan gute Chancen, für un-
schuldig befunden zu werden.
Denn im Islam ist das Zeugnis einer
Frau vor Gericht nur halb so viel
wert wie das eines Mannes (Koran
2:282). 

Würde er jedoch unter der Scha-
ria des Ehebruchs überführt, er-
wartete ihn die Steinigung, wie
noch heute beim Islamischen Staat
(IS) üblich. In diesem Falle müsste
er eigentlich Frankreich für dessen
säkulares Rechtssystem danken. 

Ramadans angebliche Opfer ha-
ben weniger Glück. Selbst wenn
Ramadan verurteilt wird, ja gerade
dann, müssen sie weiterhin mit
muslimischen Subkulturen in West-
europa leben, die sie nicht als Op-
fer, sondern als Feinde behandeln.
Ihres Lebens sind sie so oder so
nicht mehr sicher. Bodo Bost

Vor vier Jahren besetzten
russische Sondereinheiten
zwar die Krim, aber das

gegenüberliegende Festland, mit
dem die Halbinsel durch eine
Landenge verbunden ist, ist unter
ukrainischer Verwaltung geblie-
ben. Da die Krim auf dem Land-
wege nur über diese Landenge zu
erreichen war, führte deren Blo-
ckade durch die Ukraine auf der
Halbinsel zu langwierigen Eng-
pässen in der Energie- und Nah-
rungsmittelversorgung, bis hin
zur Wasserversorgung. Das Leben
der Krimbewohner wurde unter
Russlands Herrschaft nicht schö-
ner und billiger, sondern weitaus
schwieriger und teurer als zu
ukrainischen Zeiten. Der Tou-
rismus auf der subtropischen
Halbinsel kam fast ganz zum Er-
liegen, sodass russische Touristen
fast gezwungen werden mussten,
auf der Krim teuren Urlaub zu
machen. Die Halbinsel war von
Russland aus nur mit dem Schiff
und auf dem Luftwege zu errei-
chen. Eine regelmäßige Hub-
schrauberverbindung konnte
kaum für Abhilfe sorgen. Deshalb
war es ein russisches Bestreben,
die Insel so schnell wie möglich
mit dem russischen Festland per
Straße und Schiene zu verbinden. 

Dies war schon seit Jahrhunder-
ten ein Traum, den als einzige die
deutsche Organisation Todt

1942/43 zum Teil verwirklicht
hatte. Allerdings ließ der deut-
sche Rückzug auch dieses Projekt
vor der Fertigstellung scheitern.
Schon in Sowjetzeiten, als die
Krim noch keine Grenzregion
war, versuchte man an dieses
deutsche Projekt anzuschließen,
doch ohne Erfolg. Auch unter
ukrainischer Herrschaft wurden
die Brückenpläne wieder aufge-
griffen. Diesmal scheiterten sie
hauptsächlich an den komplizier-
ten Grenzfragen und Schwierig-
keiten in der Geologie. Die unbe-

wohnte kleine Insel, die in der
Straße von Kertsch liegt, die jetzt
bei der neuen Brücke als zentra-
ler Pfeiler der 19 Kilometer lan-
gen Brücke dient, war zwischen
Russland und der Ukraine um-
stritten. 

Allerdings führten all diese Vor-
arbeiten dazu, dass bei der russi-
schen Annexion der Krim 2014
fast fertige Pläne bereits vorlagen
und fast unmittelbar danach mit
dem Mammutprojekt begonnen
werden konnte. Die Brücke wurde
schneller fertig und vor allem bil-

liger als geplant. Am Bau beteiligt
waren vor allem die dem russi-
schen Präsidenten Wladimir Pu-
tin verpflichteten Oligarchen, die
bereits die WM-Fußballstadien
und die Olympianalagen in Sot-
schi aus dem Boden gestampft
hatten, allen voran der Baukon-
zern von Putins Petersburger Ju-
dopartner Arkadi Rotenberg. 

Russlands Präsident ließ es sich
nicht nehmen, sein Lieblingspro-
jekt nach dessen Fertigstellung
persönlich einzuweihen. Das rus-
sische Staatsfernsehen übertrug
live, wie der Kremlchef erst den
verantwortlichen Managern und
Bauarbeitern dankte und dann
am Steuer eines KAMAZ-Last-
kraftwagens eine Lkw-Kolonne
über die Brücke anführte. Umge-
rechnet drei Milliarden Euro hat
die Brücke gekostet, anderthalb
Milliarden weniger als geplant. 

Architektonisch ist die Querung
der Meerenge von Kertsch ein
grandioses Projekt. Die längste
Brücke Europas wurde innerhalb
von nur drei Jahren gebaut, fast
zwei Jahre schneller als geplant.
Rund 40000 Personenkraftwagen
und knapp 150 Züge sollen auf ihr
pro Tag Halbinsel und russisches
Festland verbinden, weit mehr als
vor der Besetzung über die Land-
verbindung fuhren. Die Eisen-
bahnbrücke soll allerdings erst
2019 fertiggestellt werden. B.B.

Mit 19 Kilometern ist
die neue Brücke 

die längste Europas

Ersatz für Landenge
Brücke zwischen der Krim und dem russischen Festland eingeweiht

Freifahrtschein für Moslems?
Feministinnen solidarisieren sich mit angeblichem Vergewaltiger

Tariq Ramadan sitzt
in französischer

Untersuchungshaft

AU S L A N D

Erhebt schwere
Vorwürfe gegen

die 2013 von 
einem früheren

britischen Offizier
gegründete 
angebliche 

Hilfsorganisation: 
Die bolivianische

Dokumentarfil-
merin und 

Schauspielerin
Carla Ortiz

Bild: MingleMediaTV-
Network
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Verluste durch
Personalmangel

»Erneuerbare«
legen zu

Frankfurt am Main – Weltweit
werden den Unternehmen 8,452
Billionen US-Dollar Umsatz bis
zum Jahr 2030 aufgrund von zu
wenig verfügbaren Fach- und Ar-
beitskräften entgehen. 85,2 Millio-
nen Menschen fehlen der Wirt-
schaft. Besonders betroffen ist
Deutschland, das mit knapp 630
Milliarden US-Dollar den größten
Einnahmeausfall in Europa verbu-
chen muss. Das entspricht 14,4
Prozent seiner heutigen Wirt-
schaftskraft. Insgesamt fehlen bis
zum Jahr 2030 in Deutschland
knapp fünf Millionen potenzielle
Arbeitnehmer. Das ist das Ergeb-
nis der aktuellen Studie der in
Deutschland ansässigen und welt-
weit tätigen Personal- und Organi-
sationsberatung Korn Ferry. J.H.

Berlin – Der Anteil der sogenann-
ten erneuerbaren Energien am
Bruttoendenergieverbrauch ist von
10,5 Prozent im Jahr 2010 auf 14,8
Prozent im Jahr 2016 gestiegen.
Mit der Richtlinie 2009/28/EG zur
„Förderung der Nutzung von
Energie aus erneuerbaren Quel-
len“ hat sich Deutschland ver-
pflichtet, den Anteil „erneuerba-
rer“ Energien am Bruttoendener-
gieverbrauch bis zum Jahre 2020
auf 18 Prozent zu steigern. J.H.

Als sich der Deutsche Gewerk-
schaftsbund (DGB) in der vergan-
genen Woche zu seinem Jahres-
kongress traf, übte er sich in ei-
ner Machtdemonstration. Doch
die lauten Töne können nicht
darüber hinwegtäuschen, dass
die Basis der Arbeitnehmerver-
tretungen schwindet.

Den acht DGB-Mitgliedsverei-
nigungen gehören derzeit exakt
5 995 437 Mitglieder an. Weniger
als sechs Millionen waren zuletzt
1951 im DGB organisiert. Im Jahr
2010 gab es noch fast 200 000 Ge-
werkschafter mehr. Zur Jahrtau-
sendwende hatte der DGB noch
7,7 Millionen Mitglieder. Un-
mittelbar nach der Vereinigung
waren es sogar 11,8 Millionen –
fast doppelt so viele zuvor. 

Der DGB führt dies vor allem
auf das Älterwerden der Gesell-
schaft zurück. Das allein reicht
als Erklärung jedoch nicht aus.
So waren nach Angaben des ar-
beitgebernahen Instituts der
deutschen Wirtschaft (IW) im
vergangenen Jahr im Durch-
schnitt aller Branchen und Tarif-
bereiche nur 18,9 Prozent der Be-
schäftigten Mitglied einer Ge-
werkschaft. Zuwächse im Organi-
sationsgrad gingen dabei allein
auf das Konto des vom DGB un-
abhängigen Zusammenschlusses
„DBB Beamtenbund und Tarif-
union“, zu dem auch die einfluss-
reiche Gewerkschaft Deutscher
Lokomotivführer (GDL) gehört,
der man eine beachtliche Kam-
pagnenfähigkeit unterstellt. Der
Vorsitzende des DGB, Reiner
Hoffmann, räumte gegenüber der
Deutschen Presse-Agentur (DPA)
ein: „… wir müssen unseren Orga-
nisationsgrad halten und nach
Möglichkeit deutlich nach oben
schieben.“ 

Beobachter fragen sich, wie das
funktionieren soll. Die Gewerk-
schaften könnten nicht nur daran
wenig ändern, dass mehr ältere
Arbeitnehmer in Rente gehen als
jüngere nachrücken, sondern
auch daran, dass viele Menschen
in Teilzeit, befristet oder zu Nie-
driglöhnen arbeiten, weshalb sie

sich den Beitritt zu einer Gewerk-
schaft lieber sparen, konstatiert
die „Süddeutsche Zeitung“, laut
welcher der DGB-Kongress mehr
Fragen aufgeworfen als Antwor-
ten gegeben habe. 

Die DGB-Gewerkschaften gel-
ten mittlerweile als altbacken,
strukturkonservativ und unbe-
weglich. Politikwissenschaftler
raten ihnen seit Jahren zu mehr
Flexibilität, zu mehr Aktio-
nismus. Doch eine auf Kampag-

nen spezialisierte Organisation
wie etwa Greenpeace sieht Hoff-
mann in seinem DGB auch künf-
tig nicht. In seiner Grundsatzrede
wertete er zwar deren Renten-
kampagne vor der Bundestags-
wahl als Erfolg, im Zentrum sei-
ner Ansprache stand allerdings
klassische Gewerkschaftspolitik:
„Dort, wo wir stark sind, können
wir mit Tarifverträgen und Mitbe-
stimmung die Lebens- und Ar-
beitsbedingungen der Menschen
aus eigener Kraft verbessern.“

Doch die Lebensrealitäten haben
sich verändert. Laut Satzung ist
es die Aufgabe des Gewekschafts-
dachverbandes, dass er seine Mit-
gliedsgewerkschaften „vereinigt“
und die gemeinsamen Ziele in
der Politik vertritt. „Doch die
Interessen von Metallern mit
50 000 Euro Jahreslohn sind ja
nicht deckungsgleich mit jenen
von Teilzeitverkäuferinnen oder
Altenpflegern; ein höheres Ren-
tenniveau nutzt schließlich vor

allem langjährig Vollzeitbeschäf-
tigten mit ohnehin guter Rente“,
beschreibt die „Frankfurter Allge-
meine“ das Dilemma des DGB. 

Intern macht sich Unmut breit.
DGB-Chef Hoffmann bekam dies
bei seiner Wiederwahl in Berlin
zu spüren. Mit 76,3 Prozent er-
hielt er 16,8 Punkte weniger als
vor vier Jahren. Er gilt vielen als
zu stark entfernt von der Basis,
als zu EU-freundlich und zu nah
an der Politik. Viele Delegierte
monierten während ihrer Reden,

dass der DGB-Vorsitzende die
SPD nach dem Aus der Jamaika-
Sondierungen vergangenes Jahr
vehement zu einer neuen großen
Koalition drängte.

Doch es sind vor allem die Um-
wälzungen der modernen Ar-
beitswelt, die das gewerkschafts-
interne Klima belasten. Der IG-
Metall-Vorsitzende Jörg Hoff-
mann weiß keine Antwort auf die
Frage, ob traditioneller Arbeit-
nehmerschutz in Arbeitsgebieten

mit neuer, oft digitaler Technolo-
gie zu gewährleisten ist. „Da sind
viele Fragen offen“, gibt er unum-
wunden zu. Im Gespräch mit der
DPA nennt er als Beispiel, dass
Elektromobilität herkömmliche
Autos immer mehr verdränge:
„120 000 Arbeitnehmer müssen
allein deshalb bis 2030 eine an-
dere Tätigkeit als bisher ausüben.
Doch die neuen Stellen sind oft
schlechter bezahlt, ohne Tarifver-
trag, ohne gute Standards.“ Die
Gewerkschaften müssen sich fra-

gen, wie sie ihre Machtressour-
cen stärken können, um das Ver-
sprechen, „dass wir jeden durch
die Transformation bringen“,
auch einlösen zu können. „Wenn
wir das nicht schaffen“, so der IG-
Metall-Chef, „wird es schwer.“ 

Das spürt wohl auch der DGB-
Vorsitzende, wenn er die Ge-
werkschaften „als Bollwerk der
Demokratie“ preist. Wenn gar
nichts mehr hilft, muss eben die
AfD herhalten. „Wenn wir die Le-

bensumstände der Menschen
verbessern, dann erschweren wir
den Rechten und Ewiggestrigen
ihr schmutziges Geschäft“, rief er
in Berlin. Doch der Applaus blieb
bescheiden. Die liberale „Wirt-
schaftswoche“ sah darin entsetzt
„eine seltsame Selbstverzwer-
gung“. Die Beantwortung der so-
zialen Frage sei für den obersten
Gewerkschaftsboss kein Selbst-
zweck, sondern vor allem ein
Mittel im „Kampf gegen rechts“.

Peter Entinger

»Bollwerk der Demokratie«
Reiner Hoffmann biedert seinen DGB der Politik als Mittel gegen »Rechte und Ewiggestrige« an

Als das Fernbus-Unterneh-
men Flixbus vor fünf Jah-
ren an den Markt ging, sag-

ten viele Branchenkenner dem
Unternehmen eine rasantes Schei-
tern voraus. Das Gegenteil ist ein-
getreten. Nach einem regelrechten
Siegeszug durch Europa steht nun
der Sprung über den großen Teich
an. „Wir wollen jede Menge Inno-
vation bringen“, kündigte Firmen-
chef André Schwämmlein am ver-
gangenen Dienstag während einer
Pressekonferenz in Los Angeles
an. Der Eintritt in den US-Markt
sei ein Meilenstein. 

Der Auftakt soll zunächst mit
acht lokalen Buspartnern erfolgen,
eigene Fahrzeuge will sich das
Münchner Unternehmen dabei
erst einmal nicht leisten. Flixbus
beschränkt sich vorerst auf die
US-Westküste und bietet vom US-
Hauptsitz in Los Angeles Fahrten
nach San Diego, Las Vegas und
Palm Springs bis hin nach Phoe-
nix, Flagstaff und Tucson in Arizo-
na. „Wir wollen Busfahren attrak-
tiv für alle mache“, erklärte
Schwämmlein. Flixbus wolle die
US-Kunden mit „smarter und grü-
ner Mobilität“ sowie günstigen
Preisen und dem „besten Service“
überzeugen. 

Doch ob die Markteroberung so
reibungslos funktioniert wie in
Europa ist fraglich. Die Fläche der

USA ist riesig und die US-Ameri-
kaner sind ein Volk von Vielflie-
gern. Flixbus versucht sich des-
halb als moderner Dienstleister
und nicht als klassisches Bus-
unternehmen in Szene zu setzen.
US-Kunden will man etwa mit ei-
ner Ticket-App sowie kostenlosem
Entertainment und Internet an
Bord locken. Dass sich in den USA
dabei durchaus Marktlücken auf-
tun, ist kein großes Geheimnis.
Die Greyhound-Busse seien legen-
där, aber nicht besonders beliebt,

schreibt das Portal „Tagesschau
Online“. Langsam und muffig sei
das Image von Langstreckenbus-
sen in den USA. Greyhound, in
vielen Liedern als Reisemittel von
Abenteurern besungen, habe in-
zwischen den Ruf eines „Trans-
portmittels für arme Leute“. Ram-
ponierte Sitze und stinkende
Bordtoiletten würden die langen
Fahrten durch das weite Land oft
genug schwer erträglich machen. 

Flixbus präsentierte nun das
gleiche Konzept wie in Europa.
Lokale oder regionale Partner stel-

len die Busse und wickeln die
Fahrten ab. Genehmigungen, Mar-
keting und Ticketverkauf erfolgen
in den USA. US-Manager Pierre
Gourdain gibt sich kampfeslustig:
„Dies wird unser größter Markt
und unser größter Erfolg.“ Los An-
geles werde das zweite globale
Hauptquartier neben München
werden. „Wir sind bereits die
größte Marke im europäischen
Fernbusmarkt und wir wollen die
größte in den USA werden“, kün-
digt Firmengründer Schwämmlein
an. Zum Jahresende bot das
Unternehmen mit rund
250 000 Verbindungen pro Tag
1700 Ziele in 28 Ländern an. Rund
40 Millionen Fahrgäste seien
unterwegs gewesen. In Deutsch-
land liegt der Marktanteil bei über
90 Prozent. 

In den USA bietet Flixbus zu-
nächst Kampfpreise an. Eine Fahrt
von Los Angeles nach Las Vegas
ist ab 2,99 US-Dollar zu haben.
Mit dem Auto benötigt man für
die Strecke etwa viereinhalb Stun-
den. „Für viele Leute ist Fort-
schritt, immer schneller zu fahren.
Für uns ist Fortschritt, wenn wir
dem Drittel der Amerikaner, das
bisher gar nicht reist, die Möglich-
keit dazu geben“, sagt US-Chef
Gourdain. Es gebe keine Ausrede
mehr, sich nicht auf den Weg zu
machen. P.E.

Die Investmentbank Gold-
man Sachs will künftig auch
mit deutschen Privatkun-

den ins Geschäft kommen. Bislang
kümmert sich die Bank hierzulan-
de vor allem um die großen Dax-
Konzerne und professionelle Inve-
storen. In den USA bietet Goldman
Sachs über eine Online-Banking-
Plattform namens „Marcus“ bereits
seit dem Jahr 2016 Verbraucherkre-
dite und auch Sparkonten an. In-
dem die Bank höhere Zinsen auf
Spareinlagen anbot, gelang es ihr in
den USA Marktanteile zu erobern.
Bislang konnte Goldman Sachs
über „Marcus“ in den USA 500000
Kunden gewinnen. 

Namensgeber für die Internet-
Plattform für Privatkunden ist Mar-
cus Goldman, der deutsche Fir-
mengründer des Geldhauses. In
Großbritannien soll „Marcus“ in
der zweiten Hälfte des Jahres an
den Start gehen. Auf dem briti-
schen Markt will die Bank Klein-
kunden zunächst nur Sparkonten
anbieten, erst später soll auch das
Kreditgeschäft dazu kommen. Wie
der Europachef von Goldman
Sachs, Richard Gnodde, gegenüber
der „Financial Times“ ankündigte,
will die Bank mit dem Internetan-
gebot „Marcus“ auch in Deutsch-
land in das Privatkundengeschäft
einsteigen. Einen genauen Zeit-
punkt für die Umsetzung der Pläne

für den deutschen Markt nannte
Gnodde nicht. Wie berichtet wird,
sollen bei den Expansionsplänen
im Bereich der Privatkunden Spar-
konten und Verbraucherkredite ei-
ne wichtige Rolle spielen. Laut dem
Europachef von Goldman Sachs
soll sich die Online-Plattform auf
das obere Ende des Kreditmarktes
konzentrieren, sich also vor allem
an Kunden mit einer hohen Kredit-
würdigkeit richten. 

Bankenexperten sehen die Ex-
pansionspläne von Goldman Sachs

als Versuch, neben dem traditionel-
len Investmentbanking und der
Vermögensberatung mit Großinves-
toren, auch ein Standbein im Mas-
sengeschäft aufzubauen. Dies
könnte helfen, Schwankungen im
bisherigen Hauptgeschäft auszu-
gleichen. So berichtete Goldman
Sachs im Juli 2017, dass seine Ein-
nahmen aus dem Handel mit An-
leihen, Rohstoffen und Devisen im
zweiten Jahresquartal 40 Prozent
unter denen des Vergleichszeitrau-
mes von 2016 lagen. Unter dem
Strich blieb ein stagnierender Net-

togewinn von 1,63 Milliarden US-
Dollar. Zwar konnte Goldman
Sachs im Frühjahr dieses Jahres
wieder einen deutlichen Gewinn-
anstieg melden, insgesamt gilt das
Geschäftsmodell des Investment-
banking aber als schwieriger denn
in der Vergangenheit. Zudem peilt
die Investmentbank bis 2020 eine
Steigerung des Gesamtumsatzes um
fünf Milliarden Dollar an. Das Mas-
sengeschäft mit Privatkunden soll
offenbar einen Teil dieser Umsatz-
steigerung sichern. 

Für Goldman Sachs werden
allerdings auch die Pläne für das
Geschäft mit deutschen Privatkun-
den eine Herausforderung darstel-
len. Gerade der deutsche Markt gilt
als schwierig. Sparkassen sowie
Volks- und Raiffeisenbanken dek-
ken einen Großteil des Massenge-
schäfts ab und sind flächendeckend
mit Filialen präsent. 

Goldman Sachs will aus Kosten-
gründen ganz auf Filialen verzich-
ten und stattdessen ganz auf das
Online-Bankgeschäft setzen. Laut
einem Bericht des „Wall Street
Journal“ plant Goldman Sachs mit
dem Apple-Konzern gemeinsam
eine Kreditkarte herauszugeben.
Wie das Blatt berichtet, soll die
Kreditkarte das Apple-Pay-Logo
tragen. Bereits Anfang kommen-
den Jahres könnte es in den USA
losgehen. Norman Hanert

Gemeinsame 
Kreditkarte mit Apple

statt Filialen

Deutsche Sparer im Visier
Goldman Sachs drängt ins Privatkundengeschäft der Bundesrepublik

Sprung in die USA
Fernbus-Unternehmen Flixbus expandiert über den Atlantik

Der Service soll 
besser werden als 

bei Greyhound

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.964.095.449.795 €
Vorwoche: 1.964.142.640.552 €

Verschuldung pro Kopf:
23.721 €
Vorwoche: 23.722 €

(Dienstag, 22. Mai 2018, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

Musste sich bei
seiner Wie der -
wahl mit 
16,8 Pro zent -
punkten weniger
zufrieden geben
als vor vier 
Jahren: 
DGB-Chef Reiner
Hoffmann

Bild: Imago



8 Nr. 21 – 25. Mai 2018 

Wie kann ein Pressefoto, auf
dem drei Türken zu sehen
sind, teilweise mit einem

Fußballertrikot in der Hand, die hal-
be Nation zwischen Flensburg und
Garmisch in Aufregung versetzen?
Zu erklären ist das nur durch die
unter schied liche Graduierung ihres
Türken tums, und das Verhältnis
dessen zu Deutschland. Da ist zu-
nächst Recep Erd ogan, Staatspräsi-
dent der Türkei und als solcher in
Fragen des Türkisch-Seins über al-
len Zweifel erhaben. 

Ein wenig anders verhält es sich mit den
beiden anderen Herrn, zwei Fußballern,
deutsche Staatsbürger und sogar Mit -
glieder der deutschen National mann schaft,
aber doch türkisch von ihrer Ab stammung
her. Ein weit erer Unter schied zwischen
dem Präsi denten und
den Ball-Artisten be-
steht dar in, dass jener
hier in Deutsch land
unbeliebt ist, diese
hinge gen sich hierzu-
lande vermöge ihrer
Geschicklichkeit, ei-
nen Ball zu treten, in einschlägigen Kreisen
großen Zuspruchs erfreuen.

Dieser hat nun gelitten, weil sich die bei-
den Sportler von Erdogan für dessen Wahl-
kampf haben einspannen lassen. Um das
Potenzial des Lächerlichen, das dieser Pos-
se innewohnt, noch vollends auszuschöp-
fen, ließ sich – bei allem Respekt –
Bundespräsi dent Frank-Walter Steinmeier
herbei, die zwei Fußballer zu empfan gen,
um alle Irritationen auszuräumen, jeden-
falls auf deutscher Seite. Auch er ist jetzt
wieder aller Präsident.

Dahinter steckt die Frage, wieweit je -
mand zwei Nationen angehören und wel -
che Folgen ein solcher Zwiespalt haben
kann. Dieser Frage hat sich der Fußball nur
unzureichend, gründlich aber das Staats-
recht angenommen. Danach gibt es drei
Kennzeichen der Nation. Das erste, forma-
le für einen Bürger ist der Besitz der
Staatsbürgerschaft. Diese erwirbt man

durch Geburt oder Einbürgerung. Um auf
das aktuelle Beispiel zurück zugreifen: Die
beiden bewussten Fuß baller sind in
Deutschland geboren, sie gehören also
nicht zu der Schar von Spitzensportlern,
denen man einen Pass verleiht, um sich

mit ihren Rekorden
schmücken zu können. 

Die zweite Form der
Zugehörigkeit zu ein er
Nation ist die Teilhabe
an der Kul turnation.
Dazu gehört in erster
Linie die Mutterspra-

che, aber auch das tätige Be wusstsein der
künstlerischen und anderen geistigen Her-
vorbringungen der jewei ligen Nation sowie
die Teilhabe an Bräuchen und Traditionen.
Diese Form der Zugehörigkeit geschieht im
Allgemeinen ebenfalls von Geburt an, setzt
aber die Staatsbürgerschaft nicht voraus.
Im Sinne der Kulturnation gehört auch ein
Süd ti roler oder ein Deutscher in Namibia
der deutschen Nation an.

Die dritte Form der Teilhabe ist die Be -
kenntnisnation. Hier geht es um die Frage
nach einer Empfindung, die sich, um beim
Fußball zu bleiben, daran exemplifizieren
lässt, ob ein Südtiroler beim WM-Finale
der deutschen Mann schaft die Daumen
drückt oder der ita lienischen. 

Eines ist deutlich: Der Staat hat lediglich
auf die erste Form einer Zugehörigkeit zur
Nation Einfluss, auf die Staatsbürger schaft,
und dies nur dann, wenn sie ver liehen
werden soll. Entziehen kann man sie in

Deutschland ohnehin nicht. Wel che Spra-
che aber eine Familie in ihren vier Wänden
spricht, oder wie es jemand mit patrioti-
schen Gefühlen hält, das ist Privatsache. 

Was nun den türkischen Präsidenten Er-
dogan angeht, so spielt er derzeit mit gro -
ßem Aplomb auf der Klaviatur der Kultur-
nation und des Bekenntnisses, also des ge-
fühlten Patriotismus. Dass sich zwei harm-
lose Fußballer in Deutschland vor diesen
Karren spannen lassen, von denen einer
dann noch, Erdogan  „seinen Präsidenten“
nennt, ist eine Episode. Wenn aber aus
halb Europa bekennende Angehörige der
türkischen Kulturnation mit ganz verschie-
denen Staatsangehörigkeiten nach Bosnien
kommen, um „ihren Präsidenten“ zu hören
und in seinem Wahlkampf zu un terstützen,
so wird ein bedenkliches Phä nomen sicht-
bar.

Denn wenn auch die Staatslehre drei
Formen der Zugehörigkeit zu einer Nation
kennt, so ist es doch seit der Herausbil-
dung der europäischen Völker vor 1500
Jahren der Regelfall gewesen, dass diese
drei Formen eine Einheit ge bildet haben.
Das Herkommen aus ein em Volk, das Be-
kenntnis dazu und die Rechte, die sich aus
beidem ableiten, haben untrennbar zu-
sammengehört. Diese Bindung war so eng,
dass über lange Zeit ein Ausbrechen dar-
aus zu mindest mit Ächtung geahndet wur-
de.

Das ist natürlich längst vorbei. Das Ge -
füge staatlicher, kultureller und emo -
tionaler Zusammengehörigkeit hat derart

Schaden genommen, dass ein Mann wie
der grüne Parteivorsitzende Robert Habeck
sa gen darf, es gebe gar kein Volk und da her
könne es auch keine Zugehörigkeit dazu
geben. Wäre diese Aussage ledig lich als ir-
rige Feststellung eines Sach verhaltes zu
verstehen, so könnte man sie abtun als die
intellektuelle Fehlleis tung eines einzelnen
Irrenden. 

Tatsächlich aber formuliert Habeck eine
Wunschvorstellung, die Projektion in eine
Zukunft, in der wirklich alles ein -
geschmolzen wäre, was heute zwi schen
den Völkern der Welt an Unter -
scheidbarkeit, Eigenwert und Struktur vor-
han den ist: die äußerste Form des Multi-
kul turalismus, der zu seinem Ge gen teil
mutiert, nämlich einer
Welt der einen Kultur,
oder – weil das Wort
hier nicht mehr zu-
trifft – einer einzigen
Art, das Leben zu ver-
bringen. Dies ist eine
Vorstellung, die an
Schrecken sogar George Orwell übertrifft.

Umso erstaunlicher ist, was Regierungen
und Nichtregierungsorganisationen an
Mühen auf sich nehmen, sich diesem Ziel
zu nähern, sei es bewusst oder aus Blind-
heit. Das reicht von der Globali sierung bis
zur gezielten Einwanderung vor allem von
Afrikanern in die EU, die letztlich nur ein
Baustein dieser Globa lisierung ist. Der ein-
flussreiche US-Po litologe Tom Barnett, der
in der Tradi tion des verstorbenen Präsi-

dentenbera ters Zbignew Brzezinski
steht, beschreibt die Vernetzung, die
mit der Globalisie rung einhergeht,
in erstaun licher Of fen heit: „Sie wird
den Wirtschaftskreis lauf beseitigen,
nationale Grenzen einreißen, und
die Relevanz des Staates bei der
Steuerung einer globalen Sicher-
heitsordnung beenden.“ Nur neben-
bei und am Rande: Barnett fordert
eine Verzehnfachung der Einwande-
rung aus Afrika nach Europa.

Es wird eine Zeit kommen, in der
die jungen Leute wieder einmal zu

ihrer Vä tergeneration sagen werden: Wa-
rum habt ihr nichts dagegen getan, warum
seid ihr nicht aufgestanden, ihr hattet doch
alles nachlesen können.

Allerdings betrifft das Konzept der nati -
onalen, kulturellen und staatlichen Selbst -
entleibung nur den Westen, soweit er unter
dem Einfluss der USA steht. Deren An-
spruch auf weltweite Befehlsge walt wird
indes eingeschränkt durch an dere Länder,
die anderen Zielvorstel lun gen folgen, allen
voran Russland und China. Die offene
Feindschaft, welche die USA diesen und
den Ländern ge genüber entwickeln, die
sich an die bei den halten, resultiert nicht,
wie die Pro paganda es sagt, aus einem
Schutz be dürfnis Washingtons, sondern aus

der Absicht, den an-
deren ihren Willen
aufzudrängen.

Doch es bleibt da-
bei: Bis auf den Be-
weis des Gegenteils
gehören Unterschie-
de, Traditionen und

Strukturen zu den Sta bilitätsmerkmalen
eines Zusammenle bens der Völker. Dazu
bedürfen diese jeweils einer eigenen Er-
kennbarkeit, also des Gegenteils einer be-
liebigen Melange. Das ist die Vorausset-
zung für Wettbewerb, Achtung des Gegen-
über und schließlich ein friedliches Aus -
kom men unter den Völkern. Und wenn es
Ausnahmen davon gibt, soll man sie auf
den Sport beschränken und nicht zu hoch
hängen. Florian Stumfall

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

Der Autor: Florian Stumfall ist ein christsoziales
Urgestein. Unter anderem war der 1943 geborene
promovierte Politikwissenschaftler ein Vierteljahr-
hundert lang Redakteur beim „Bayernkurier“. In
mehreren Büchern hat er das Zeitgeschehen aus

konservativer Weltsicht aufs Korn genommen.

Die Bundesregierung hat auf
eine AfD-Anfrage erklärt,

dass pro Jahr 343 Millionen Euro
Kindergeld an Ausländer ins Aus-
land gezahlt werden. Sie hat
ebenfalls zugegeben, dass krimi-
nelle Organisationen aus Süd-
osteuropa in großem Stil mit fal-
schen Geburtsurkunden und fal-
schen Schulzeugnissen Kinder
osteuropäischer Eltern angeben,
die es gar nicht gibt. Daraus ent-
stehe ein möglicher Schaden von
mehr als 100 Millionen Euro. Mit
anderen Worten: Mit dem Kinder-
geld der Ausländer wird Massen-
kriminalität finanziert. 

Die Österreicher kürzen neuer-
dings das Kindergeld für im EU-

Ausland lebende Kinder auf das
Niveau der dort jeweils üblichen
Kindergeldsätze. Auch die
Bundesregierung möchte dies
gern tun, hat aber nicht den Mut
der Österreicher, weil sie dazu auf
eine EU-Zustimmung wartet. Die-
se EU-Zustimmung gibt es aber
nicht. Die EU-Kommission lehnt
das ab und auch zwölf Mitglieds-
länder haben sich ausdrücklich
dagegen ausgesprochen, weil für
sie die deutschen Kindergeldmil-
lionen wünschenswerter Finanz-
zuschuss sind. Solange also die
Bundesregierung mit ihren Kür-
zungsplänen auf Zustimmung der
Begünstigten wartet, wird sie
ewig warten müssen.

Von Wien lernen
Von Eberhard Hamer

Asylrechts-Geisel
Von Bodo Bost

Der Versuch einer Verrech-
nung von Entwicklungshilfe

mit einer gescheiterten Asylpoli-
tik, wie ihn Christdemokraten
jetzt unternehmen, entbehrt jeg-
licher christlicher oder sozialer
Verantwortung. Erstaunlich nur,
dass niemand aus denselben
Kreisen bereits 2015 auf die Idee
gekommen ist, die Asylpolitik
der offenen Grenzen der
Bundeskanzlerin, die damals als
alternativlos bezeichnet wurde,
infrage zu stellen. Dieselben
Kreise, die jetzt Länder, die zu
den ärmsten der Erde gehören,
zur Geisel des weltweit kaum
noch vermittelbaren deutschen
Asylrechts machen wollen, ha-
ben damals die Lüge von der hu-
manitären Notlage im Bahnhof
von Budapest, die zur unkontrol-
lierten Grenzöffnung führte, als
erstes übernommen.

Jetzt endlich zeigt sich, dass
nicht humanitäre Gründe für

diese Grenzöffnung verantwort-
lich waren, wie bisher immer be-
hauptet, sondern eher parteipoli-
tische oder populistische. Dem
Populismus einiger Unionspoliti-
ker ist das Schicksal der drei bis
vier Milliarden Weltbewohner,
die unter dem Existenzminimum
leben und in den Genuss der
Entwicklungshilfe kommen,
reichlich schnuppe. Allein das
Asylrecht hat für sie Verfassungs-
rang und nicht die Entwick-
lungshilfe, die man beliebig kür-
zen kann, um das Asylrecht,
auch wenn es immer absurder
werdende Züge annimmt, zu er-
halten.

Die im Ausland nicht zu ver-
mittelnde Asylpolitik Angela
Merkels war bereits einer der
Hauptgründe für den Brexit. Jetzt
soll ihr auch das Prinzip des
internationalen Lastenaus-
gleichs, dem die Entwicklungs-
hilfe entspricht, geopfert werden.

Glaubwürdigkeit à la CDU
Von Hermann Paul Winter

Thomas Strobel, stellvertre-
tender Vorsitzender der
CDU, forderte vor Kurzem

in einem Interview zum wieder-
holten Mal: „Wir brauchen eine
harte Abschiebepolitik!“ Diese
Forderung stellt er seit 2016 ge-
betsmühlenartig – Taten folgten ihr
jedoch noch nie. Man bekommt
den Eindruck, dass er die Bevölke-
rung mit seinen Forderungen ein-
schläfern will, um von der Trag-
weite des von Angela Merkel ver-
ursachten Abschiebechaos abzu-
lenken. Wie wäre es sonst zu erklä-
ren, dass Strobel seine Forderung
in der Presse stellt, statt sie bei der
Kanzlerin durchzusetzen?

Seit die CDU den verheerenden
Folgen der historischen Fehlent-
scheidung ihrer Kanzlerin ohn-
mächtig gegenübersteht, ist das
„Fordern statt Regieren“ – ein
Symptom politischen Versagens –
unter Merkels Ministern und Par-

teifreunden zum traurigen Ritual,
der inflationäre Gebrauch von ver-
logenen Forderungen zum Mar-
kenzeichen der CDU geworden:
Bereits im Juli 2016 forderte Horst
Seehofer die nachträgliche Über-
prüfung von
Asylsuchern, im
August 2016 for-
derte Peter Alt-
maier ein Früh-
warnsystem ge-
gen islamische
Radikalisierung,
der ehemalige Bundesinnenmini-
ster Thomas de Maizière forderte
im November 2016 ebenfalls mehr
Abschiebungen. Nichts davon
wurde auch nur ansatzweise um-
gesetzt.

Umfassende und spürbare Ab-
schiebungen sind nicht nur über-
fällig, sondern durch Recht und
Gesetz vorgeschrieben. Glaubt
man den politischen Zahlen, so

halten sich bis dato – von einer un-
übersehbaren Anzahl Illegaler, die
nie registriert wurden oder ein
Verfahren durchlaufen haben,
abgesehen – zirka eine Million
Ausreisepflichtiger im Bundes-

gebiet auf. Den-
noch wurden
2017 gerade ein-
mal 23 966 Ab-
schiebungen in
D e u t s c h l a n d
durchgeführt –
weniger als

2016. Eine lächerliche Zahl, zumal
die Kanzlerin im Januar 2017 an-
gekündigt hatte, Abschiebungen
mit einer „nationalen Kraftan-
strengung“ in Angriff nehmen zu
wollen. 

Auch Thomas Strobel trat mit
dem Märchen von der nationalen
Kraftanstrengung auf. Wer damals
erwartet hatte, dass er als baden-
württembergischer Innenminister

in seinem Bundesland den Worten
Taten folgen lassen und mit gutem
Beispiel vorangehen würde, sollte
enttäuscht werden: Auch im Mu-
sterländle gingen die Abschiebun-
gen im Jahr 2017 zurück:
3450 Ausreisepflichtige mussten
das Land verlassen, 2016 waren es
noch 3638. So geht Glaubwürdig-
keit à la CDU!

Derweil alarmiert eine andere
Äußerung Strobels und entlarvt
seine „Forderung“ endgültig als
leere Versprechung. Vor wenigen
Wochen beklagte er den schwieri-
gen „Spagat zwischen Rückfüh-
rungen und Interessen der Wirt-
schaft“. Offensichtlich will Strobel
gegebenenfalls im Interesse der
Wirtschaft von Abschiebungen ab-
sehen. Das macht sprachlos, aber
man kennt es ja: Rechtstreue
scheint im Dunstkreis der Kanzle-
rin keine maßgebliche Rolle mehr
zu spielen.

Rechtstreue
scheint im
Dunstkreis der
Kanzlerin keine
maßgebliche
Rolle mehr zu
spielen: 
Thomas Strobel
und Angela 
Merkel

Bild: pa

Die Worte und Taten
des Vize-Chefs der

CDU, Thomas Strobel

Gegenwind

Ein bedenkliches 
Phä nomen wird sichtbar

Von FLORIAN STUMFALL

FO R U M
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MELDUNGEN

Neues von 
Händel in Halle

Halle − Unter dem Motto „Fremde
Welten“ finden vom 25. Mai bis
10. Juni die Händel-Festspiele
2018 mit über 100 Veranstaltun-
gen statt, darunter sogar Erstauf-
führungen. Alle acht auf dem Pro-
gramm stehenden Opern werden
in Deutschland erstmals nach der
Hallischen Händel-Ausgabe auf-
geführt oder sind weltweit die
ersten szenischen Wiederauffüh-
rungen seit dem 18. Jahrhundert.
Und mit „Berenice, Regina d’Egit-
to“, HWV 38, schließt sich am
ersten Festspieltag in der Oper
Halle nach fast 100 Jahren die
letzte Repertoirelücke: In der
Geburtsstadt des Barockkomponi-
sten werden dann alle seine 42
Opernwerke erklungen sein. Zum
ersten Mal Spielstätte der Händel-
Festspiele ist das Anhaltische
Theater Dessau, wo die Oper
„Giulio Cesare in Egitto“ von Stu-
denten der Leipziger Musikhoch-
schule szenisch aufgeführt wird.
Karten und das vollständige Pro-
gramm gibt es über die Internet-
seite des Händel-Hauses: www.
haendelfestspiele-halle.de tws

Mit dem neuen Museum „Federi-
co II Stupor Mundi“ versucht die
italienische Industriestadt Jesi bei
Ancona, sich auch als Kulturstadt
zu positionieren. 

Vor bald 824 Jahren, am 26. De -
zember 1194, erblickte der Staufer
Friedrich II., Enkelsohn von Fried -
rich Barbarossa, in einem Zelt auf
dem Marktplatz von Jesi das Licht
der Welt. Die Ehe der Eltern,
Heinrich VI. und Konstanze von
Hauteville, Tochter von Siziliens
erstem Normannen-König Ro -
ger II., der Sizilien, Kalabrien und
Apulien zu einem neuen König-
reich vereinigt hatte, war lange
kinderlos geblieben. Zudem war
Konstanze, als sie Mutter wurde,
fast 40 Jahre alt. Um alle Spekula-
tionen im Keim zu ersticken, be -
wies sie ihre Mutterschaft mit
einer Geburt auf einem öffent-
lichen Platz. 

Jesi spielte in Friedrichs Leben
keine weitere Rolle. 1195 hatte der
Neugeborene den Ort bereits ver-
lassen. Schon nach drei Monaten
übergab Konstanze ihren Sohn der
Herzogin von Spoleto. Deren
Mann, Konrad von Urslingen,
gehörte zu den engsten Vertrauten
Heinrichs VI. Am Herzogshof in
Foligno bei Assisi verbrachte Frie-
drich seine ersten Le bensjahre.
Immerhin trägt die heute von
einem Obelisken (1845) überragte
Geburtsstätte inmitten von Jesis
historischer Altstadt seinen
Namen. An das historische Ereignis
auf der Piazza Federico II erinnerte
bisher nur das ins Pflaster eingelas-
sene Textband.

Mit dem neuen Museum „Fede-
rico II Stupor Mundi“ im Palazzo
Ghislieri erhält die Piazza neues
Gewicht. Denn es ist das einzige,
das monothematisch an die schil-
lernde Herrschergestalt er innert.
Friedrich II., dessen Herrschaft als
König von Sizilien und Kaiser des
römisch-deutschen Reiches von
der Ostsee bis Sizilien, von Lyon
bis Wien reichte, war fast ständig
unterwegs. Am liebsten jedoch

hielt er sich in Apulien auf. Im
multikulturellen Palermo aufge-
wachsen, sprach er fließend meh-
rere Sprachen und widmetet sich
mit Leidenschaft Innovationen in
Wissenschaft, Rechtswesen und
Politik. Der von ihm errichtete
zentralistische Einheitsstaat
konnte als modernster in Europa
gelten. Sein Hof war Treffpunkt
der besten Wissenschaftler seiner
Zeit. Unter ihnen viele Araber, die
seinerzeit in allen Disziplinen
einen deutlichen Vorsprung hat-
ten. 1224 gründete er eine Uni-
versität in Neapel.

In 16 Sälen kann man nun am
Leben des Schwaben teilnehmen.
Die Themen Geburt, Vorfahren,
König von Deutschland, Kaiser, ara-
bisch-normannisch-schwäbisches
Sizilien, Luceras Sarazenen, die
Kastelle, das Brückentor von
Capua, Päpste und Kirche, Kreuz-
zug, Reich und Gemeinden, Falk -
nerei, Kultur und Wissen, das
„Staunen der Welt“ (stupor mun di),

Nachkommen und Mythos werfen
Schlaglichter auf die wichtigsten
Bereiche. Exponate werden durch
Multimedia ersetzt, also durch
interaktive Installationen, Drei-D-
Animationen und maßstabsgerech-
te Rekonstruktionen. 

Als vom Papst gebannter christ-
licher Herrscher spielte Fried -
rich II. Schach mit muslimischen
Herrschern, statt ihre Reiche zu
erobern. Gewährte den Sarazenen
Religionsfreiheit und Privilegien,
um ihr Vertrauen zu gewinnen.
Verzichtete auf Krieg und setzte
auf Diplomatie, um Jerusalem von
den Muslimen zurückzuerobern.
Wie Friedrichs Offenheit und
Toleranz gegenüber den Arabern
und dem Islam tatsächlich zu deu-
ten ist, darüber streiten sich die
Wissenschaftler bis heute. 

In jedem Fall war er ein „Exot“
seiner Zeit, der die Position des
Papstes massiv in Frage stellte.
Papst Innozenz IV. fühlte sich von
dem selbstherrlichen Staufer der-

art bedroht und beleidigt, dass er
1246 zum Kreuzzug gegen ihn
aufrief. 

Friedrich II. starb am 13. De -
zember 1250 im Castello Fioren -
tino in der Capitanata, dem nörd-
lichen Teil Apuliens. Todesursa-
che war ein Darmleiden, ein
Infekt oder auch Krebs. Es gab
auch Gerüchte, er sei vergiftet
worden. Die spektakuläre Öff-
nung seines Sarkophages 1998 in
der Kathedrale von Palermo auf
Sizilien mit Hilfe neuester deut-
scher Technik sollte Gewissheit
bringen. Doch das medienwirk-
sam inszenierte Unternehmen
blieb ergebnislos. Denn es war
nicht möglich, die Todesursache
über eine DNA-Analyse herauszu-
finden, wie die Forschungsabtei-
lung der seit 1988 in Jesi-Onlus
beheimateten „Friedrich II. von
Hohenstaufen Stiftung“ mitteilte.

Sichtbarer sind die Spuren sei-
ner immensen Bautätigkeit. Auf
Sizilien und an der Ostküste Apu-

liens entstand eine Phalanx an
Verteidigungsanlagen. Es wurden
Talsperren, Brücken und Straßen,
Hafenanlagen ge- oder ausgebaut
und eine Vielzahl an Kastellen
errichtet, daneben Jagdschlösser
und Brückentore wie das im Mu -
seum thematisierte von Capua.
Nach neustem Stand werden
Fried rich II. über 280 umgestalte-
te oder neu errichtete Bauwerke
zugeschrieben. Als sein berühm-
tester Bau gilt das „Castel del
Monte“ zwischen den apulischen
Städten Andria und Bari. Die
achteckige Burg steht seit 1996
auf der Liste des Weltkulturerbes
und ziert seit 2001 die Rückseite
der italienischen 1-Cent-Münzen.

Der Zeitpunkt der Eröffnung
des Museums hing von Finanzfra-
gen ab. Doch er scheint maßge-
schneidert für unsere Zeit. Für
seine Anhänger war der weltge-
wandte Kaiser das „stupor mun -
di“ oder der „größte unter den
Fürsten der Erde“ (principum
mundi maximus). Seine Gegner
beschimpften ihn als „Fürst der
Finsternis“, „König der Pestilenz“,
„Drache“, „Sohn des Teufels“ oder
„Antichrist“. An seinem Umgang
mit Muslimen scheiden sich die
Geister – damals wie heute. 

Helga Schnehagen

Museo Federico II Stupor Mundi
im Palazzo Ghislieri, Piazza Fede-
rico II, in Jesi. Im Sommer täglich
geöffnet von 10 bis 13 und 15 bis
19 Uhr. Eintritt: 6 Euro. www.
federicosecondostupormundi.it

Das Staunen der Welt
Ein eigenes Museum für Kaiser Friedrich II. – Dessen Geburtsort Jesi setzt auf Kultur

Geburtsort eines Kaisers: Die Piazza Federico II in Jesi mit dem Friedrich-II.-Museum ganz links

Rebellischer Altrocker
Roger Waters von Pink Floyd überzeugt auf seiner Welttournee

Grenzen des Verstandes
Paul Klee ist der Renner – Gleich zwei Ausstellungen des Malers

Die erste Videosequenz zeigt
die Ruhe vor dem Sturm.
Eine Person sitzt bei Son-

nenschein und Wind auf einer
Düne und blickt aufs Wasser, dazu
Möwengeschrei und Meeresrau-
schen. Die sich minutenlang nicht
verändernde Szene beunruhigt
das schnelle Bilder gewohnte
Publikum, bis sich der Himmel
(endlich) rot färbt und das Bild in
einen großen feurigen Weltall-
klumpen gezogen wird.

Ex-Pink-Floyd-Sänger Roger
Waters will als Solist beunruhigen.
Machtstrukturen wie Geld, Zeit
und Kriegswahnsinn sind seit eh
und je sein Thema. Kritik daran ist
und bleibt aktuell. Somit haben
die teils 47 Jahre alten Lieder –
das Album „Meddle“ mit „One of
These Days“ erschien bereits 1971
– nichts an ihrer Brisanz verloren.

Waters’ Arrangement aus Pink-
Floyd-Liedern und drei seines
neuen Solo-Albums „Is This the
Life You Really Want?“, das er auf
seiner aktuellen Tournee vorstellt,
wirkt. „One of These Days“, „Time“
und „Welcome to the Ma schine“
sind Liedgrößen, die das Publikum
mit viel Beifall in der ersten Kon-
zerthälfte belohnt. 

Beeindruckend auch der Kin-
derchor, der den Refrain des Klas-
sikers „Another Brick in the Wall,
Part 2“ singt. Zwölf Jungen und
Mädchen marschieren im Gleich-
schritt in orangen Gefängnisanzü-
gen und mit Säcken über den Köp-

fen auf der Stelle. Sie wehren sich
gegen „Thought control“ (Gedan-
kenkontrolle) und be freien sich
aus Sack und Anzug. „Resist“
(Widersteht!) steht auf ihren T-
Shirts und auch auf der riesigen
Leinwand während der Pause,
„Wehrt Euch gegen Mark Zucker-
berg“, gegen „Propaganda“, gegen
„Neo-Faschismus“ und gegen
„Krieg im Iran“. 

„Faszinierendes Musiktheater in
Cinemascope-Format“ verspricht
Waters zum Tourneestart. Und das
hält er. Riesige Bühnenleinwände,

toller Klangteppich, ein Leinwand-
gestell, das mit lautem Sirenenge-
heul und maschinengewehrfeuer-
ähnlichem Hubschrauberlärm von
der Decke herabgelassen wird und
das den gesamten Innenraum
erfüllt. Leinwände werden hoch-
gezogen, Schornsteine aufgerich-
tet. Es erscheint die Fassade des
Londoner Battersea-Kraftwerks
mit Schwein zwischen den
Schornsteinen, wie man es vom
Album „Animals“ her kennt. 

Eine so große Projektionsfläche,
um Waters’ Groll insbesondere
gegen Donald Trump Ausdruck zu
verleihen. Er rechnet unmissver-
ständlich mit dem US-Präsidenten
und dessen Politik ab. Aber auch

andere Regierungschefs, wie Kanz-
lerin Angela Merkel, werden
gezeigt. „Schweine herrschen über
die Welt“ werden als englischspra-
chige Schilder hochgehalten, wäh-
rend die als Schweine verkleideten
Musiker ihren Sekt trinken. Und
tatsächlich fliegt auch ein durch
Drohnen bewegtes Schwein durch
die Arena.

Das Lied „Us and Them“ (wir
und sie), dessen Titel auch die
Tournee trägt, zeigt in der Videose-
quenz in wenigen Minuten auf,
was den inzwischen 74-jährigen
britischen Altrocker stört: Ras-
sismus, Grenzzäune in Israel und
an der Grenze zu Mexiko, Umwelt-
verschmutzung und Krieg. Dabei
werden die Musiker immer wieder
in Ebenen und mit Filtern auf die
Bilder der Leinwand projiziert. 

Über die Musik muss man nicht
viele Worte verlieren, sie ist groß-
artig und auf der Bühne exzellent
umgesetzt. Zum Schluss wird dem
Publikum mit „Comfortably
Numb“ noch eine Beruhigungs-
spritze verabreicht. Ob sie gegen-
teilig wirkt, wie beim Protagoni-
sten Pink des Konzeptalbums „The
Wall“, bleibt abzuwarten.

Christiane Rinser-Schrut

Weitere Konzerttermine in
Deutschland: 1. und 2. Juni, Berlin,
Mercedes Benz Arena; 4. Juni,
Mannheim, SAP Arena; 11. Juni,
Köln, Lanxess Arena und 13. Juni
München, Olympiahalle.

Das hört sich spannend an:
60 Bilder des Surrealisten
Paul Klee (1879–1940) bit-

ten in Kochels Franz-Marc-Mu -
seum zu einer „kleinen Reise ins
Land der besseren Erkenntnis“. In
Münchens Pinakothek der Mo -
derne wiederum lassen uns 145
Werke Klees an der „Konstruktion
des Geheimnisses“ teilhaben.

Die in Kochel ausgestellten
Landschaftsbilder beschwören
zumeist imaginäre Orte. Das
„Land der besseren Erkenntnis“

liegt also in der Vorstellungskraft.
In eine farbenfrohe Märchenwelt
versetzt uns die „Burgenland-
schaft mit dem schwarzen Blitz“
(1920). Gespenstisch leuchten die
Ölfarben des Gemäldes „Land-
schaft mit gelbem Kirchturm“
(1920) auf. Im „Landschaftlichen

Merkblatt“ (1939) hat Klee die
Bildfläche mit Wegen durchzogen.
Sie umschließen weiße Felder. Ein
„X“ markiert in einem der Felder
eine besondere Stelle. Zu ihr ge -
langt nur, wer die ausgetretenen
Pfade verlässt – und sich seinen
eigenen Weg bahnt.

Schlüsselwerk der Münchener
Präsentation ist das mit Bleistift
sowie Öl- und Wasserfarben
geschaffene Bild „Grenzen des
Verstandes“ (1927). Unten sehen
wir einen Kopf, der zu einer kom-
pliziert aufgebauten Apparatur
mutiert ist. Aus ihm heraus führt
eine klapprige Leiter zu einer
höheren Ebene. Auf der steht eine
weitere Leiter. Sie reicht jedoch
nicht an das über allem prangen-
de Himmelsgestirn heran. Es sym-
bolisiert höhere Einsicht und die
letzten Wahrheiten. 

Mit diesem Bild kommentierte
Klee die damalige Rationalitätsbe-
sessenheit am Bauhaus: „Wir kon-
struieren und konstruieren, und
doch ist Intuition immer noch
eine gute Sache. Man kann ohne
sie Beträchtliches, aber nicht
alles. Es wären Aufgaben zu stel-
len, wie etwa: die Konstruktion
des Geheimnisses.“ 

Dafür sind Klees „Grenzen des
Verstandes“ ein anschauliches
Beispiel. Er war überzeugt: „Im
obersten Kreis (der Kunst) steht
hinter der Vieldeutigkeit ein letz-
tes Geheimnis und das Licht des
Intellekts erlischt kläglich.“

Arbeiten wie „Und es ward
Licht“ (1918) oder „Erzengel“
(1938) weisen auf Klees Religio-
sität hin. Sein Schaffen sah er als
Gleichnis der göttlichen Schöp-
fung an. Dabei blieb er so be -
scheiden wie zuversichtlich: „Die
Kunst spielt mit den letzten Din-
gen ein unwissend Spiel und er -
reicht sie doch!“ V.-M Thiede

Beide Ausstellungen laufen bis 10.
Juni. Pinakothek der Moderne,
Barer Straße 40, München, geöff-
net Dienstag bis Sonntag von 10
bis 18 Uhr, donnerstags bis 
23 Uhr. Eintritt: 15 Euro, sonntags
9 Euro. Info: www.pinakothek.de.
Der Katalog aus dem Hirmer-Ver-
lag kostet im Museum 39,90 Euro,
im Buchhandel 49,90 Euro. Franz-
Marc-Museum, Franz-Marc-Park
8–10, Kochel am See, geöffnet von
10 bis 18 Uhr. Eintritt: 8,50 Euro.
Info: www.franz-marc-
museum.de. Der Katalog aus dem
Hirmer-Verlag kostet 22 Euro.

„Versunkenheit“: Paul Klees
„Nach der Zeichnung 19/75“

Der Leitstern 
David Bowie

Stade − Der 2016 verstorbene
Popsänger David Bowie ist Leit-
stern einer Ausstellungstournee,
die im dänischen Holstebro be -
gann und die jetzt noch bis zum
23. September im Kunsthaus
Stade erstmals in Deutschland
vorgestellt wird. Mit Jonathan
Meese und Daniel Richter nähern
sich zwei deutsche und mit Tal R
(das ist der in Israel geborene Tal
Rosenzweig) ein dänischer zeitge-
nössischer Künstler ge meinsam
dem Phänomen Bowie. Neben
den in Kooperation entstandenen
Werken zeigt die Schau auch neu-
ere Arbeiten jedes Einzelnen.
Info: www.museen-stade.de tws
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Klee ganz anders: „Raum der
Häuser“ Bild: Galerie Kornfeld, Bern

Fast 50 Jahre alt und
immer noch aktuell

Vogelfreund: Friedrich II. in
seinem Falkner-Buch Bild: CF

B
ild

: P
ar

si
fa

ll



Ein protestantisches Sankt Peter für Preußen
Der Berliner Dom – Nach eingehender Restaurierung wurde das Gotteshaus vor 25 Jahren wiedereröffnet

10 Nr. 21 – 25. Mai 2018 

Der nach dem Vorbild der Basilika
Sankt Peter im Vatikan gestaltete
Berliner Dom wurde wie viele
Gotteshäuser in Deutschland im
Zweiten Weltkrieg schwer beschä-
digt. Die SED ließ die Kirche der
Hohenzollern verfallen. Nach der
Rekonstruktion ab 1975 aus west-
lichen Mitteln wurde sie vor 25
Jahren eingeweiht.

Der Kaiser war verschnupft. Der
neue Dom, den er nach seinen
Ideen hatte bauen lassen, fand
nicht die erwartete Begeisterung.
Es wurde viel gemeckert. Zu prot-
zig, rückwärtsgewandt und natür-
lich zu teuer. Die Kuppel verspot-
teten die Berliner als „Gottes Pik-
kelhaube“, in Anlehnung an die
Kopfbedeckung, mit der Wil-
helm II. sich gern zeigte.

Vorbild für die Architektur des
Doms waren der Neobarock und
die römische Spätrenaissance, ins-
besondere der Petersdom in Rom.
Die Hohenzollern schauten mit ei-
nem gewissen Neidgefühl zu den
alten Metropolen Europas und ih-
ren majestätischen Bauwerken.
Der jungen deutschen Hauptstadt
haftete immer noch etwas Provin-
zielles an. Der Berliner Dom reich-
te mit einer Grundfläche von
6270 Quadratmetern zwar nicht
an die Ausmaße des Petersdoms
mit seinen 15000 Quadratmetern
heran, erhielt aber eine prachtvol-
le Ausstattung mit viel Gold, Stuck
und Marmor. Der Blick hoch zur
Kuppel mit herrlichen Mosaiken
der Seligsprechung und Szenen
der Apostelgeschichte ließ selbst
hartnäckige Kritiker verstummen.
Zur Einweihung am 27. Februar
1905 erschien die gesamte kaiser-
liche Familie. Wilhelm II. zeigte
sich versöhnlich. Den Besuchern
drinnen und den Gaffern draußen
spendierte er Erbsensuppe mit
Speck, bezahlt aus seiner Privat-
schatulle.

Die Geschichte der Oberpfarr-
und Domkirche zu Berlin, so der
offizielle Name, reicht bis in die
Mitte des 15. Jahrhunderts zurück.
Als der zweite brandenburgische
Kurfürst aus dem Geschlecht der

Hohenzollern, Friedrich II., ge-
nannt „Eisenzahn“ und „der Eiser-
ne“, 1443 mit dem Bau seines
Schlosses in Cölln an der Spree
begann, ließ er darin auch eine
Kapelle errichten. Papst Paul II.
weihte sie 1456 zum Dom. Kur-
fürst Joachim II. wünschte sich et-
was Repräsentativeres für seine
Andachten und konfiszierte kurz-

erhand das Dominikanerkloster.
Die Mönche mussten weichen,
und das Kloster wurde aufwändig
umgestaltet. Zur Regierungszeit
Friedrich des Großen war der
Back steinbau marode und wurde
abgerissen. Der Alte Fritz zeichne-
te persönlich den Grundriss für ei-
nen Dom im Stil des Barock. Sein
Haus- und Hofbaumeister Georg

Wenzeslaus von Knobelsdorff und
der Niederländer Johann Bou-
mann wurden mit der Realisie-
rung beauftragt. Der Neubau von
66 Metern Länge war kaum einge-
weiht, da erwies er sich schon als
zu klein. Abermals rückten Bauar-
beiter an, dieses Mal unter der
Leitung von Karl Friedrich Schin-
kel. König Friedrich Wilhelm IV.

fand den Schinkeldom zu „pope-
lig“ für die aufstrebende Weltstadt
Berlin, aber er konnte nicht ein-
fach einen Neubau befehlen wie
seine Vorgänger. Er brauchte die
Zustimmung des Abgeordneten-
hauses, das nun über Preußens
Staatsausgaben entschied. Die
wurde ihm aber aus Kostengrün-
den verweigert. Erst Wilhelm II.

verwirklichte die Pläne, die lange
auf Eis gelegen hatten. Der Schin-
keldom wurde abgerissen, und Ju-
lius Raschdorff, Professor an der
Technischen Hochschule in Berlin,
übernahm die Planung für das
große Werk. In der Gruft, dem
„Campo Santo“, sollte das Ge-
schlecht der Hohenzollern seine
Ruhestatt finden. 

Bei den Bombenangriffen auf
Berlin 1944 wurde die größte
evangelische Kirche Deutschlands
nicht verschont. Nur zu gern hätte
die SED die Ruine gegenüber dem
Palast der Republik sprengen las-
sen, doch die Detonation hätte die
Fundamente der Gebäude auf der
Museumsinsel gefährdet. Sehr zum
Ärger der DDR-Oberen fand der

zerstörte Dom der Hohenzollern
bei ausländischen Besuchern mehr
Interesse als der Platten-Palast der
Arbeiter und Bauern. Die Vor-
schläge, was mit dem Dom gesche-
hen solle, reichten vom Konzert-
saal bis zum Schwimmbad. Der-
weil tropften Schnee und Regen
durch das offene Dach und verur-
sachten weitere Schäden. 1975

hing die Wirtschaft der DDR be-
reits am Tropf der Bundesrepublik.
Das machte Erich Honecker in Sa-
chen Dom gesprächsbereit. Es
durfte restauriert werden, wenn
der Westen bezahlte. Die evangeli-
sche Kirche stellte einen Dombau-
meister ein, der den Wiederaufbau
überwachen sollte. In Zeitungsin-
terviews berichtete Rüdiger Hoth

von dem Kampf, den er mit dem
Denkmalpflegeamt Ost-Berlins
führte. Die Denkmalpflege als
Sprachrohr der SED vertrat die
Auffassung, „vordergründige ideo-
logische Details können entfernt
werden“. Darunter verstanden sie
christliche Symbole und alles, was
an die Hohenzollern-Dynastie er-
innerte. Dazu gehörte auch die
später angebaute Denkmalskapelle
an der Nordseite, die den Hohen-
zollern gewidmet war. Sie war im
Krieg unzerstört geblieben, wurde
aber nun auf Anordnung der SED
abgerissen. Auch die Kaiserliche
Unterfahrt im Süden konnte Hoth
nicht retten. Es gelang aber, die Re-
konstruktion weitgehend nach den
Originalentwürfen Raschdorffs
vorzunehmen. Am 6. Juni 1993
wurde das Gotteshaus mit einem
Festgottesdienst wieder eröffnet. 

Die Nachwelt gibt dem Kaiser
recht. Der Dom mit seiner Kuppel,
von der aus Besucher einen wun-
derbaren Rundblick über Berlin
haben, gehört heute zu den meist-
besuchten touristischen Attraktio-
nen. Im Untergeschoss taucht man
ein in 500 Jahre deutsche Ge-
schichte. Mit einer Größe von
2000 Quadratmetern und der Viel-
zahl der Särge zählt die Gruft zu
den bedeutendsten dynastischen
Grablegen Europas. 94 Mitglieder
aus dem brandenburgisch-preußi-
schen Geschlecht ruhen hier. Eini-
ge allerdings gingen bei der Um-
bettung in den von Friedrich dem
Großen in Auftrag gegebenen Dom
schlicht verloren. 

Im diffusen Licht sind bekannte
und eher unbekannte Persönlich-
keiten versammelt: König Fried -
rich I. (1657–1713) mit seiner zwei-
ten Gemahlin Sophie Charlotte,
Elisabeth Christine (1715–1797),
die ungeliebte Gemahlin von
Fried rich II., zahlreiche Prinzessin-
nen und Prinzen sowie auch die
totgeborene Tochter von Prinz Al-
bert (1915) in ihrem kleinen Kin-
dersarg. Die Hohenzollern-Gruft
soll in den kommenden Jahren re-
stauriert und würdevoller gestaltet
werden. 17,3 Millionen Euro sind
dafür veranschlagt. Klaus J. Groth

Am 25. Mai 1993 wurde
der Internationale Straf-
gerichtshof für das ehe-

malige Jugoslawien vermittels
der UN-Sicherheitsratsresolu-
tion 827 gegründet. Seine Aufga-
be sollte darin bestehen, schwe-
re Verstöße gegen das Kriegsvöl-
kerrecht zu verfolgen, zu denen
es während der Zerfallskriege im
ehemaligen Jugoslawien ab 1991
gekommen war. Als Vorbild
dienten dabei die Internationa-
len Militärtribunale in Nürnberg
und Tokio, durch welche die Sie-
ger des Zweiten Weltkriegs die
Verlierer richten ließen. 

Zur Finanzierung des Ganzen
stellten die Vereinten Nationen
sowie Institutionen wie die Euro-
päische Kommission rund
100 Millionen Euro pro Jahr zur
Verfügung. Mit dem Geld wurden
unter anderem die reichlich
900 Beschäftigten des Gerichts-
hofes aus 76 Nationen bezahlt.
Trotz dieses Aufwandes ist die Bi-
lanz des Haager Tribunals, das
seine Arbeit zum 31. Dezember
2017 beendete, eher dürftig. In
den knapp 25 Jahren zuvor hatte
es lediglich gegen 161 Personen
Anklage erhoben – und Urteile
fielen nach immerhin 11000 Pro-
zesstagen, an denen 4000 Zeugen
aussagten, gar nur in 103 Fällen.
Dabei erkannten die Richter 
19-mal auf Freispruch. Sechs An-

geklagte starben während des
Hauptverfahrens, darunter der
ehemalige serbische und jugosla-
wische Präsident Slobodan Milo-
ševic.

Das Haager Tribunal muss
allerdings nicht nur als ein träge
arbeitendes Gericht betrachtet

werden, sondern auch als ein In-
strument von zweifelhafter Legi-
timation. So war bereits seine
Gründung völkerrechtlich pro-
blematisch, weil sie in reichlich
willkürlicher Auslegung der UN-
Charta erfolgte. Dazu kamen
allerlei umstrittene Verfahrens-

regeln, die beispielsweise Aussa-
gen von Zeugen erlaubten, deren
Identität geheim gehalten wurde. 

Das größte Problem lag im po-
litischen Druck auf das Tribunal
von Seiten der USA und anderer
westlicher Staaten. Dieser führte
dazu, dass Kriegsverbrechen von

Militärs oder Politikern aus NA-
TO-Mitgliedsländern ungesühnt
blieben. Das gilt auch und gera-
de für die völkerrechtswidrigen
Luftangriffe der USA und ihrer
Verbündeten vom Frühjahr 1999
gegen Ziele im früheren Jugosla-
wien. Wolfgang Kaufmann
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Kleiner als das Vorbild im Vatikan, aber größer als der Kölner Dom und Deutschlands größte protestantische Kirche: Berliner Dom

Der 
Internationale
Strafgerichtshof
für das ehemalige
Jugoslawien: 
Dienstgebäude in
Den Haag

Bild: Imago

Laut dem Ex-Chef der US-No-
tenbank Fed Paul Volcker ist er

die einzige nützliche Innovation,
welche die Finanzbranche über
Jahrzehnte zustande gebracht hat:
der Geldautomat. Und laut einer
2002 veröffentlichten Allensbach-
Umfrage ist er für 72 Prozent der
Deutschen die beliebteste techni-
sche Alltagsneuerung. Deutsch-
land, dessen Bewohnern ein über-
durchschnittlich enges Verhältnis
zum Bargeld nachgesagt wird, hatte
denn auch zumindest vor zehn
Jahren mit 155 Automaten pro
1000 Qua drat kilometer das dichte-
ste Automatennetz Europas.

Ein Jahr nach der ersten Aufstel-
lung eines Geldautomaten im klas-
sischen Bankenstandort London
kam die Erfindung eines Schotten
auch nach Deutschland. Am
27. Mai 1968 nahm die Kreisspar-
kasse Tübingen den landesweit er-
sten Automaten in Betrieb. Wie
häufig bei Innovationen war diese
frühe Version noch ziemlich benut-
zerunfreundlich. 1000 ausgewählte
Kunden erhielten einen Doppel-
bartschlüssel, einen gelochten Pla-
stikausweis sowie Auszahlungsbe-
lege in Form von Lochkarten, um
dem Gerät bis zu 400 D-Mark pro
Tag entlocken zu können. Der ekla-
tante Vorteil, Geld auch außerhalb
der Öffnungszeiten einer Bank ab-
heben zu können, überzeugte je-
doch und verhalf der Grundidee
innerhalb weniger Jahre zum
Durchbruch. Manuel Ruoff

Unabhängig von
ÖffnungszeitenNürnberg und Tokio waren das Vorbild

Vor 25 Jahren schuf der UN-Sicherheitsrat den Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien
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Etwas Tragisches haftet dem an,
dass es im ureigensten Interesse
des Deutschordensstaates lag,
nach den beiden Landbrücken zu
streben: der einen ins Baltikum
nach Livland, wo der livländi-
sche Ordenszweig eine Exklave
bildete, und der anderen zum
Reich, von wo der personelle und
materielle Nachschub kam. Die
eine Landbrücke schnitt Litauen,
die andere Polen von der Ostsee
ab. Der Deutschordensstaat war
beiden Nachbarn einzeln ge-
wachsen, aber nicht vereint.

Preußens Namensgeber sind
die Prußen. Der baltische Volks-
stamm siedelte im heutigen Ost-
preußen. Zu seinen Nachbarn
gehörte der westslawische
Volksstamm der Masowier. De-
ren Herzog Konrad von Maso-
wien eroberte 1220 das von Pru-
ßen bewohnte Kulmer Land, ge-
riet im Kampf mit den Prußen
aber wiederholt in die Defensi-
ve, sodass er schließlich den
Deutschen Orden zur Hilfe rief.
1230 schlossen der Herzog und
der Orden den Vertrag von Kru-
schwitz. Konrad übertrug dem
Orden das Kulmer Land und si-
cherte ihm zu, alles Land als
weiteres Ordensland zu akzep-
tieren, dass dieser jenseits der
polnischen Grenzen im Land
seiner prußischen Feinde er-
obern würde. 

Bis zum Frühjahr 1231 sam-
melte sich bei Nassau unweit des
heutigen Thorn, aber noch auf
dem linken Weichselufer eine
kleine Ordens-Streitmacht, um
dann die Weichsel zu überschrei-
ten und mit der Eroberung und
Christianisierung des Landes der
Prußen zu beginnen. Es ging die
Weichsel abwärts. Vor dem Mün-
dungsgebiet der Weichsel mit
Danzig wurde jedoch nordost-
wärts abgebogen, da jenes Gebiet
zum Herrschaftsbereich der
Herzöge von Pommerellen aus
dem Geschlecht der Samboriden
gehörte, die nicht mehr christia-
nisiert zu werden brauchten.
Nun ging es die Nogat abwärts
bis zum Frischen Haff. Die Errei-
chung der Ostseeküste war ein
wichtiger Meilenstein, denn nun
war eine Versorgung aus dem
Reich über die Ostsee möglich.
An der Ostseeküste arbeitete

man sich weiter voran bis Me-
mel, wo 1252 eine Burg errichtet
wurde. Ein größeres Problem war
die Eroberung des Binnenlandes,
weil mit zunehmender Entfer-
nung von der Ostseeküste die
Versorgung mit Nachschub
schwieriger wurde. 

Wie weiland Konrad von Maso-
wien leisteten die Prußen auch
den Ordensrittern Widerstand.
Einem erfolglosen ersten Pru-
ßenaufstand von 1242 bis 1249
folgte 1260 ein zweiter, der 1283
mit der endgültigen Niederlage
der Prußen endete. An dieser
endgültigen Niederlage der Pru-
ßen im Jahre 1283 wird denn
auch das Ende der Eroberung

des Landes der Prußen durch
den Deutschen Orden festge-
macht. Der Chronist des Deut-
schen Ordens Peter von Duisburg
notierte: „Es endet der preußi-
sche Krieg, und es beginnt der
Litauerkrieg.“

Warum begann der Litauer-
krieg? Das lag zum einen daran,
dass die Litauer immer noch Hei-
den waren und der Christianisie-
rung harrten. Es hatte aber auch
geopolitische Gründe. Bereits
1237 hatte der junge Deutschor-
densstaat eine Exklave erhalten.
Der Schwertbrüderorden, der
sich die Christianisierung von
Livland zum Ziel gesetzt hatte,
wurde 1236 in der Schlacht von
Schaulen von den Samaiten und
Livländern vernichtend geschla-
gen. Da der Schwertbrüderorden
alleine nicht mehr überlebensfä-
hig schien, wurde er auf Geheiß
des Papstes 1237 dem Deutschen
Orden zugeschlagen. Wie das in
der Regel nun einmal so ist, ver-
suchte der Deutschordensstaat
nun den territorialen Brücken-
schlag zu seiner Exklave, dem so-
genannten livländischen Ordens-
zweig. 

Zwischen Mutterland und Ex-
klave lag Samaiten, welches das
im 13. Jahrhundert sich bildende
Großfürstentum Litauen für sich
beanspruchte. Der Streit um Sa-
maiten belastete das Verhältnis
des Ordensstaates mit seinem li-
tauischen Nachbarn nachhaltig.
Einen wenigstens vorläufigen
Sieg des Ordens stellte dabei der
1398 mit dem Großfürstentum
Litauen geschlossene Friedens-
und Grenzvertrag zu Salinwerder
dar. Ihm zufolge fiel Samaiten
dem Deutschen Orden „für alle
Zeiten“ zu.

Wie in östlicher versuchte der
Deutschordensstaat auch in
westlicher Richtung erfolgreich
einen territorialen Brücken-
schlag. Er war auf personellen
wie materiellen Nachschub aus
dem Reich angewiesen. Da war
eine gemeinsame Grenze mit
diesem wünschenswert. Zwi-
schen dem Deutschordensstaat
und dem Reich lag allerdings

Pommerellen mit der christ-
lichen Dynastie der Sambori-
den. Einer ihrer Her zö ge, Sam-
bor II., überschrieb 1276 in der
Hoffnung auf Schutz und militä-
rischen Beistand dem Deut-
schen Orden das Mewer Land
um Mewe [Gniew] bei Dirschau. 

Mit Sambors II. Enkel Mest-
win II. starb das Geschlecht der
Samboriden im Mannesstamme
aus. Die Folge war ein Erbfolge-
streit zwischen Brandenburg
und Polen. Im Rahmen dieses
Erbfolgestreits wurde der Deut-
sche Orden 1308 von polnischer
Seite um Unterstützung bei der
Belagerung Danzigs gebeten.
Der Orden kam dieser Bitte
nach, die dafür versprochenen

10 000 Silbermark blieben je-
doch aus. Die Deutschordensrit-
ter erstürmten daraufhin die
Stadt und nahmen sie in Besitz.
Da die 10 000 Silbermark
weiterhin ausblieben, kaufte
nun seinerseits der Orden
schließlich im darauffolgenden
Jahr 1309 für 10 000 Silbermark
Brandenburg im Vertrag von
Soldin dessen Rechte auf
Pommerellen ab. 34 Jahre später,
1343, verzichtete schließlich
auch der polnische König Kasi-
mir III. im Vertrag von Kalisch
auf seine Ansprüche auf Pom-
merellen. Hintergrund war zum
einen, dass Kaiser und Papst
sich zwischenzeitlich auf die
Seite des Deutschen Ordens ge-
schlagen hatten, aber auch, dass

der Tod des Piasten Georg II. im
Jahre 1340 zu einem polnisch-li-
tauischen Erbstreit um das Für-
stentum Halitsch-Wolhynien ge-
führt hatte. Für diesen Streit
konnte Kasimir keine zusätz-
lichen Händel mit dem Deut-
schen Orden gebrauchen. 

Das war symptomatisch. Je
schlechter die Beziehungen zwi-
schen dem polnischen und dem
litauischen Nachbarn, desto bes-
ser für den Deutschordensstaat.
Insofern war die polnisch-litaui-
sche Union für den Ordensstaat
eine Katastrophe.

Wie kam es zu dieser für den
Deutschen Orden unsäglichen
polnischen Union? 1370, also
noch bevor der Deutschordens-
staat seine größte Ausdehnung
erlangte, starb der polnische Kö-
nig Ludwig der Große, ohne ei-
nen legitimen Sohn hinterlassen
zu haben. Der damals schon
mächtige polnische Adel signali-
sierte daraufhin einerseits Lud-
wigs Tochter Hedwig von Anjou,
sie als Königin von Polen zu ak-
zeptieren, sofern sie denn den
litauischen Großfürsten Jogaila
heiratet, sowie andererseits Jo-
gaila, ihn als König anzuerken-
nen, sofern er denn Hedwig hei-
ratet und zum christlichen Glau-
ben übertritt. Hedwig und Jogai-
la waren einverstanden. 1386
ließ sich Jogaila taufen, heiratete
Hedwig und bestieg mit ihr den
polnischen Thron. Die vom pol-
nischen Adel erstrebte polnisch-
litauische Front gegen den
Deutschordensstaat stand. 

Doch der Deutsche Orden hat-
te nicht nur das Problem, dass er
es jetzt statt mit zwei kleinen mit
einem großen Nachbarn zu tun
hatte, sondern auch, dass er
durch die Taufe des litauischen
Großherzogs nun von Christen
umzingelt war. Das hatte wiede-
rum zwei schwerwiegende Fol-
gen. Zum einen konnte der
Deutschordensstaat beim Kampf
gegen Litauen nun nicht mehr
auf die Solidarität der christ-
lichen Welt setzen. Zum anderen
verlor er seinen Staatszweck.
Wen sollten die Deutschordens-

ritter nun noch mit dem Schwer-
te christianisieren?

Eine weitere Legitimitätskrise
kam hinzu. Ein spezifischer Vor-
teil wurde zum Nachteil. Lange
hatte der Ordensstaat davon pro-
fitiert, dass frisches Blut aus dem
Reich kam. Ordensbrüder, die
sich im Reich bewährt hatten,
wurden nach Ostpreußen ge-
schickt. Ihre nichtostpreußische
Herkunft war kein Problem,
denn die Siedler und Kaufleute
kamen ja auch aus dem Reich.
Allmählich entwickelte sich je-
doch ein eingesessener, in Ost-
preußen geborener Bevölke-
rungsteil, der die Ordensbrüder

aus dem Reich zunehmend als
Fremdherrscher empfand.

Die Sinnkrise des Deutschor-
densstaates und dieses Gefühl
der Fremdbestimmung bei einer
zunehmenden Zahl von Altein-
gesessenen beförderten die Bil-
dung einer innerstaatlichen Op-
position, die nun auch noch Halt
bei der polnisch-litauischen
Union suchte.

Durch diese Opposition zu-
sätzlich unterstützt, nutzte die
junge polnisch-litauische Union
ihre geballte Kraft nun, um den
Deutschordensstaat anhaltend
militärisch unter Druck zu set-
zen. Es begann eine kriegerische
Phase, die durch Friedens-
schlüsse nur kurzfristig unter-
brochen wurde. In diesen Frie-
densschlüssen machte der Or-
densstaat ein Zugeständnis nach
dem nächsten. 

Nach der berühmten Schlacht
bei Tannenberg 1410 kam erst
einmal der erste Thorner Frieden
von 1411. Dieser war vor allem fi-
nanziell bedeutend. Der Ordens-
staat verpflichtete sich, für
100 000 Schock böhmischer Gro-
schen seine in der Schlacht von
Tannenberg in Gefangenschaft
geratenen Ritter auszulösen. Die-
se finanzielle Last musste die
Deutschordensstaatsführung nun
auf ihre Bevölkerung verteilen,
was ihre Stellung in der Bevölke-
rung zusätzlich destabilisierte.

Elf Jahre nach dem ersten
Thorner Frieden wurde 1422 der
Frieden von Melnosee geschlos-
sen. In diesem Frieden verzichte-
te der Ordensstaat auf Samaiten.
Die Landbrücke zum livländi-
schen Ordenszweig war wieder
verloren. Der Ordensstaat erhielt
im Norden, Osten und Süden die
Grenzen, die wir heute als Gren-
zen Ostpreußens kennen.

44 Jahre später, 1466, verlor
der Ordensstaat auch die Land-
brücke zum Reich. Im zweiten
Thorner Frieden verzichtete der
Orden außer auf Pommerellen
auch auf das Kulmer Land, den
vormaligen Regierungssitz Ma-
rienburg und das Ermland. Diese
Grenzziehung im Westen hatte
über das Ende des Deutschor-
densstaates hinaus Bestand bis
zu den sogenannten polnischen
Teilungen des späten 18. Jahr-
hunderts. Manuel Ruoff
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Hedwig und Jogaila: Krakauer Denkmal aus dem Jahr 1786

König Ludwig der Große

König Kasimir III.

Die Tragik mit den beiden Landbrücken
Der Wandel der ostpreußischen Grenzen in der Zeit des Deutschordensstaates
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Ohne seine Erfindung des
Buchdrucks mit beweglichen

Lettern gäbe es keine modernen
Massenmedien. So wäre ohne
den weltbekannten Pionier wohl
weder die Refor-
mation noch die
Massenbildung
jemals möglich
geworden. Aber
war Johannes
Gutenberg tatsächlich der Erste,
der diese Technik entwickelt hat? 

Die Ausstellung „Ohne Zweifel
Gutenberg?“ will dieser span-
nenden Frage nachspüren und

vergleicht die Leistung des geni-
alen Deutschen mit ähnlichen
Entwicklungen in Ostasien, wo
die Drucktechnik ebenfalls
schon früh bemerkenswerte

Fortschritte er-
zielt hatte. 

Die Ausstel-
lung eröffnet
am 20. Septem-
ber im Mainzer

Gutenberg-Museum am Lieb-
frauenplatz 5. Nähere Informa-
tionen sind unter der Netzadres-
se www.gutenberg.de für jeder-
mann einsehbar. H.H.

Moment
der Woche
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Die Wiege der »Lügenpresse«
Warum die deutschen Medien so gleichförmig wirken: Es begann mit den Lizenzzeitungen

Im Jahre 2014 wurde der Be-
griff „Lügenpresse“ durch das
Institut für Sprach- und Lite-

raturwissenschaft der Techni-
schen Universität Darmstadt noch
zum „Unwort des Jahres“ gekürt.
Beabsichtigt war mit diesem
Schritt, die Kritiker des etablier-
ten Medienbetriebs in toto als
Feinde der Pressefreiheit zu stig-
matisieren. 

Doch die Strategie der führen-
den Zeitungsverlage und Rund-
funkanstalten, ihre Darstellungs-

und Deutungshoheit über das ak-
tuelle Zeitgeschehen dadurch zu
sichern, dass sie Andersdenkende
pauschal als Rechtspopulisten,
Verschwörungstheoretiker oder
Hetzer etikettieren, hat sich bis-
lang als wenig erfolgreich erwie-
sen. Ihre Auflagen und Einschalt-
quoten gehen nach wie vor weiter
zurück. 

Das Vertrauen, welches die Be-
völkerung in den Berufsstand des
Journalisten setzt, liegt nach einer
Studie der Gesellschaft für Kon-
sumforschung heute auf dem
viertletzten Platz der abgefragten

Berufsgruppen. Nur Politiker,
Werbefachleute und Versiche-
rungsvertreter genießen noch we-
niger Ansehen.

Wer den Grund für dieses
schwindende Vertrauen sucht,
der braucht lediglich einen Blick
auf die Titelseiten der an jedem
Kiosk erhältlichen Tageszeitun-
gen zu werfen. Es sind fast immer
dieselben Themen, die in immer
derselben und oft tendenziösen
Weise bewertet und kommentiert
werden. 

Die Ursachen für dieses sehr
einseitige Angebot, welches sich
einem immer weniger geneigten
Leser hier präsentiert, liegen zum
einen an einem wachsenden Ko-
stendruck, dem die gesamte Me-
dienbranche in Zeiten des Inter-
nets zunehmend unterliegt. Diese
Gleichförmigkeit erklärt sich aber
vor allem aus der deutschen Ge-
schichte. Die heutige Presseland-
schaft in der Bundesrepublik ist
nämlich − anders, als in fast allen
anderen europäischen Staaten −
nicht das Ergebnis eines frei ge-
wachsenen historischen Prozesses.

Nach dem verlorenen Zweiten
Weltkrieg verboten die westlichen
Besatzungsmächte den Deutschen
zunächst die Fortführung aller bis
dahin existierenden sowie die
Gründung neuer Zeitungen. Statt-
dessen gaben die jeweiligen Mili-
tärverwaltungen eigene Publika-

tionen heraus. Ab Ende 1945 gin-
gen die Westalliierten in ihren Be-
satzungszonen dann dazu über,
Lizenzen für die Herausgabe von
Presseerzeugnissen an von ihnen
sorgfältig ausgesuchte Personen
zu vergeben. 

Entscheidendes Kriterium für
die Auswahlentscheidung war,
dass die Betreffenden keinen Be-
zug zu solchen Medien hatten, die
bereits während der Zeit des Na-
tionalsozialismus erschienen wa-
ren. Dies war nicht nur ein erheb-
licher Eingriff in die Pressefrei-
heit, sondern auch in die Eigen-
tumsrechte der bisherigen Verle-
ger. Während die Nationalsoziali-
sten die nach ihrem Machtantritt
1933 vorgefundene Presseland-
schaft lediglich inhaltlich gleich-
schalteten, aber die Eigentums-
verhältnisse an den dahinterste-
henden Verlagen weitestgehend
unberührt ließen, erteilten die Be-
satzungsmächte den Verlegern ein
generelles Berufsverbot. 

Damit konnten auch Verlagsin-
haber, die selbst keine National-
sozialisten waren, sondern zwi-
schen 1933 und 1945 allein die
von ihnen staatlich verlangte Be-
richterstattung veröffentlichten,
fortan nicht mehr publizieren.
Neben dem Kriterium einer feh-
lenden nationalsozialistischen
Vorbelastung orientierten sich die
Alliierten bei der Vergabe von Li-

zenzen zusätzlich noch an den
politischen Präferenzen der neu-
en Herausgeber. Diese stimmten
sie sorgsam auf das von ihnen pa-
rallel zur Presselandschaft eta-
blierte neue Parteienspektrum ab. 

In beiden Fällen wurde auf eine
hinreichende Loyalität zu den
Westmächten geachtet. Sowohl
die Gründung von Parteien als
auch die Herausgabe einer Zeit-
schrift waren bis zur Gründung
der Bundesrepublik im Jahre
1949 nur mit deren Zustimmung

möglich. Erst danach konnten
nicht lizensierte Personen wieder
Verlage und politische Organisa-
tionen gründen. 

Allerdings hatte die vierjährige
Besatzungszeit dazu geführt, dass
die bereits bestehenden Parteien
und Zeitungen einen derartigen
Wettbewerbsvorteil aufbauen
konnten, dass fast sämtliche Neu-
gründungen scheiterten. Dieser
Umstand wirkt bis heute fort. Die
mediale und politische Land-
schaft in Deutschland ist daher
noch immer ein System einge-
schränkter Pluralität.   D.P.

Sprachrohr eindeutiger Interessen
»Reporter ohne Grenzen«: Was hinter den selbst ernannten Wächtern der Pressefreiheit wirklich steckt

Der Verein „Reporter ohne Gren-
zen“ gibt sich objektiv. Doch in
Wahrheit ist er fest eingebunden
ins linksdrehende Establishment
der führenden Staats- und Kon-
zernmedien.

Am 25. April war es wieder ein-
mal soweit. Wie in jedem Jahr ver-
öffentlichte die deutsche Sektion
der Organisation „Reporter ohne
Grenzen“ auch 2018 ihren Index
der Pressefreiheit. Hierin bewer-
tet der Verein regelmäßig, wie es
um das Tun der Medienschaffen-
den in 180 Staaten rund um den
Globus bestellt ist. 

Besondere Sorgen machen sich
die Herausgeber der Rangliste in
diesem Jahr um Europa. Nir-
gendwo auf der Welt hätten sich
die Arbeitsbedingungen von
Journalisten derart rasch ver-
schlechtert wie auf dem alten
Kontinent, ließen sie verkünden.
Überall sehe man sich einer zu-
nehmenden Hetze durch Politi-
ker, aber auch durch einfache
Bürger, ausgesetzt. 

Anlass zu einer kritischen
Selbstreflexion boten die behaup-
teten Zustände für die Journali-
stenorganisation indes nicht.
Immerhin konnte Deutschland,
welches in den vergangenen Jah-
ren in der Rangliste leicht abgefal-
len war, wieder einen Platz gut
machen und liegt nun auf Rang 15
im internationalen Vergleich. Die-
se beiden Ergebnisse fanden in
der deutschen Medienlandschaft
denn auch breiten Widerhall.

Sieht man sich die Kriterien an,
nach denen der Index zusammen-
gestellt wird, so kommen dem un-
voreingenommenen Beobachter
jedoch ernste Zweifel, ob dieses
Instrument überhaupt geeignet
ist, das zu messen, was es festzu-
stellen vorgibt. Erstellt wird die
Rangliste der Pressefreiheit über-
wiegend anhand der Auswertung
anonymer Fragebögen, die an
Journalisten und sogenannte
Menschenrechtsaktivisten ver-
sandt werden. 

Um welche Personen es sich da-
bei genau handelt, behält der Ver-

ein für sich. Allerdings kann sich
der Betrachter relativ rasch ein
Bild darüber machen, aus wel-
chem Stall die in dem geheimen
Verfahren befragten Medienreprä-
sentanten kommen dürften, wenn
er liest, wovor sich deutsche Jour-
nalisten angeblich am meisten
fürchten. 

Eine der größten Bedrohungen
für die Pressefreiheit in diesem
Land geht danach derzeit nicht
etwa von den neuesten Zensurge-
setzen der Bundesregierung oder
der anhaltenden Beobachtung
verschiedenster Zeitungen aus
unterschiedlichen politischen
Spektren durch den hiesigen In-
landsgeheimdienst aus, sondern
vielmehr von Pegida-Demon-

stranten, die Reporter gelegent-
lich bei deren Arbeit beschimp-
fen. Eine weitere große Angst der
befragten Journalisten ist, dass ei-
nige ihrer Quellen, insbesondere
Personen, die Informationen
durch die Begehung von Strafta-
ten beschaffen, sich einer an-
schließenden Verfolgung durch
die Staatsanwaltschaft ausgesetzt
sehen. 

Allein diese Beispiele lassen die
Hybris erkennen, die Medienver-
treter in der Bundesrepublik zu-
nehmend an den Tag legen. Die
Annahme, dass der Staat, Unter-
nehmen oder einzelne Bürger
ebenfalls schützenswerte Rechte,
wie etwa Dienst- und Betriebsge-
heimnisse oder Persönlichkeits-
rechte innehaben, ist für eine im-
mer abgehobener wirkende Kaste
von Journalisten derart unvor-
stellbar geworden, dass sie nur
noch von der Einseitigkeit, mit
der diese das Zauberwort Presse-
freiheit interpretiert, übertroffen
werden dürfte. Wer sich diese un-
seriöse Vorgehensweise von „Re-
porter ohne Grenzen“ zu eigen

macht, könnte genauso gut einen
Index zum Grundrechtsschutz in
Deutschland aufstellen und die
Bundesrepublik mit Verweis auf
ständige Verletzungen des Rechts
am eigenen Bild durch unzulässi-
ge Fotoveröffentlichungen in der
Presse irgendwo hinter Nordko-
rea platzieren. 

Ob ein aufgeheiztes politisches
Klima oder das Verhalten von Pri-
vatpersonen gegenüber einzelnen
Journalisten überhaupt als taug-
licher Indikator für den Zustand
der Pressefreiheit in einem Land
dienen kann, erscheint generell
fraglich. Dies gilt insbesondere
dann, wenn man die Mitverant-
wortung berücksichtigt, die viele
Medien aufgrund ihrer tendenzi-
ösen Berichterstattung an eben
diesen Verhältnissen tragen. Wer
gleichwohl auch die Gefahren für
dieses hohe Rechtsgut durch
nicht-staatliche Akteure in eine
Gesamtbetrachtung mit einbezie-
hen will, dem böte sich gerade in
der Bundesrepublik eine Vielzahl
von ganz anderen Umständen an,
auf die hier hinzuweisen wäre. 

Nach wie vor werden beispiels-
weise Zeitungshändler von mili-

tanten Linksextremisten unter
Druck gesetzt, den Vertrieb von
konservativen Presseerzeugnissen
wie der „Jungen Freiheit“ oder
auch der PAZ, einzustellen. Im
Dezember 2017 belagerte ein lin-
ker Mob von zirka 50 Personen il-
legal das Privatgrundstück von
Jürgen Elsässer, dem Chefredak-
teur der Zeitschrift „Compact“, im
brandenburgischen Falkensee.
Ziel war dessen Einschüchterung.
Im Vormonat musste bereits eine
öffentliche Konferenz des Maga-
zins in Leipzig von vier Hundert-
schaften der Bereitschaftspolizei
vor gewaltbereiten antifaschisti-
schen Gruppen geschützt werden.
Auf derartige Vorfälle weist „Re-
porter ohne Grenzen“ bezeich-
nenderweise nicht hin.

Der Grund für die höchst ein-
seitige Einschätzung der Organi-
sation erklärt sich durch einen
Blick auf ihre Struktur und ihre
Finanzierung. Ursprünglich wur-
de sie in den 80er Jahren in
Frankreich gegründet. Der Verein
engangierte sich gegen Zensur
und für das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung. Heute hängt die
Dachgesellschaft von „Reporter

ohne Grenzen“ zu einem großen
Teil am Tropf der EU und staat-
licher Stellen. 

Beachtliche Finanzierer waren
auch George Soros’ Open Society
Foundation und die halbstaatli-
che US-Stiftung National En -
dowment for Democracy, die als
verlängerter Arm amerikani-
scher Außenpolitik gilt. Ähnlich
wie andere Organisationen, die
sich selbst gerne zur „Zivilge-
sellschaft“ zählen, steckt auch
in der deutschen Sektion des
Vereins ziemlich viel Staat drin.
So bezieht der in Berlin residie-
rende Ableger ebenfalls beacht-
liche Gelder von einem Bundes-
ministerium. Im Jahre 2016 war
es fast ein Drittel des Gesamt-
budgets.

Weitere wichtige Geldgeber für
Projekte des Vereins sind der
Hamburger „Spiegel“-Verlag, der
Verlag der „Süddeutschen Zei-
tung“ („SZ“), die Pro-Sieben-Sat-
1-Gruppe, der Bauer-Verlag und
das Verlagshaus Gruner und Jahr.
Obwohl die grenzenlosen Repor-
ter sich öffentlich gern als Hüter
von Marktpluraliät und von poli-
tischer Unabhängigkeit gerieren,

stammt ein Großteil ihrer Finanz-
mittel ausgerechnet von den
mächtigsten Medienunternehmen
des Landes und von der Regie-
rung.

Wie eng die Beziehungen des
Vereins zum Staat und zum
marktbeherrschenden Pressekar-
tell sind, sieht man auch an den
zahllosen personellen Verflech-
tungen. Katja Gloger beispiels-
weise, eines der beiden geschäfts-
führenden Vorstandsmitglieder,
ist zugleich Mitglied des Netz-
werks „Atlantikbrücke“, dessen
Ziel eine möglichst enge Anbin-
dung deutscher Führungseliten
an die USA ist. 

Die weiteren Vorstandspositio-
nen werden zumeist von Doppel-
funktionären besetzt, die ihre be-
rufliche Sozialisation in den
Mainstream-Medien erfahren ha-
ben. Im Kuratorium des Vereines
sitzen sogar fast ausschließlich
Vertreter aus dem Establishment
des deutschen Journalismus, wie
etwa ZDF-Intendant Thomas Bel-
lut oder der „SZ“-Redakteur Heri -
bert Prantl. Ebenfalls zu diesem
Gremium gehört der „Stern“-Her-
ausgeber Andreas Petzold, der in
der Vergangenheit eng mit der
Amadeu-Antonio-Stiftung ko-
operierte und zu deren Finanzie-
rung sogar einen eigenen Verein
gründete.

Tatsächlich sind die „Reporter
ohne Grenzen“ heute ein reines
Elitenprojekt, mit dem die Mei-
nungsbildung in Deutschland ge-
steuert und die Agenda des politi-
schen Establishments mitgetragen
werden soll. So beschäftigt die
Organisation mehrere Mitarbeiter
im Bereich der „Flüchtlingshilfe“,
ohne dass dies einen direkten Be-
zug zum eigentlichen Satzungs-
zweck hätte. 

Weiterhin liefert der Verein die
nötigen Stichworte, wenn deut-
sche Politiker Munition in der
Auseinandersetzung mit innen-
und außenpolitischen Gegnern
benötigen. Als unparteiischer
Agent der Pressefreiheit kann
die Organisation hingegen nicht
gelten. Dirk Pelster

Übergriffe auf
konservative Medien
werden übersehen

1949 war der Markt
bereits 

weitgehend verteilt

Dieselben Themen,
die gleichen 
Bewertungen

Protest gegen Inhaftierungen: Transparent in Berlin zum Tag der Pressefreiheit Bild: Imago

War Gutenberg
wirklich der Erste?
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Kirche erhält
Denkmalspreis

Passenheim – Die evangelisch-
augsburgische Kirche in Passen-
heim wurde Sieger im speziellen
gesamtpolnischen Wettbewerb
„Gepflegtes Denkmal“, organi-
siert durch das Ministerium für
Kultur und Nationalerbe. Es war
das einzige Objekt aus dem süd-
lichen Ostpreußen, das sich
beim diesjährigen Wettbewerb
qualifizieren konnte. Die evange-
lisch-augsburgische Kirche in
Passenheim erhielt den Preis ei-
gens für die eigengenutzte stän-
dige Pflege des Denkmals. Die
Auszeichnung ist eine Anerken-
nung für das jahrelange Bemü-
hen des Gemeinde-pfarrers Wi-
told Twardzik. PAZ

Nach schwerer Krankheit
verstarb am 17. April Ta-
deusz Willan, der Vorsit-

zende der Masurischen Gesell-
schaft und Vorsitzende der Al-
lensteiner Abteilung des Verban-
des der Journalisten der Republik
Polen. Am 20. April wurde er
nach einer Trauerfeier in der
evangelischen Kirche in Sens-
burg in seinem Heimatort Krut-
tinnen beigesetzt.

Tadeusz Willan wurde am 15.
Oktober 1932 in Kruttinnen ge-
boren. Nach dem Studium der
Journalistik und der Politikwis-
senschaften arbeitete er bei der
Zeitung „Głos Olsztynski“ (heute
„Gazeta Olsztynska“) und von
1977 bis 1990 als Chefredakteur
der halbmonatlich erscheinen-
den „Warmia i Mazury“. Zeit sei-
nes Lebens setzte er sich für die
Belange der Deutschen und Ma-
suren im Nordosten Polens ein,
nach 1990 vor allem als Vorsit-
zender der von ihm mit begrün-

deten Masurischen Gesellschaft
und Herausgeber der Monats-
schrift „Masurische Storchen-
post“.

„Er glaubte wie viele seiner
Generation an die wirkende
Kraft des geschriebenen Wortes“,
sagt sein Kollege, der Journalist
Marek Baranski. So sei auch
dank mehrerer Artikel von Ta-
deusz Willan die heute noch ak-
tive Telefonseelsorge in Allen-
stein entstanden. Seine histori-
sche Reportage „Weg durchs
Meer“ zur Evakuierung der Zi-
vilbevölkerung 1944/45 war im
Jahr 1979 eine der ersten Publi-
kationen zu diesem Thema in
Polen. Für Wiktor Marek Leyk,
den Bevollmächtigen des Mar-
schalls der Woiwodschaft Erm-
land-Masuren für Minderheiten-
fragen, war Willan nicht nur als
hervorragender Journalist ein-
zigartig: „Er war eine der ganz
seltenen Personen in unserer Re-
gion, die fließend und literarisch

gut Deutsch und Polnisch schrei-
ben konnten.“ Sein Können, sein

Wissen und seine Energie setzte
er im Engagement für andere

Menschen ein, wie Bernard Gai-
da, der Vorsitzende des Verban-
des der deutschen sozialkulturel-
len Gesellschaften in Polen, be-
tonte: „Mit Bewunderung habe
ich ihn als Vermittler gesehen,
engagiert für die eigene Sache,
aber immer mit Verständnis für
Andere.“ Wegen seines pausenlo-
sen Einsatzes hier, aber auch bei
der Föderativen Union Europäi-
scher Nationalitäten, sei die Ar-
beit für die Minderheiten ohne
ihn kaum vorstellbar.

Für sein Wirken wurde Ta-
deusz Willan unter anderem mit
der höchsten Auszeichnung der
Woiwodschaft „Verdienst für
Ermland und Masuren“ geehrt
und erhielt das Verdienstkreuz
am Bande des Verdienstordens
der Bundesrepublik Deutsch-
land. Seit dem 17. April müssen
die Masuren und die Minderhei-
ten in Europa, für die er sich ein-
gesetzt hat, ohne ihn auskom-
men. Uwe Hahnkamp

In Bischofsburg baut der österrei-
chische Möbelzulieferer Eggers ei-
ne neue Fabrik, welche die mod-
ernsten Standards der Nachhaltig-
keit erfüllt. Bereits vor Fertigstel-
lung wurden 160 Mitarbeiter ein-
gestellt.

Jeder Autofahrer, der an Bi-
schofsburg auf der Landstraße 16
Richtung Allenstein vorbeifährt,
wird sie gesehen haben. Große Si-
los für Holzspäne, Produktionsge-
bäude, Hallen, Lager, Trockenan-
lagen und andere Infrastruktur-
elemente wachsen heran. Bauge-
rüste türmen sich auf, die aus der
Ferne nicht zu übersehen sind.
Täglich kann man auf der Bau-
stelle viele Baufahrzeuge wahr-
nehmen. Die Bauarbeiten werden
unabhängig von den Witterungs-
verhältnissen durchgeführt. Inve-
stor ist das österreichische Unter-
nehmen Egger, einer der führen-
den und renommierten Spanplat-
tenproduzenten weltweit. 

Das Familienunternehmen wur-
de 1961 von Fritz Egger gegründet
und sein Hauptsitz befindet sich
in St. Johann in Tirol. An 16
Standorten arbeiten insgesamt
rund 8000 Mitarbeiter, die sich
mit der Herstellung zahlreicher
Produkte aus Holzstoffen beschäf-
tigen. Darunter gibt es Span- und
MDF-Platten, die in unzähligen
Bereichen der Möbelindustrie
und des Holzbaus Anwendung
finden. Es gilt zu unterstreichen,
dass die im südlichen Ostpreußen
entstehende Investition zur mo-
dernsten Firmenniederlassung
europaweit werden soll. Mit viel
Glück will man die Produktion
noch Ende dieses Jahres in Gang
setzen. Es zeigt sich, dass die
Nachhaltigkeit und verantwor-
tungsvolle Rohstoffnutzung kein
Fremdwort für den Konzern ist.
Bei den Herstellungsprozessen
beabsichtigt man umweltfreundli-
che Technologien einzuführen,

deswegen können diejenigen, die
Schadstoffe in Luft und Wasser
befürchteten, ruhig schlafen. Man
werde, wie Waldemar Zawislak,
Vorstandsmitglied des Unterneh-
mens in Bischofsburg beteuerte,
die Fabrik mit hochmodernen Ge-
räten ausstatten, welche die Luft-
verunreinigungen reduzieren. Die
Emission von schädlichen Sub-
stanzen werde durch den Einsatz
von emmisionsarmen Brennern,
ökologischen Bioreinigern, Ta-
schen- , Zyklon- und Nasselektro-
filtern  minimalisiert. Alle oben
genannten Technologien seien in
dieser Branche als die besten ver-
fügbaren Techniken zur Emis-
sionsreduzierung anerkannt. 

Es ist auch erwähnenswert,
dass die Firma zwei Kläranlagen
bauen wird, welche die Aufgabe
haben, das für Produktionspro-
zesse gewonnene Wasser aufzu-

bereiten und zu reinigen, sodass
die abgeleiteten industriellen Ab-
wässer neutralisiert werden kön-
nen, bevor sie in die kommunale
Kanalisation ablaufen. Ansonsten
hat man vor, einen Teil der Ener-
gie aus einem Biomassekessel-
haus zu gewinnen, in dem die

postproduktiven Abfälle wie ab-
genutzte Paletten, alte Holzver-
packungen oder Holzüberreste
nach den Verarbeitungsverfahren
verbrannt werden dürfen.

Abgesehen von den Umwelt-
schutzaspekten ist die von Woche
zu Woche immer imposanter em-
porwachsende Fabrik Schwung-
rad der lokalen Wirtschaft. Bi-

schofsburg bekommt Wind in die
Segel und hat die Chance, sich
aus einer provinziellen Kleinstadt
in eines der wenigen Industrie-
zentren in Ostpreußen zu ver-
wandeln. Seit Anfang letzten Jah-
res beschäftigt die Egger GmbH
bereits über 160 Mitarbeiter. Über
90 Prozent von ihnen sind Be-
wohner von Bischofsburg und be-
nachbarten Städten, die höch-
stens 40 Kilometer von der Fabrik
entfernt liegen. Darunter sind
hochqualifizierte Mitarbeiter so-
wie solche, die gerade erst ihre
Berufserfahrung sammeln. Die
von der Firma eingestellten Elek-
triker, Regeltechniker, Mechani-
ker und Produktionslinienbetrei-
ber werden nun intensiv an den
Standorten der Egger Gruppe in
Österreich und Rumänien ge-
schult. Weiterhin sucht die Perso-
nalabteilung nach qualifizierten

Arbeitskräften. Da-
her traten Egger-An-
werber auf den Job-
börsen auf, die in Or-
telsburg im März und
in Allenstein im
April veranstaltet
wurden. 

Die Firmenvertre-
ter unterbreiteten ihr
Beschäftigungsange-
bot auch Schülern,
indem sie die lokalen
Oberschulen besuch-
ten und über die Vi-
sion des Konzerns
informierten. Auf
diese Art und Weise
erfahren die poten-
ziellen künftigen Ar-
beitskräfte von den
beruflichen Entwik-
klungsmöglichkeiten
in der entstehenden
Fabrik. 

Davon, dass Egger
weiß, wie man sein
Image als zuverlässi-
ger Arbeitgeber

pflegt, zeugen nicht nur diverse
Gehaltsnebenleistungen wie spe-
ziell eingerichtete Wohnungen
für Arbeitnehmer oder kosten-
freie Verpflegung am Arbeits-
platz, sondern auch das gesell-
schaftliche Engagement. Auf ei-
ner Auktion, die im Rahmen des
karitativen Balls in Bischofsburg
organisiert wurde, hat die Firma
Gegenstände zum höchsten Preis
ersteigert. 

So erhielt das Bischofsburger
Kreiskrankenhaus aus den Hän-
den des österreichischen Inves-
tors eine bedeutende finanzielle
Unterstützung. Auf der Internet-
seite des Unternehmens ist über-
dies zu lesen, dass Egger auch in
den kommenden Monaten plant,
sich an den lokalen Feierlichkei-
ten anlässlich des Kindertages
oder am Stadtfest zu beteiligen. 

Dawid Kazanski

Neues Schwungrad von Bischofsburg
Österreichische Firma Eggers baut Spanplattenwerk – Hunderte Arbeitsplätze entstehen

Soll wirtschaftlichen Aufschwung bringen: Baustelle des künftigen Spanplattenwerks Bild: D. K.

Bischofspalast
wird renoviert

Frauenburg – Mitte Mai haben in
Frauenburg im neugotischen Bi-
schofspalast und in der benach-
barten Remise erhaltende Arbei-
ten begonnen. Die Verträge mit
Firmen aus Allenstein und Elbing
unterschrieb der Probst der Pfar-
re Mariä Himmelfahrt, Jacek
Wojtkowski. Die Gebäude werden
zwei Jahre lang nicht zugänglich
sein. Die Maßnahmen umfassen
den Erhalt des originalen Esszim-
mers und der wertvollen Kachelö-
fen aus der Berliner Feilner-Fa-
brik. Auf dem Kathedral-Hügel
entstehen künstlerische Werke,
weil die Pfarre eine Zusammenar-
beit mit Künstlern begonnen hat.
In der Remise wird eine Kunst-
Galerie mit plastischen, bildhaue-
rischen, töpferischen, musikali-
schen und Computer-Arbeiten
eingerichtet. Im Palast entsteht ei-
ne Ausstellung, die an frühere Be-
wohner und Gäste erinnert. Es
entsteht auch ein Ort für Kam-
mer-Konzerte und Begegnungen.
Das Projekt erhält eine Zufinan-
zierung aus Mitteln der Europäi-
schen Union. Die Beendigung der
Arbeiten ist für Januar 2020 ge-
plant. PAZ

Zweites 
Seniorenheim 

Lyck – In dre Stadt Lyck entsteht
ein zweites Seniorenheim, in dem
90 Personen untergebracht wer-
dem sollen. Bauherrin des zweite-
ren Hauses für Senioren ist die
Caritas der Lycker Diözese. „Die
Gesellschaft wird immer älter“,
sagte Renata Stanczyk. „Wir beob-
achten die Notwendigkeit von
Ganztagesstellen für ältere Perso-
nen. Deshalb baut die Caritas die
zweite Einrichtung für Senioren
,Misericordia II‘“. In dem Haus
entstehen auch Zwei- und Ein-
bett-Zimmer für die Bedürfnisse
von Behinderten. Daneben wer-
den Therapie- und Rehabilita-
tionsräume, ein Speiseraum und
eine Kapelle gebaut. Die neue
Einrichtung wird in Etappen fer-
tiggestellt. Insgesamt soll der Bau
in zwei bis drei Jahren fertigstellt
sein. In dem bestehenden Haus
„Misericordia“ wohnen bereits 50
Senioren. PAZ

Investor engagiert
sich auch sozial
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Von der »Kraft des geschriebenen Wortes«
Tadeusz Willan, Journalist und Vorsitzender der Masurischen Gesellschaft, starb im Alter von 85 Jahren

Bei der Verleihung des Bundesverdienstkreuzes 2014: Tadeusz
Willan, im Hintergrund Alfred Czesla Bild: xyz
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Das Ostpreußische Landes-
museum ist das einzige Mu-
seum in Deutschland, das

die reiche Kultur und Geschichte
der ehemaligen deutschen Provinz
Ostpreußen in Gänze thematisiert.

Aufgabe des Museums ist die Be-
wahrung und Erforschung der Ge-
schichte und Kultur Ostpreußens
sowie die museumsgemäße Dar-
stellung seiner vielgestaltigen Jahr-
hunderte währenden Realität. Zu-
künftig werden wir in einer eige-
nen Abteilung auch die Kulturge-
schichte der sogenannten Deutsch-
balten thematisieren, welche als
deutschsprachige Minderheit im
heutigen Estland und Lettland leb-
ten. Der genaue Auftrag ergibt sich
auf Grundlage des Paragrafen 96
des Bundesvertriebenengesetzes
und der Satzung der Ostpreußi-
schen Kulturstiftung.

Die museale Arbeit geschieht in
Zusammenarbeit mit polnischen,
russischen und litauischen Museen
und Kulturinstitutionen, die heute
im ehemaligen Ostpreußen tätig
sind sowie entsprechenden Part-
nern in Estland und Lettland für
die deutschbaltische Abteilung.

Die Dauerausstellung des Mu-
seums wird erweitert und ist daher
derzeit geschlossen. Die Wiederer-
öffnung erfolgt am 26. August 2018.
Bis dahin werden in der PAZ be-
sondere Objekte aus dem Bestand
des Museums vorgestellt.

Heinrich Wolff: Selbstbildnis,
Radierung um 1910

Der 1875 in Schlesien geborene
Grafiker Heinrich Wolff hatte seine
gründliche künstlerische Ausbil-
dung 1891 an der Breslauer Kunst-
schule begonnen, an den Kunstaka-
demien in Berlin und München
fortgesetzt. 1900 gründete er eine
private Schule für Grafik in Mün-
chen. 1902 berief der Direktor der
Königsberger Kunstakademie, Lud-
wig Dettmann, Heinrich Wolff als
Lehrer für freie Grafik. Unter ihm
erlange die künstlerische Grafik in
Königsberg hohes Ansehen. Sein
33 Jahre währende Akademietätig-
keit prägte die ostpreußische Kunst
der Zeit mit. Wolffs Arbeiten wir-
ken durch ihre malerische Darstel-
lungsweise der Landschaften,

Stadtansichten als auch in den vie-
len Bildnissen. 

Als Portraitist erlange Wolff so
viel Anerkennung, dass ihm die
medizinische Fakultät der Univer-
sität Königsberg dafür den Doktor

h.c., ehrenhalber, verlieh. Nach sei-
ner Pensionierung 1935 kehrte
Wolff nach München zurück, wo er
1940 verstarb. Er gehört bis heute
zu den bekanntesten Persönlichkei-
ten der Lehrerschaft an der einsti-
gen Königsberger Kunstakademie.
Das Selbstbildnis wird in der neuen
Dauerausstellung in der Grafikab-
teilung zu sehen sein.

Carl-Wilhelm Hübner:
Die Auswanderer, 1862

Eine ärmliche, sichtlich besorgte
Bauernfamilie zahlt zwei wenig
vertrauenserweckenden Matrosen
Geld für eine Überfahrt; anhand
der im Hintergrund erkennbaren
Karte soll es offensichtlich nach
Amerika gehen, zumal auf der
Transportkiste „Neu York“ steht.

Im 19. und frühen 20. Jahrhun-
dert wanderten viele Ostpreußen
aus: Gerade im 19. Jahrhundert
ging die Reise vor allem nach  Ame-
rika in das „verheißene Land“ – oh-
ne König, ohne Militärdienst und

mit nahezu freier Religionswahl,
die auch Mennoniten, Baptisten
oder sonstige kleinere Religionsge-
meinschaften Freiräume bot, die im
alten Europa und auch im eher to-
leranten Preußen vielfach verwei-
gert wurden. 

Später zog das Ruhrgebiet Aus-
wanderungswillige an, wo das Los
der Industriearbeiter zwar hart und
mühsam war, aber doch leichter
Arbeit zu finden war, die zudem
deutlich besser bezahlt war als auf
den ostpreußischen Gütern. Gel-
senkirchen etwa entwickelt sich zu
einem Zentrum polnisch sprechen-
der, evangelischer Masuren.

Diese Auswanderungswelle hatte
mehrere Ursachen. Neben einem
hohen Geburtenüberschuss war ein
Auslöser die preußischen Agrarre-

formen, die 1807 mit dem berühm-
ten, in Memel erlassenen Oktober-
edikt begannen. Sie befreiten die
Bauern und Gutsbewohner vom
mittelalterlichen Feudalwesen mit
seinen persönlichen Abhängigkei-
ten und Dienstpflichten aus der
verhassten Leibeigenschaft. Man
sprach daher auch von Bauernbe-
freiung, aber die Wirkungen waren
zwiespältig. Endlich war freie Orts-
und Berufswahl erlaubt, und auch
das Heiraten nunmehr ohne Er-
laubnis möglich, was vermehrt
Ehen in den ländlichen Unter-
schichten nach sich zog, für deren
oft reiche Kinderschar eine Kleinst-
hofstelle nicht auskömmlich war. 

Zudem musste für die Ablösung
der alten Pflichten wie Fron-, Ge-
spann- und Gesindedienste der

Gutsherr entschädigt werden, was
bei den Kleinbauern mangels Bar-
vermögen meist mit Land erfolgte.
Viele Hofstellen schrumpften da-
bei so stark, dass sie verkauft wer-
den mussten – aus Bauern wur-
den Tagelöhner. Auch entfielen

nun die Schutzpflichten des Guts-
herrn für seine Bauern, etwa bei
Missernten, Seuchen, Blitzschlag
oder Krankheit. 

Mit den Reformen wurde der
Bauer ein selbständiger Unterneh-
mer auf eigenes Risiko, was vom
liberalen ost- und westpreußi-
schen Oberpräsidenten Theodor
von Schön durchaus gewollt war.
Fallende Getreidepreise führten
dann aber rasch zum Zwangsver-
kauf des Hofes. Die Armut der
Unterschichten wurde verschärft
durch die Mechanisierung, denn
sie verdrängte ländliches Neben-
gewerbe wie die Leinenweberei,
die ihren Beitrag zum Gesamtein-
kommen kleinbäuerlicher Schich-
ten beitrug und reduzierte den
ganzjährigen Personalbedarf der

Güter, was zur saisonalen Wander-
arbeit führte.

Die Arbeitslosigkeit und Armut
waren hoch – Auswanderung
schien für viele die einzige Per-
spektive. Der Verlust der länd-
lichen Bevölkerung blieb über Jahr-

zehnte hoch, Ostpreußen ein im
Vergleich zum übrigen Deutsch-
land äußerst dünn besiedeltes
Land.

Der 1814 in Königsberg geborene
und dort noch ausgebildete Hübner
war seinerzeit ein anerkannter
Genremaler. 1838 ging Hübner an
die Düsseldorfer Akademie und
wurde dort Gründer des „Vereins
Düsseldorfer Künstler“. Ein vielbe-
achtetes Gemälde stellte auch die
Not der schlesischen Weber dar.
Hübner, gestorben 1879, war be-
kannt für seinen realistischen, we-
nig idealisierenden Stil. OL

Ostpreußisches Landesmuseum in
Lüneburg, Heiligengeiststraße 38,
21335 Lüneburg, Tel. +49 (0) 4131
75995-0, Fax +49 (0) 4131 75995-

11, Email: info@ol-lg.de, die
Sonderausstellungen und das
Brauereimuseum sind über das
neue Eingangsfoyer in der Heili-
gengeistraße 38 zugänglich, einge-
schränkte Öffnungszeiten: Dienstag
bis Sonntag 12.00 bis 17.00 Uhr.

OST P R E U S S I S C H E GE S C H I C H T E

Das Oberschlesische Mu-
seum zu Beuthen nimmt
wie alle Museen im Lande

an der polenweiten Aktion zum
100. Jahrestag der Unabhängigkeit
Polens teil – auf seine eigene Art.
Das Ende des Ersten Weltkrieges
war für die Oberschlesier folge-
schwer, da die polnischen Auf-
stände von 1919, 1920 und 1921
tiefe Wunden quer durch ober-
schlesische Familien schlugen.

Der Alltag des einfachen Ober-
schlesiers nach 1918 ist Thema
der Ausstellung „100 x 100“ im
Oberschlesischen Museum, das
Nachfolger des deutschen Ober-
schlesischen Landesmuseums zu
Beuthen ist. Alltagsgegenstände
der letzten 100 Jahren, die am
stärksten in der Erinnerung der
Bevölkerung blieben, erzählen ih-
re Geschichten. „Beim Aufbau der
Ausstellung lebte immer wieder
die Frage auf: Was bedeutete die-
ses Datum im Kalender? War es
das Ende eines grausamen Krie-
ges, der sich nicht wiederholen
sollte? Und nannte man ihn des-

halb Weltkrieg?
Ausgerechnet
hier in Ober-
schlesien, wo es
kein Dorf und
keine Stadt gab,
in denen es
nach diesem
Krieg kein Krie-
gerdenkmal gab,
waren die Be-
wohner von die-
sem Thema er-
fasst“, so Leszek
Jodlinski, Leiter
des Oberschlesi-
schen Museums
gegenüber der
„Gazeta Wy-
borcza Katto-
witz“, für den
das Verständnis
des Jahres 1918
nicht möglich
ist, ohne zu fra-
gen, was danach
geschah.

„Es ist keine
Suche nach Ant-

worten zur Bi-
lanz des Jahr-
hunderts, son-
dern eine auto-
biographische
Erzählung über
uns selbst“, er-
läutert Jodlins-
ki, der einst als
erster Direktor
des mit staat-
lichen Geldern
g e p u s c h t e n
Schles ischen
Museums Kat-
towitz noch vor
dem eigentlich
Amtsantritt ge-
schasst wurde,
da er dort die
auch deutsche
Geschichte der
Region aus re-
gionaler und
nicht aus War-
schauer Sicht
erklären wollte.

Große Ge-
schichte kann

durch die Präsentation in einer
Ausstellung und deren Beschrei-
bung in das kollektive Gedächtnis
eindringen, hoffen die Macher.
Die Kuratoren, mit Jodlinski an
der Spitze, hoffen, ebenso die Be-
sucher anzuregen, ihre eigenen
Erinnerungen einzubringen. Die-
ses Unterfangen will die Gazeta
Wyborcza Kattowitz unterstützen,
die auch Projektpartner für die
Ausstellung „100 x 100“ ist. Die
Zeitung wird begleitend Ge-
schichten publizieren, die Inhalte
der Ausstellung aufgreifen.

Das Museum wirbt für die Aus-
stellungseröffnung mit dem Bild ei-
ner deutschsprachigen Ankündi-
gung des einzigen Konzerts in
Oberschlesien von Bronislav Hu-
bermann aus Berlin im Beuthener
Schützenhauses (siehe Abbildung).
Und genau das ist für ein Museum
in Polen ungewöhnlich. Während
im Grunde alle die Unabhängigkeit
des Landes in den Mittelpunkt stel-
len, ist hier das zentrale Element
aus einer ganz anderen Perspektive
gedacht. Chris .W. Wagner

Geschichte über uns selbst
Das Oberschlesische Museum zu Beuthen Museum verweigert sich zentraler Geschichtssicht

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

Museumsschätze
Aus dem Ostpreußischen Landesmuseum: Heinrich Wolff: Selbstbildnis – Carl Wilhelm Hübner: Die Auswanderer

Heinrich Wolff: Selbstbildnis Bilder (2): OL

Carl-Wilhelm Hübner: Die Auswanderer
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2018
16. Juni: Ostpreußisches Sommerfest in Osterode (Ostpreußen)
14. bis 16. September: Geschichtsseminar in Helmstedt 
8. bis 14. Oktober: Werkwoche in Helmstedt
20. Oktober: 9. Deutsch-Russisches Forum in Insterburg

(geschlossener Teilnehmerkreis) 
2. November: Arbeitstagung der Landesgruppenvorsitzenden in

Wuppertal
3. bis 4. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wuppertal
12. bis 15. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de, 
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html.

TERMINE DER LO

ZUM 101. GEBURTSTAG

Felsner, Edeltraut, geb. Mar-
quardt, aus Treuburg, am 
29. Mai

König, Johanna, geb. Hausend-
orf, aus Merunen, Kreis Treu-
burg, am 28. Mai

Ortmann, Ulrich, früher Freese,
aus Lyck, am 26. Mai

ZUM 99. GEBURTSTAG

Bärthel, Ingeborg, geb. Walden,
aus Schareiken, Kreis Treu-
burg, am 25. Mai

Geisendorf, Christel, geb. Kall-
weit, aus Heinrichswalde,
Kreis Elchniederung, am 
29. Mai

ZUM 98. GEBURTSTAG

Groß, Irma, geb. Kramer, aus
Milken, Kreis Lötzen, am 
28. Mai

Kundt, Gretel, geb. Kamp, aus
Guttschallen, Kreis Wehlau,
am 26. Mai

ZUM 97. GEBURTSTAG

Dienhardt, Erika, geb. Kopi-
szenski, aus Bobern, Kreis
Lyck, am 30. Mai

Lange, Frida, geb. Jakubzik, aus
Arlen, Kreis Lötzen, am 27. Mai

Lucks, Hildegard, geb. Meyer,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 26. Mai

Marks, Helmut, aus Treuburg,
am 30. Mai

Moser, Heinz, aus Pillau, Kreis
Fischhausen, am 26. Mai

Nützel, Ilse, geb. Matthée, aus
Merunen, Kreis Treuburg, am
30. Mai

Ossa, Lieselotte, geb. Roma-
nowski, aus Reichenwalde,
Kreis Lyck, am 28. Mai

Patzer, Hedwig, geb. Schramma,
aus Lenzendorf, Kreis Lyck,
am 30. Mai

Siedler, Gerda, aus Großheide-
krug, Kreis Fischhausen, am
26. Mai

ZUM 96. GEBURTSTAG

Daul, Eva, geb. Melis, aus Neu-
kirch, Kreis Elchniederung,
am 25. Mai

Gojny, Elly, geb. Wischnewski,
aus Neuhof, Kreis Neiden-
burg, am 31. Mai

Maertens, Elisabeth, geb. Gräfin
von Schwerin, aus Wilden-
hoff, Kreis Preußisch Eylau,
am 29. Mai

Reichardt, Ruth, geb. Berger,
aus Sareiken, Kreis Lyck, am
27. Mai

Robbert, Hildegard, geb. Mügge,
aus Eydtkau, Kreis Ebenrode,
am 19. Mai

Schettkat, Gerda, geb. Borm, aus
Heinrichswalde, Kreis Elch-
niederung, am 25. Mai

ZUM 95. GEBURTSTAG

Bolsch, Otto, aus Steinkendorf,
Kreis Lyck, am 29. Mai

Braun, Else, geb. Rehfeld, aus
Willenberg, Kreis Ortelsburg,
am 30. Mai

Filipzik, Herta, geb. Weitschat,
aus Datzken, Kreis Ebenrode,
am 30. Mai

Harborth, Gertrud, geb. Kröh-
nert, aus Schackwiese, Kreis
Elchniederung, am 31. Mai

Hoff, Inge, geb. Baumgärtner,
aus Plauen, Kreis Wehlau, am
29. Mai

Laskowski, Walter, aus Rei-
mannswalde, Kreis Treuburg,
am 28. Mai

Scheffler, Lieselotte, geb.
Tersch, aus Wehlau, am 
26. Mai

Thiede, Horst, aus Sonnau,
Kreis Lyck, am 27. Mai

Wirschun, Käthe, geb. Seller,
aus Mulden, Kreis Lyck, am
30. Mai

ZUM 94. GEBURTSTAG

Borowski, Edith, geb. Pauliks,
aus Kuckerneese, Kreis Elch-
niederung, am 30. Mai

Dibbert, Lotte, geb. Kumpies,
aus Heinrichswalde, Kreis
Elchniederung, am 25. Mai

Franke, Sigrid, geb. Becker, aus
Lyck, am 28. Mai

Fromme, Erika, geb. Marquard,
aus Wacholderau, Kreis Or-
telsburg, am 31. Mai

Gesk, Ewald, aus Jakubben,
Kreis Johannisburg, am 
17. Mai

Hartmann, Edeltraud, geb. Liet-
ke, aus Irglacken, Kreis Weh-
lau, am 29. Mai

Hoesch, Katharina, geb. Krause,
aus Rossitten, Kreis Fischhau-
sen, am 30. Mai

Milz, Sieglinde, aus Rauschen,
Kreis Fischhausen, am 31. Mai

Parzianka, Irmgard, aus Stein-
walde, Kreis Lötzen, am 
31. Mai

Stimmel, Renate, geb. Burg-
hardt, aus Lindenfließ, Kreis
Lyck, am 29. Mai

Viell, Erika, geb. Saborowski,
aus Hornheim, Kreis Neiden-
burg, am 26. Mai

ZUM 93. GEBURTSTAG

Breidenbach, Erna, geb. Skor-
zenski, aus Lissau, Kreis Lyck,
am 31. Mai

Grywatsch, Horst, aus Hart-
wichs, Kreis Preußisch-Hol-
land, am 29. Mai

Händel, Gertrud, geb. Ruschin-
czyk, aus Kleschen, Kreis
Treuburg, am 26. Mai

Köring, Elisabeth, geb. Romoth,
aus Treuburg, am 27. Mai

Makoschey, Helmut, aus Deu-
menrode, Kreis Lyck, am 
26. Mai

Meinken, Bernhard, aus Zoh-
pen, Kreis Wehlau, am 30. Mai

Schröder, Fritz, aus Garbseiden,
Kreis Fischhausen, am 27. Mai

Schubert, Gertrud, aus Lyck, am
25. Mai

Stabbert, Erna, geb. Jebramzik,
aus Glinken, Kreis Lyck, am
28. Mai

Tanbach, Willi, aus Liebenberg,
Kreis Ortelsburg, am 
26. Mai

Till, Eva, geb. Hartmann, aus
Wehlau, am 29. Mai

Wegner, Helena, geb. Stolzen-
wald, aus Neuendorf, Kreis
Wehlau, am 29. Mai

ZUM 92. GEBURTSTAG

Bednarek, Gertrud, geb. Groß,
aus Nußberg, Kreis Lyck, am
26. Mai

Irrittje, Fritz, aus Stolzenau,
Kreis Ebenrode, am 30. Mai

Klein, Ursula, geb. Klein, aus Ri-
chau, Kreis Wehlau, am 
31. Mai

Losch, Erika, aus Puppen, Kreis
Ortelsburg, am 27. Mai

Neugart, Charlotte, geb. Ziggert,
aus Willkau, Kreis Fischhau-
sen, am 26. Mai

Reingräber, Irmgard, aus Hanf-
fen, Kreis Lötzen, am 25. Mai

Rückemann, Ruth, geb. Lotter-
moser, aus Finkenschlucht,
Kreis Ebenrode, am 31. Mai

Schulz, Kurt, aus Wehlau, am 
31. Mai

Sczesny, Hildegard, geb. Kiyek,
aus Ulleschen, Kreis Neiden-
burg, am 25. Mai

Sehnwitz, Dora, geb. Priebe, aus
Kuckerneese, Kreis Elchnie-
derung, am 28. Mai

Stolz, Renate, geb. Hubert, aus
Schatzberg, Kreis Preußisch
Eylau, am 25. Mai

Zimpel, Erika, geb. Nitschmann,
aus Widminnen, Kreis Lötzen,
am 25. Mai

ZUM 91. GEBURTSTAG

Becker, Horst, aus Treuburg, am
26. Mai

Bluhm, Siegfried, aus Bobern,
Kreis Lyck, am 29. Mai

Bruse, Erika, geb. Bredow, aus
Klemenswalde, Kreis Elchnie-
derung, am 29. Mai

Flath, Frieda, geb. Szillat, aus
Kieslau, Kreis Elchniederung,
am 25. Mai

Gentek, Anneliese, geb. Jakob,
aus Neumalken, Kreis Lyck,
am 27. Mai

Kantop, Elly, geb. Dyga, aus Ros-
sen, Kreis Heiligenbeil, am 
26. Mai

Kremp, Helmut, aus Stehlau,
Kreis Ebenrode, am 30. Mai

Pommer, Irmgard, geb. Pfau, aus
Andersgrund, Kreis Ebenrode,
am 28. Mai

Priebe, Gerda, geb. Sych, aus
Seesken, Kreis Treuburg, am
27. Mai

Riedel, Gerda, geb. Beyer, aus
Schwentainen, Kreis Treu-
burg, am 29. Mai

Schäfer, Maria, aus Lyck, am 25.
Mai

Schwarz, Alfred, aus Königs-
berg, am 22. Mai

Strunz, Siegfried, aus Kucker-
neese, Kreis Elchniederung,
am 26. Mai

Trinker, Paul, aus Steintal, Kreis
Lötzen, am 25. Mai

ZUM 90. GEBURTSTAG

Boenke, Dieter, aus Ebenrode,
am 29. Mai

Bruchmann, Helene, geb.
Scheffler, aus Schwengels,
Kreis Heiligenbeil, am 13. Mai

Gamradt, Edith, geb. Pallasch,
aus Ortelsburg, am 30. Mai

Glahs, Hans Georg, aus Lötzen,
am 31. Mai

Hölker, Irmgard, geb. Baginski, aus
Kielen, Kreis Lyck, am 28. Mai

Idina, Gerhard, aus Ortelsburg,
am 26. Mai

Kemstedt, Edith, geb. Augustin,
aus Lyck, am 26. Mai

Köpernik, Eva, geb. Pallasch,
aus Halldorf, Kreis Treuburg,
am 25. Mai

Kohn, Charlotte, geb. Klemusch,
aus Fuchshügel, Kreis Wehlau,
am 31. Mai

Kolzewski, Rosalinde, geb. Stob-
be, aus Schwanensee, Kreis
Elchniederung, am 27. Mai

Nolte, Dr. Hans-Gustav, aus
Kreis Lötzen, am 24. Mai

Penczek, Karl-Heinz, aus Rhein,
Kreis Lötzen, am 28. Mai

Sonntag, Günter, Bismarckstra-
ße 56, Lyck, am 28. Mai

Taday, Frieda, aus Wallendorf,
Kreis Neidenburg, am 30. Mai

Toffel, Gerhard, aus Kleinkosel,
Kreis Neidenburg, am 30. Mai

Wilkop, Reinhold, aus Jägers-
dorf, Kreis Neidenburg, am
30. Mai

ZUM 85. GEBURTSTAG

Borm, Oskar, aus Wittken, Kreis
Elchniederung, am 25. Mai

Bustian, Elfriede, geb. Dom-
masch, aus Vielbrücken, Kreis
Elchniederung, am 31. Mai

Gess, Ruth, geb. Korzen, aus
Willenberg, Kreis Ortelsburg,
am 25. Mai

Helle, Anita, geb. Rossbach, aus
Heinrichswalde, Kreis Elch-
niederung, am 30. Mai

Kalweit, Werner, aus Wartenhö-
fen, Kreis Elchniederung, am
29. Mai

Krenz, Gerhard, Kreis Rosen-
berg, am 28. Mai

Kropp, Ilse, geb. Delkus, aus Ni-
ming und aus Kinten, Kreis
Heydekrug, am 26. Mai

Lask, Werner, aus Statzen, Kreis
Lyck, am 29. Mai

Lendzian, Heinz, aus Stradau-
nen, Kreis Lyck, am 26. Mai

Lüder, Christine, geb. Peilo, aus
Upalten, Kreis Lötzen, am 
28. Mai

Malec, Evamaria, geb. Brosows-
ki, aus Fronicken, Kreis Treu-
burg, am 30. Mai

Meyer, Christel, geb. Paulini,
aus Soffen, Kreis Lyck, am 
25. Mai

Nörenberg, Edith, geb. Borowy,
aus Statzen, Kreis Lyck, am 
31. Mai

Pfannkuche, Irmgard, geb. Ri-
nio, aus Rogallen, Kreis Lyck,
am 26. Mai

Reinke, Christina, geb. Schupet-
ta, aus Malshöfen, Kreis Nei-
denburg, am 31. Mai

Schmidt, Erika, geb. Böhnke,
aus Lakendorf, Kreis Elchnie-
derung, am 27. Mai

Schüring, Hilde Marie, geb. Ro-
galski, aus Willkassen, Kreis
Treuburg, am 31. Mai

Waschull, Anita, geb. Ferber,
aus Grabnick, Kreis Lyck, am
31. Mai

Wood, Ruth, geb. Kamp, aus
Biothen, Kreis Wehlau, am 
28. Mai

Zimmermann, Inge, geb. Scheff-
ler, aus Heinrichswalde, Kreis
Elchniederung, am 26. Mai

ZUM 80. GEBURTSTAG

Claußnitzer, Ruth, geb. Schlach-
ta, aus Talhöfen, Kreis Neiden-
burg, am 30. Mai

Feucht, Helga, geb. Rosenfeld,
aus Grieteinen, Kreis Elchnie-
derung, am 27. Mai

Fligge, Doris, geb. Mögle, aus
Pomedien, Kreis Wehlau, am
26. Mai

Garbrecht, Gerhard, aus Eben-
rode, am 29. Mai

Gebauer, Edith, geb. Kamp, aus
Guttschallen, Kreis Wehlau,
am 25. Mai

Gemsjäger, Marianne, geb. Rin-
lau, aus Wehlau, am 26. Mai

Grützmacher, Edith, geb. 
Langanka, aus Schön-
hofen, Kreis Treuburg, am 
26. Mai

Locklair, Siegfried, aus Raineck,
Kreis Ebenrode, am 30. Mai

Oelschleger, Gerda, geb.
Truschkowski, aus Groß Tau-
ersee, Kreis Neidenburg, am
28. Mai

Perkuhn, Werner, aus Bürgers-
dorf, Kreis Wehlau, am 
31. Mai

Rapelius, Ekkehard, aus Son-
nau, Kreis Lyck, am 28. Mai

Rokoschinski, Gisela, geb. Röh-
rig, aus Allenburg, Kreis Weh-
lau, am 26. Mai

Rutkowski, Helmut, aus Treu-
dorf, Kreis Ortelsburg, am 
28. Mai

Scheidle, Ursula, geb. Wiechert,
aus Windkeim, Kreis Heiligen-
beil, am 30. Mai

Schroeder, Ingrid, aus Magde-
burg, am 25. Mai

Schulze, Evelin, geb. Bauchro-
witz, aus Flammberg, Kreis
Ortelsburg, am 29. Mai

Sinofzik, Klaus-Dieter, aus Löt-
zen, am 24. Mai

Thomsen, Barbara, aus Lyck, am
31. Mai

Titze, Gisela, geb. Lischitzki, aus
Schwengels, Kreis Heiligen-
beil, am 10. Mai

Viereck, Inge, geb. Spogat, aus
Gruten, Kreis Elchniederung,
am 27. Mai

ZUM 75. GEBURTSTAG

Friedenstab, Dietlind, geb. Urb-
schat, aus Kutzen, Kreis Treu-
burg, am 29. Mai

Kebbedies, Dietmar, aus Ger-
hardswalde, Kreis Elchniede-
rung, am 26. Mai

Mallunat, Werner, aus Linden-
dorf, Kreis Elchniederung, am
25. Mai

Noller, Irene, geb. Bayer, aus
Wehlau, am 27. Mai

Schneider, Hans, aus Ebenrode,
am 28. Mai

Schroeter, Sieglinde, geb. Dom-
salla, aus Finsterdamerau,
Kreis Ortelsburg, am 27. Mai

Schütze, Ingeborg, geb. Hensel,
aus Grünflur, Kreis Ortels-
burg, am 29. Mai

Wallat, Gerhard, aus Heimfelde,
Kreis Ebenrode, am 28. Mai

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Eine Zusendung entspricht somit auch einer Einverständniserklärung! 

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Entsprechend der Wahlordnung
der Stadtgemeinschaft Allenstein
e.V. rufen wir alle Mitglieder der

Stadtgemeinschaft zur Wahl der
Stadtversammlung auf. Als Mit-
glieder der Stadtgemeinschaft gel-
ten gebürtige Allensteiner und frü-
here Bewohner der Stadt Allen-
stein, ihre Ehegatten und Nach-
kommen sowie diejenigen, die sich
unserer Heimatstadt und der
Stadtgemeinschaft besonders ver-
bunden fühlen. Die Mitgliedschaft
entsteht durch Aufnahme in die
Allensteiner Heimatkartei und
kann durch Anmeldung oder eine
dieser gleich zu setzenden Erklä-
rung, wie die Beteiligung an der
Wahl der Stadtversammlung, erfol-
gen. Jedes Mitglied der Stadtge-
meinschaft ist wahlberechtigt und
auch wählbar. Die Wahl muss
schriftlich erfolgen. Die Wahl ist
gültig, wenn nicht mehr als zehn

Kandidaten gewählt werden. Der
Wahlbrief muss bis zum 30. Juni
bei der Stadtgemeinschaft Allen-
stein e.V., Wahlausschuss, Vatt-
mannstraße 11, 45879 Gelsenkir-
chen, eingegangen sein. Auf dem
Umschlag sind Name und An-
schrift des Wählers anzugeben.

Folgende Mitglieder unserer
Stadtgemeinschaft haben sich be-
reiterklärt, für die Wahl zur Stadt-
versammlung zu kandidieren: Dr.
Alexander Bauknecht, Stefan Hein,
Dr. Peter Herrmann, Gottfried Hu-
fenbach, Artur Korczak, Waldemar
Malewski, Thomas Nowack, Kristi-
ne Plocharski, Werner Schaffrin,
Dagmar Urban. Der Allensteiner
Heimatbrief Nummer 265 enthält
einen Wahlschein mit den angege-
benen Namen. Jedem Wähler ist es
jedoch freigestellt, weitere Kandi-
daten zu benennen, sofern er nicht
mehr als zehn Kandidaten wählt.

Der Wahlausschuss der Stadt-
gemeinschaft Allenstein e.V.

Hanna Bleck, Wahlleiterin, 
Eve Hufenbach, Beisitzerin, 
Thomas Nowack, Beisitzer

Bochum – Sonnabend, 26. Mai,
Gemeindesaal, Herz-Jesu-Ge-
meinde, Hölterweg 4, 44894 Bo-
chum: Kirchspieltreffen Göttken-
dorf. Informationen erteilt Gerd
Sawitzki, Hölterweg 4, 44894 Bo-
chum, Telefon (0234) 230624.

Kreisvertreter: Gottfried Hufen-
bach, Danziger Str. 12, 53340
Meckenheim. Geschäftsstelle:
Stadtgemeinschaft Allenstein,
Vattmannstraße 11, 45879 Gelsen-
kirchen, Telefon (0209) 29131 und
Fax (0209) 4084891, E-Mail:
StadtAllenstein@t-online.de

ALLENSTEIN
STADT

Wahlaufruf

Kreisvertreter: Hans-Peter Bla-
sche, Lankerstraße 40, 40545
Düsseldorf, Telefon (0211)
17181290; Geschäftsstelle: Ge-
meindeverwaltung Hagen, Post-
fach 1209, 49170 Hagen, Telefon
(05401) 9770. Internet:
www.allenstein-landkreis.de

ALLENSTEIN
LAND

Kirchspieltreffen

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 16
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Bielefeld – Sonnabend, 2. Juni,
Örkenweg 60, 33739 Bielefeld:
Kirchspieltreffen Neu-Kaletka. In-
formationen erteilt Helene Gzy-
borra, Westfalenstraße 20 A,
335647 Bielefeld, Telefon (0521)
431289.

In der Zeit vom 14. Juni bis 
22. Juni wollen wir von Rotenburg
(Wümme) über Danzig (Stadt-
rundfahrt) und Zwischenüber-
nachtung in Zoppot Angerburg
und Masuren mit dem Bus aufsu-
chen und im Hotel Wodnik in Löt-
zen übernachten. Über Marien-
burg (zirka 2,5 bis 3 Stunden Auf-
enthalt), Elbing, Frauenburg,
Mehlsack, Landsberg, Liski wer-
den wir am 16. Juni abends Löt-
zen erreichen. Auf der Rückfahrt
von Lötzen am 21. Juni fahren wir
über Allenstein nach Thorn und
werden dort im Hotel „Mercure“
Centrum übernachten. Es besteht
die Möglichkeit, nachmittags die
Stadt zu besichtigen. Am 22. Juni
verlassen wir Thorn gegen 
7.30 Uhr und werden Rotenburg
(Wümme) gegen 20 Uhr errei-
chen. Es sind nur noch wenige
Restplätze frei. Bei Interesse er-
halten Sie weitere Auskünfte un-
ter Telefon (040) 5522221. 

Kurt-Werner Sadowski

Hermannsburg – Freitag, 1., bis
Sonntag, 3. Juni, Hotel Heidehof,
Billingstraße 29, 29320 Her-
mannsburg: Schülertreffen. An-
meldung: Hotel Heidehof, Telefon
(05052) 9700 oder E-Mail: 
info@heidehof.bestwestern.de.

Bergen – Sonnabend, 9., bis
Sonntag, 10. Juni, Hotel Michae-
lishof, Telefon (05051) 8870,
Hauptstraße 5, 29303 Bergen:
Kirchspieltreffen Birkenmühle,
Mehlkehmen. Anmeldung: Ger-
hard Kuebart, Telefon (05261)
88139, E-Mail: gerhard.kue-
bart@gmail.com.

Winsen/Luhe – Sonnabend, 
30. Juni, 14 Uhr, Brasserie am
Schloß, Rathausstraße 5, 21423
Winsen/Luhe: Ordentliche Mit-
gliederversammlung. Gemäß § 8
Abs. 3 unserer Satzung vom 
22. September 2012 laden wir
hiermit zur ordentlichen Mitglie-
derversammlung ein.

Tagesordnung
1. Begrüßung, Protokoll, Be-

schlussfähigkeit,
2. Rechenschaftsberichte des

Vorstands,
3. Bericht der Kassenprüfer und

Antrag auf Entlastung des Vor-
stands,

4. Verschiedenes.
Wir bitten um zahlreiche Teil-

nahme. Der Vorstand

Eitorf – Sonnabend, 26. Mai, 
10 bis 17 Uhr, Einlass 9 Uhr, Hotel
Schützenhof in Eitorf, Windecker
Straße 2: Nachbarschaftstreffen
der Kreisgemeinschaften Tilsit-
Ragnit und Elchniederung sowie
der Stadtgemeinschaft Tilsit.

Hamburg – Mittwoch, 6. Juni,
12 Uhr: Videovortrag mit Auto-
renlesung.

Thüringen – Sonntag, 3. Juni, 
14 Uhr, Garten der Familie Jung,
Obergasse 17, 99100 Bienstädt:
Treffen.

Helmstedt – Vom 8. bis 10. Juni:
Treffen Heimattreue Insterburger
in der Politischen Bildungsstätte
Helmstedt, Am Bötschenberg 4,
38350 Helmstedt. Anmeldungen
bei Ursel Schubert, Birkenstraße
79, 40233 Düsseldorf, Telefon
(0211) 681243, E-Mail:
ursel26@googlemail.com.

Die Kreisgemeinschaft hatte
schon zum Deutschlandtreffen
der Ostpreußen in Kassel im Jah-
re 2014 die erweiterte Neuauflage
der Arbeit von Helmut Borkowski
„Die Kämpfe um Ostpreußen und
das Samland 1944–1945“ vorge-
legt. Das Interesse an dieser
schnell vergriffenen Dokumenta-
tion ist noch immer so groß, dass
ein Neudruck veranlasst wurde.
Dieser liegt nun vor. 

Das Werk ist bereits in den Jah-
ren 2014 und 2015 von Bärbel
Beutner in den einschlägigen Hei-
matbriefen eingehend und mit
viel Sachverstand rezensiert wor-
den. Deshalb soll hier – im Ein-
verständnis mit der Autorin – auf
diese Buchbesprechungen zum
großen Teil wortgetreu zurückge-
griffen werden. Sie nennt die Ar-

beit von Borkowski eine akribisch
recherchierte Beschreibung der
Kampfhandlungen 1944/1945. 

In der erweiterten Auflage
konnte Borkowski das umfangrei-
che Quellenmaterial, das ihm
schon für die erste Auflage zur
Verfügung stand, durch russische
Quellen erweitern. Er nennt im
Vorwort die Bücher von Mar-
schall Schukow und Marschall
Wassilewski, die ihm wichtiges
Material geliefert haben. 

Borkowski beginnt mit der Re-
konstruktion der russischen Plä-
ne zum Sommerfeldzug 1944. Mit
zwei Fronten sollten die Deut-
schen im Raum Witebsk und bei
Minsk vernichtet werden. Dass
die Pläne gelangen, führt Bor-
kowski auf strategische Fehlent-
scheidungen Hitlers zurück, der
im Gegensatz zu Stalin nicht
mehr auf die Generäle hörte. Der
Autor stellt manche Überlegung
an, wie man anders hätte operie-
ren müssen und bedauert die vie-
len Opfer, die man hätte vermei-
den können. Er wirft die Frage
auf: „Haben wir Deutschen beim
Ostfeldzug eine Chance gehabt?“
Es folgt eine lesenswerte Überle-
gung zu militärisch und politisch
problematischen Entscheidungen. 

Auf 200 Seiten werden die
Kämpfe um Gumbinnen, Memel,
Königsberg, Cranz, Fischhausen,
Heiligenbeil, Rauschen, Pillau
und so weiter geschildert. Jede
militärische Einheit, jede Kampf-
handlung mit Datum, jede Ört-
lichkeit werden aufgeführt. Jede
freigekämpfte Bahnlinie, Brücke
und Straße ermöglichte die Ret-
tung von Zivilpersonen. 

Mit Gauleiter Koch geht Bor-
kowski scharf ins Gericht. „Hätte
dieser auf die Frontbefehlshaber
gehört und eine rechtzeitige Eva-
kuierung angeordnet, hätten viele
Menschen gerettet werden kön-
nen. Not und Verzweiflung hätten
erspart werden können. Dieser
Mann war ein Verhängnis für uns
Ostpreußen.“ 

Historiker bekommen hier ein
Nachschlagewerk, das für die Mi-
litärgeschichte von besonderem
Interesse sein dürfte. Aber auch
die Landsleute haben hier Gele-
genheit, Genaues über das 
Schicksal ihres Heimatortes zu er-
fahren. Werner Schuka, der für
Layout und Druckvorbereitung
des Bandes verantwortlich ist,
fügt redaktionelle Ergänzungen
an: Zeittafeln und Presseartikel
aus der Preußischen Allgemeinen
Zeitung sowie Briefe und Zeit-
zeugnisse. 

Das Werk ist zu bestellen bei
Carl Mückenberger, Neißestra-
ße 13, 32425 Minden, Telefon
(0571) 46297. Es kostet 26 Euro.

Leipzig – Sonnabend, 9. Juni, 
9 Uhr, Kleingartenverein „Seil-
bahn“, Max-Liebermann-Straße
91, 04157 Leipzig. Die Landes-
gruppe Sachsen, die Kreisgemein-
schaften Labiau und Wehlau und
der Verein Samland laden zum
Regionaltreffen. Ostpreußen aus
allen Teilen sind herzlich will-
kommen. Anmeldung: Eberhard
Grashoff, Robinienweg 6, 04158
Leipzig, Telefon (0341) 9010730,
E-Mail: ebs.grashoff@web.de.

Neumünster – Sonnabend, 
26. Mai, ab 10 Uhr (Ausstellung)
und 15.30 Uhr (Vortrag), Heimat-
museum, Sudetenlandstraße 18 H
(Böcklersiedlung), Neumünster:
Begleitprogramm zur Carl-Knauf-
Ausstellung „Nidden, die Kuri-
sche Nehrung und Memel – die
schönen Seiten einer besonderen
Region“. Steffen Thomassek, aus
Anklam und Hamburg, zeigt Fotos
und berichtet von seinen Erkun-
dungen dort im Jahr 2017.

An diesem Tag ist nicht nur Ge-
legenheit, schon ab 10 Uhr die
Sonderausstellung „Carl Knauf –
ein unvergessener Maler der
Künstlerkolonie Nidden“ zu besu-
chen. Passend zu den ausgestell-
ten Gemälden (Leihgaben aus der
privaten Sammlung Bernd
Schimpke, Hamburg), die über-
wiegend Motive von der wunder-
baren Kurischen Nehrung und
aus dem Memelgebiet zeigen,
wird Steffen Thomassek viele ein-
drucksvolle Fotos präsentieren,
die er 2017 auf einer Reise durch
das Memelgebiet mit einem Ab-
stecher auf die Kurische Nehrung
aufgenommen hat. 

Ute Eichler wird den Gast vor-
stellen, der ostpreußische Vorfah-
ren hat und sich als junger Maler-
meister eine Existenz in Hamburg
aufgebaut hat. Mit seinem Interes-
se an der Geschichte einer beson-
deren Region und seinem guten
Blick für die Spuren der deut-
schen Vergangenheit sind ihm
eindrucksvolle Momentaufnah-
men gelungen. Der Vortrag be-
ginnt um 15.30 Uhr, der Eintritt
ist – wie immer – frei.

Es sind alle angesprochen, die
in den Jahren 1967/68 als jetzt
Goldene, die 1957/58 als jetzt Di-
amantene und die in den Jahren
1952/53 als jetzt Eiserne Konfir-
manden in Lötzen oder in Rhein
konfirmiert wurden. Es sollen
sich auch diejenigen angespro-
chen fühlen, die durch das
Kriegs-ende und seine Folgen
irgendwo anders oder bereits in
früheren Jahren konfirmiert wor-
den sind. Die Konfirmationsjubi-
läen finden nahezu gleichzeitig
statt: Sonntag, 10. Juni, 9.30 Uhr,

evangelische Kirche in Lötzen:
deutschsprachiger Gottesdienst,
und Sonntag, 10. Juni, 9 Uhr,
evangelische Kirchgemeinde in
Rhein. Wer seine Teilnahme an-
melden möchte oder wer mehr
Informationen wünscht, kann die-
se durch Kontakt mit Ingrid Lan-
ge, Pieczonki 26, 11-500 Gizycko,
Telefon (0048- 87) 4282386 oder
Friedhelm Steinke, Am Grüne-
wald 16, 58507 Lüdenscheid, Te-
lefon (02351) 23986 erhalten.

Dem Hagen-Lycker Brief 2018
liegt ein Stimmzettel bei. Turnus-
gemäß ist in diesem Jahr unser
Kreistag neu zu wählen. Der
Kreistag ist eine Mitgliederver-
treterversammlung. Der Kreistag
entscheidet in wichtigen Angele-
genheiten für Sie, lieber Leser des
Heimatbriefes. Machen Sie von
Ihrem Stimmrecht Gebrauch.
Wahlschluss ist der 30. Juni 2018. 

Freitag, 8. bis Sonntag, 17. Juni:
zehntägige kombinierte Schiffs-
und Bus-Ostpreußen-Reise der
Kreisgemeinschaft Lyck über Me-
mel, Kurische Nehrung, Memel-
land, Nördliches Masuren, Kreis
Lyck mit Bärbel Wiesensee und
Gerhard Scheer.

Dem Heimatbrief Nummer 150
liegen Karten für die diesjährigen
Wahlen bei. 

Folgende Kandidaten gehörten
bisher dem Kreistag an: Ruth
Bahr, Dr. Irmtraud Sigrid Bießner,
Günther Ernst, Marion Haedge,
Martin Hennig, Ulrich Hoffmann,
Frank Jork, Reinhard Kayss, Lutz
Knief, Jürgen Kowalek, Ingrid
Laufer, Dr. Uwe Laurien, Werner
Leben (Ersatzkandidat), Dietrich
Olinski, Hans-Ulrich Pokraka und
Jürgen Szepanek. 

In seiner Sitzung am 2. Septem-
ber 2017 wählte der Kreistag zum
Vorsitzenden des Wahlausschus-
ses Günther Ernst sowie als Bei-
sitzer Frank Jork und Ulrich Hoff-
mann. Der amtierende Vorstand
bittet um eine rege Wahlbeteili-
gung und um möglichst umgehen-
des Verschicken der ausgefüllten
Wahlkarten an den Vorsitzenden
Günther Ernst in Dinslaken. 

Hamm-Westtünnen – Sonntag,
27. Mai, Von-Thünen-Halle, Ver-
einsheim des Schützenvereins
Westtünnen 1893 e.V., Hubert-
Westermeier-Straße 1, ab 10 Uhr,
Eröffnung um 12 Uhr, mit Ost-
preußenlied, Totenehrung, Gruß-
worten, Ansprache des Kreisver-
treters, Nationalhymne und dem
Schlusswort. Mit der Bahn: Vom
Bahnhof Hamm (Westfalen) Bus-
verbindung mit der Linie 30 bis
zur Haltestelle Von-Thünen-Halle.
Der Bus verkehrt am Sonntag
stündlich ab 9.27 Uhr.

Mit dem Pkw über die A2: Ab-
fahrt an der Anschlussstelle
Hamm/Werl; auf der Werler Stra-
ße in Richtung Hamm bis zur 
Dr.-Loeb-Caldendorf-Straße, auf
dieser Straße bis zur Hubert-
Westermeier-Straße.

In der Zeit von Mittwoch, 
25. Juli, bis Montag, 6. August,
führt die Kreisgemeinschaft
Schloßberg in Verbindung mit
dem Patenkreis Harburg ein
deutsch-russisches Ferienlager
für das Alter von 11 bis 14 Jahren
durch. In der Jugendherberge Ot-
terndorf gibt es jede Menge Mög-
lichkeiten, die Sommerferien ab-
wechslungsreich zu gestalten.
Vom Baden, Wattlaufen, Fahrten
durch das Ahlenmoor, den Be-
such des Heideparks und der
Stadt Hamburg, bis hin zu vielen
anderen Sportaktivitäten bietet
diese Veranstaltung ein attraktives
Programm. In der Heimatstube in
Winsen gibt es Interessantes über
die Geschichte Ostpreußens zu
erfahren. Neben Kindern aus dem
norddeutschen Raum werden an
dieser Veranstaltung auch russi-
sche Teilnehmer aus dem Kö-
nigsberger Gebiet, aus Schloß-
berg, dabei sein. Der Eigenbeitrag
liegt bei 220 Euro. Es sind noch
einige Plätze frei. Teilnehmer von
anderen Kreisgemeinschaften
sind willkommen.
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Kreisvertreter: Kurt-Werner Sa-
dowski. Kreisgemeinschaft An-
gerburg e.V., Landkreis Rotenburg
(Wümme), Postfach 1440, 27344
Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG

Heimatreise

Kreisvertreter: Dr. Gerhard 
Kuebart, Schiefe Breite 12a,
632657 Lemgo, Telefon (05261) 8
81 39, E-Mail: gerhard.kuebart@
googlemail.com.

EBENRODE
(STALLUPÖNEN)

Schülertreffen

Versammlung

Kirchspieltreffen

Kreisvertreter: Manfred Romeike,
Anselm-Feuerbach-Str. 6, 52146
Würselen, Telefon/Fax (02405)
73810. Geschäftsstelle: Barbara
Dawideit, Telefon (034203) 33567,
Am Ring 9, 04442 Zwenkau.

ELCH-
NIEDERUNG

Nachbarschaftstreffen

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, E-
Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V.,  Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Postfach 111 208, 47813 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, Fax (02151)
491141, E-Mail: info@insterbur-
ger.de, Internet: www.insterbur-
ger.de, Bürozeiten: Montag – Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Heimagruppen

Treffen

Kreisvertreterin: Gisela Broschei,
Bleichgrabenstraße 91, 41063
Mönchengladbach, Telefon
(02161) 895677, Fax (02161)
87724. Geschäftsstelle: Im Preu-
ßen-Museum, Simeonsplatz 12,
32427 Minden, Telefon (0571)
46297, Mi. Sa. u. So. 18-20 Uhr.

KÖNIGSBERG
LAND

Nachdruck

Nachdruck der Dokumentation

Lüneburg – Sonnabend, 
26. Mai, 12 bis 17 Uhr: Eh-
renamt im Museum. Der
Eintritt ist frei. 

Heiligengeiststraße 38,
21335 Lüneburg, Internet:
www.ostpreussisches-lan-
desmuseum.de, Telefon
(04131) 759950.

Ostpreußisches
Landesmuseum

Kreisvertreterin: Brigitte Stramm,
Hoper Straße 16, 25693 St. Mi-
chaelisdonn/Holstein, Telefon
(04853) 562. info @stramm verlag.
de, Internet: www.labiau.de. 

LABIAU

Regionaltreffen

Dieter Arno Milewski (kommissa-
rischer Kreisvertreter), Am Forst-
garten 16, 49214 Bad Rothenfel-
de, Telefon (05424) 4553, Fax
(05424) 399139, E-Mail: 
dieter.arno.milewski@osnanet.de.
Geschäftsstelle: Ute Eichler, Bi-
lenbarg 69, 22397 Hamburg,
Telefon (040) 6083003, E-Mail:
KGL.Archiv@gmx.de

LÖTZEN

Carl Knauf –
Reisebericht

Jubelkonfirmation

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 898313.
Stellvertr. Kreisvertreter: Dieter
Czudnochowski, Lärchenweg 23,
37079 Göttingen, Telefon (0551)
61665. Karteiwart: Siegmar Czer-
winski, Telefon (02225) 5180,
Quittenstraße 2, 53340 Mecken-
heim.

LYCK

Wahlaufruf

Heimatreise

Kreisvertreter: Jürgen Szepanek,
Nachtigallenweg 43, 46459 Rees-
Haldern, Tel. / Fax (02850) 1017.

NEIDENBURG

Wahlaufruf

Kreisvertreter: Burghard Gieseler,
Elritzenweg 35, 26127 Olden-
burg, Telefon (0441) 6001736. Ge-
schäftsstelle: Postfach 1549,
37505 Osterode am Harz, Telefon
(05522) 919870. KGOeV@t-onli-
ne.de; Sprechstunde: Mo. 14-17
Uhr, Do. 14–17 Uhr.

OSTERODE

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 23/2018 (Erstverkaufstag: 8. Juni) bis spätestens Mitt-
woch, 30. Mai an E-Mail: redaktion@preussische-allgemeine.de,
per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preußische Allge-
meine Zeitung, z. Hd. Frau Christiane Rinser-Schrut, Buchtstraße 4,
22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 23

Regionaltreffen

Kreisvertreter: Michael Gründ-
ling, Große Brauhausstraße 1,
06108 Halle/Saale. Geschäftsstel-
le: Renate Wiese, Tel. (04171)
2400, Fax (04171) 24 24, Rote-
Kreuz-Straße 6, 21423 Winsen
(Luhe).

SCHLOSSBERG
(PILLKALLEN)

Ferienlager

www.preussische-allgemeine.de

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 17

Kulturzentrum Ostpreußen
im Internet: www.kulturzen-
trum-ostpreussen.de



Anmeldungen und weitere In-
formationen bei Norbert Schat-
tauer, Landesstraße 19, 21776
Wanna, Telefon (04757) 463.

Eitorf – Sonnabend, 26. Mai, 
10 bis 17 Uhr, Einlass 9 Uhr, Hotel
Schützenhof in Eitorf, Windecker
Straße 2: Nachbarschaftstreffen
der Kreisgemeinschaften Tilsit-
Ragnit und Elchniederung sowie
der Stadtgemeinschaft Tilsit.

Eitorf – Sonnabend, 26. Mai, 
10 bis 17 Uhr, Einlass 9 Uhr, Hotel

Schützenhof in Eitorf, Windecker
Straße 2: Nachbarschaftstreffen
der Kreisgemeinschaften Tilsit-
Ragnit und Elchniederung sowie
der Stadtgemeinschaft Tilsit.

Bad Bevensen – Montag, 4. Ju-
ni, Hotel Berlin, Alter Weisenweg
11, 29549 Bad Bevensen: Schul-
treffen der Königin-Luise-Schule.
Die Anreise findet bereits am 
3. Juni statt, die Rückreise am 6.
Juni.

Der Wehlauer Heimatbrief 
99. Folge, Sommer 2018 ist er-
schienen mit der Einladung zum
Hauptkreistreffen am Sonn-
abend, 8. September in Syke. Nä-
here Informationen erteilt
Werner Schimkat unter E-Mail:
werner.schimkat@wehlau.net,
Internet:  www.kreisgemein-
schaft-wehlau.de.
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Der richtige Weg, anderen vom Tode eines lieben 
Menschen Kenntnis zu geben, ist eine Traueranzeige.

Buchtstraße 4 · 22087 Hamburg 
Tel. 0 40 / 41 40 08 32 · Fax 0 40 / 41 40 08 50 · www.preussische-allgemeine.de

Nach langer schwerer Krankheit starb doch plötzlich unerwartet 
fern der Heimat meine liebe Schwester

Ruth Thorun
 * 28. 11. 1929 † 26. 4. 2018
 Königsberg Dortmund
 Oberlack 27 b

In stiller Trauer
Hildegard Bovermann 

geb. Thorun

Traueranschrift: 44263 Dortmund, Nortkirchenstraße 4

Geliebt und unvergessen.

Dr. Charlotte Anker
geb. Neiber

Zahnärztin in Kreuzburg und Wittenberg
15. 5. 1958 in Tönisheide / Neviges

Willy Anker
Gutsbesitzer von Baiersfelde / Groß Bajohren u. Grünhof , Gmd. Tharau

8. 8. 1992 in Tönisheide / Neviges

Für die Familie
Joachim und Elke Anker, Karlsruhe

Befiehl dem Herrn deine Wege und hoffe auf ihn, er wird’s wohl machen!
Psalm 37,5

Die Stadtgemeinschaft Königsberg (Pr) trauert um Frau

Charlotte Gottschalk
* 18. 5. 1925 Königsberg (Pr)       † 28. 4. 2018 Duisburg
Ausgezeichnet mit der Königsberger Bürgermedaille 

und der Mercator-Nadel der Stadt Duisburg

Als Schriftleiterin des „Königsberger Bürgerbriefes“ gestaltete sie 
seit 1995 ehrenamtlich zahllose Beiträge zur Geschichte 

und Kultur der früheren Provinzhauptstadt Ostpreußens. 
Seit der Öffnung der nunmehr russischen Oblast Kaliningrad 

arbeitete sie mit allen Kultureinrichtungen der Stadt zusammen.

Trotz schweren persönlichen Leids in den Jahren 
1945–1948 trug sie – getragen von ihrem christlichen Glauben – 

stets zur Versöhnung beider Völker bei.

Wir gedenken ihrer voller Dankbarkeit!

Klaus Weigelt     Lorenz Grimoni     Dr. Eberhard Neumann von Meding

Herr, du wolltest deine Barmherzigkeit 
nicht von uns wenden. Möge deine 
Güte und Treue uns alle Wege behüten.

Wir nehmen Abschied von unserer lieben Mama, 
Oma, Uroma und Schwiegermama

Milda Müller
geb. Kaspereit

 * 9. September 1922 † 8. Mai 2018
 Uszballen/Tilsit Mosbach

Angelika und Wolfram mit Florian
Monika Müller
Arno und Renate Seeber, geb. Müller, mit Max,
Theo und Elisa mit Clara, Fritz und Josef, 
Anna, Marie und Firman, 
Emil und Mohammed, Sofie und Adia, Felix
Edith Baltruschat und Wilhelm Vetter
sowie alle Angehörigen

Traueranschrift: Familie Seeber, Collekturgasse 18, 74821 Mosbach

AnzeigenHeimatkreisgemeinschaften
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Stadtvertreter: Hans Dzieran,
Stadtgemeinschaft Tilsit, Ro-
senhof 17, 09002 Chemnitz,
Telefon (0371) 642448.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de. 

TILSIT–STADT

Nachbarschaftstreffen

Nachbarschaftstreffen

Kreisvertreter: Dieter Neukamm,
Am Rosenbaum 48, 51570 Win-
deck, Telefon (02243) 2999, Fax
(02243) 844199. Geschäftsstelle:
Winfried Knocks, Varenhorst-
straße 17, 49584 Fürstenau, Tele-
fon (05901) 2309, E-Mail: Win-
friedKnocks@aol.com

TILSIT-RAGNIT

Schultreffen

Kreisvertreter: Gerd Gohlke, Sy-
ker Straße 26, 27211 Bassum. Te-
lefon (04241) 5586. 2. Vors. und
Schriftleiter: Werner Schimkat,
Dresdener Ring 18, 65191 Wies-
baden, Telefon (0611) 505009840.
Internetseite: www.kreis-weh-
lau.de

WEHLAU

Heimatbrief

Dittchenbühne
Elmshorn – Sonnabend, 

9. Juni: Tagesbusreise nach
Schloss Panker und Lütjen-
burg. Anmeldung unter Tele-
fon (04121) 89710.

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Königswinter – Freitag, 25. Mai,
bis Sonntag, 27. Mai, JUFA Hotel,
Bergstraße 115, 53639 Königswin-
ter: Politisches Frühjahrsseminar
gemeinsam mit der Landesgruppe
Nordrhein-Westfalen.

Programm
Freitag, 25. Mai

Anreise bis 19.30 Uhr,
20 Uhr: Ortserkundung.

Sonnabend, 26. Mai 
8 Uhr: Frühstück,
9 Uhr: Die Rolle der USA in Eu-

ropa, Hans Eifler, OMV-Kreisvor-
sitzender Rhein-Sieg,

10.30 Uhr: Quo vadis EKD? Die
politischen Abwege der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland,
Gernot Facius, Journalist und Pu-
blizist,

12.30 Uhr: gemeinsames Mitta-
gessen,

13.30 Uhr: Aktuelles zum The-
ma „Die Politik der Regierung
Merkel“, Hans Heckel, Redakteur
der PAZ,

15 Uhr: Pause
16 Uhr: Der Klimaschwindel,

Dr. Wolfgang Thüne, Diplom-Me-
teorologe (angefragt),

anschließend: Abendessen und
gemütliches Beisammensein in
der Bonner Altstadt.
Sonntag, 27. Mai 

8 Uhr: Frühstück,
anschließend (bei gutem Wet-

ter): Fahrt nach Köln
10.15 Uhr: Die Machenschaften

des Primas Hlond und der polni-
schen katholischen Kirche bei der

Vertreibung der Deutschen ab
1945, Hans Eifler, OMV-Kreisvor-
sitzender Rhein-Sieg,

11.45 Uhr: gemeinsamer Ab-
schluss.

Weitere Informationen unter Te-
lefon (02964) 1037, Internet:
www.junge-ostpreussen.de oder
www.ostpreussen-nrw.de.

Altmühlfranken – Freitag, 
25. Mai, 19 Uhr, Gasthof Krone,
Gunzenhausen: „Angekommen?
Auf den Spuren der Pommern in
Bayern“ – Filmabend. Vorher hei-
matliches Essen (Pommersche
Kartoffelsupp).

Hof – Sonnabend, 9. Juni, 
15 Uhr, Altdeutsche Bierstube,
Marienstraße 88, 95028 Hof: Mo-
natsversammlung.

BERICHT
Die Landsmannschaft der Ost-

und Westpreußen traf sich zum
monatlichen Beisammensein im
Restaurant „Altdeutsche Bierstu-
be.“ Vorsitzender Christian Joa-
chim begrüßte die Mitglieder und
Gäste und gratulierte den Ge-
burtstagskindern des letzten Mo-
nats. Danach übergab er an die
Ostpreußische Volkstanzgruppe
unter Leitung von Jutta Starosta,
die ein abwechslungsreiches Pro-
gramm zusammengestellt hatte.
Gedichte, Tänze und Lieder
wechselten sich ab. Nach den
Ausführungen Joachims zu der
langen Geschichte des Mutterta-
ges zeigte ein Dialog zwischen

Katharina Kolb und dem kleinen
Hugo, gesprochen von Sigrid Ditt-
mer, welch besonderer Mensch
die Mutter ist. Als Dankeschön er-
hielten alle Erwachsenen eine Ro-
se und ein Herz aus Königsberger
Marzipan. Mit dem geistlichen
Wort von Bernd Hüttner ging ein
vergnüglicher, aber auch nach-
denklich stimmender Nachmittag
zu Ende.

Die nächste Monatsversamm-
lung findet am Sonnabend, 9. Ju-
ni, um  15 Uhr in der Altdeut-
schen Bierstube, Hof statt. Thema
dieser Veranstaltung wird Tho-
mas Mann sein, der durch sein
Wirken auf der Kurischen Neh-
rung Nidden zu einem bekannten
Künstlerort machte. Gäste sind
herzlich willkommen.

Landshut – Dienstag, 5. Juni,
Minigolfplatz, Mitterwöhr: Tref-
fen.

Weiden – Der 1. Vorsitzende
Norbert Uschald begrüßte die
Mitglieder und Gäste im Café
Mitte zum Heimatnachmittag mit
Muttertagsfeier. 

Nach den Heimatliedern „Land
der dunklen Wälder“ und „West-
preußen mein lieb Heimatland“
gratulierte der Vorsitzende der
Schatzmeisterin Ingrid Uschald
zum Geburtstag. 

Danach hielt er einen Rückblick
auf den traditionellen Maibaum-
aufbau des Heimatrings Weiden.
Dieser sei wieder sehr erfolgreich
abgelaufen.

Die Muttertagsfeier leitete
Uschald mit einem Überblick
über die geschichtliche Entwick-
lung des Muttertages bis hin zur
Gegenwart.

Er würdigte die wichtige Rolle
der Mütter und Großmütter für
unseren Staat und unsere Gesell-
schaft. Er erinnerte dabei vor al-
lem an die Frauen, die während
der Weltkriege durch kriegsbe-
dingte Abwesenheit ihrer Ehe-
männer Haus und Hof alleine
führen mussten. Er kritisierte die
zunehmende Kommerzialisierung
des Muttertages. Mit großer Sorge
sehe er auch die Entwicklung weg
von der traditionellen Familie und
Ehe, welche die bewährten Keim-
zellen und kleinsten Einheiten ei-

nes funktionierenden Staates
seien. Ingrid Uschald erfreute mit
Gedichten zum Muttertag und zur
Frühlingszeit.

Anita und Norbert Uschald
unterhielten die Anwesenden mit
Frühlings- und Maienliedern, die
sie mit Flöte und Melodika vor-
trugen. Die Mütter erhielten im
Anschluss daran eine Süßigkeit
als Geschenk, die Väter wurden
dagegen mit „Hochprozentigem“
bedacht.

Mit dem Lied „Kein schöner
Land“ verabschiedete man sich
bis zum nächsten Heimatnachmit-
tag am 3. Juni im Café Mitte.

KREISGRUPPEN
T i s i t -
S t a d t ,
T i l s i t -
Ragnit –
S o n n -

abend, 26. Mai, 15 Uhr, Ratskeller
Charlottenburg Otto-Suhr-Allee
102, 10585 Berlin: Treffen. Anfra-
gen an Barbara Fischer, Telefon
(030) 6041054.

Bartenstein – Anfra-
gen für gemeinsame
Treffen bei Elfi For-
tange, Telefon (030)
4944404.

Harburg – Sonntag, 3. Juni, 
11 Uhr, St. Johanniskirche, Bre-
merstraße 9: Heimatgottesdienst,
es predigt Pastorin Sabine Kaiser-
Reis, anschließend Gespräche bei
Kaffee und Tee. Sie erreichen die
Kirche mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln mit den S-Bahnlinien S1
und S3, bitte an der Haltestelle
Harburg Rathaus aussteigen,
Richtung Rathaus gehen.

Korbach – Sonnabend, 26. Mai,
14 Uhr, Stadthalle, Medebacher
Landstraße 10: Tag der Vertriebe-
nen beim Hessentag in Korbach.
Es wird ein großer Volkstums-
nachmittag mit sehens- und hö-

renswerten ostdeutschen Musik-
und Tanzgruppen.

Wetzlar – Montag, 11. Juni, um
13 Uhr, Restaurant „Grillstuben“
Stoppelberger Hohl 128: Treffen.
Karla Weyland spricht über „Not-
geld aus Westpreußen“ Kontakt:
Kuno Kutz, Telefon (06441)
770559.

Wiesbaden – Dienstag, 12. Juni,
14.30 Uhr, Haus der Heimat, Wap-
pensaal, Friedrichstraße 35: Hei-
matnachmittag der Frauengruppe.

Landesgruppe – Freitag, 
25. Mai, bis Sonntag, 27. Mai, Kö-
nigswinter: Politisches Frühjahrs-
seminar gemeinsam mit dem BJO.
– Sonnabend, 12. Oktober 2019,
Gerhart-Hauptmann-Haus, Düs-
seldorf: Festveranstaltung zum
70-jährigen Bestehen der Landes-
gruppe NRW. 

Vorsitzender: Marius Jungk, 
Gst.: Buchtstr. 4, 22087 Ham-
burg, Tel.: (040) 4140080, E-Post:
kontakt@junge-ostpreussen.de,
www.junge-ostpreu ssen.de.

BUND JUNGES
OSTPREUSSEN

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN
Hof: Volkstanzgruppe unter der Leitung von Jutta Starosta

Fo
to

: p
ri

va
t

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN
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          R A T E R   M I S E R E
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Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

         
  4  9  7  2 
 3 9   4   5 7
 5  6 8  4 7  2
   4    1  
 7  9 5  1 3  8
 2 5   1   8 6
  8  6  9  7 
         

         
  4  9  7  2 
 3 9   4   5 7
 5  6 8  4 7  2
   4    1  
 7  9 5  1 3  8
 2 5   1   8 6
  8  6  9  7 
         

 6 7 8 3 2 5 4 1 9
 1 4 5 9 8 7 6 2 3
 3 9 2 1 4 6 8 5 7
 5 1 6 8 3 4 7 9 2
 8 3 4 7 9 2 1 6 5
 7 2 9 5 6 1 3 4 8
 2 5 7 4 1 3 9 8 6
 4 8 3 6 5 9 2 7 1
 9 6 1 2 7 8 5 3 4

Diagonalrätsel: 1. Schopf, 2. borgen,  
3. uebrig, 4. Menage, 5. Geduld,  
6. Rekord – sobald, ferner

Kreiskette: 1. Sierra, 2. Solist,  
3. Mostar, 4. Aether, 5. honett –  
Raststaette

Sudoku:

PAZ18_21

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der 
oberen Figurenhälfte ein Gasthaus an der Autobahn.

1 Gebirgskette (spanisch), 2 Einzelsänger, -spieler, 3 Stadt in der Herzegowina, 
4 Narkosemittel, 5 ehrenhaft, anständig

Wenn Sie die Wörter nachstehender 
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben die 
beiden Diagonalen zwei Bindeworte.

1 Haarbüschel
2 entleihen
3 verbleibend, restlich
4 Gewürzständer
5 Nachsicht, Langmut
6 Höchstleistung

HE I M ATA R B E I T

Sonderzugreisen nach

Masuren - Königsberg - Danzig

Tel.: 07154/131830   www.dnv-tours.de

Anzeige

Doch schon vorher, zur Früh-
jahrstagung der Landesgruppe am
16. März 2019 in Oberhausen, soll
eine Festschrift vorliegen, die
Darstellungen des kulturellen Er-
bes Ostpreußens, einen Abriss
der west- und ostpreußischen Ge-
schichte, Einzelbeiträge promi-
nenter Autoren, aber auch und
vor allem Porträts der Kreisgrup-
pen enthalten wird.

Alle Kreisgruppen in NRW wer-
den daher gebeten, sich in Beiträ-
gen mit ihren Aktivitäten, beson-
deren Veranstaltungen, herausra-
gende Persönlichkeiten, grenz-
überschreitenden Aktivitäten und
Dergleichen darzustellen. Abbil-
dungen sind erwünscht, aber
nicht Bedingung.

Redaktionsschluss für die Ein-
sendung der Beiträge ist der 
31. Juli 2018. Die eingereichten
Beiträge sollten, falls möglich, in
elektronischer Form als Text-Do-
kument an den den Vorsitzenden
der Landesgruppe, Wilhelm Kreu-
er, E-Mail: Kreuer@Ostpreussen-
NRW.de, gesandt werden. Maschi-
nenschriftliche Beiträge können
ebenfalls eingereicht werden,
müssen dann aber OCR-lesbar
sein. Handschriftliche Beiträge
können leider nicht verarbeitet
werden. Postalische Zusendungen
werden erbeten an Werner Schu-
ka, Alte Poststraße 37, 32429 Min-
den. 

Für Fragen stehen der Web-Ad-
ministrator Werner Schuka unter
Telefon (0571) 55848 sowie die
Geschäftsstelle der Landesgruppe
NRW zur Verfügung.
Düren – Mittwoch, 6. Juni, 

18 Uhr, Haus des Deutschen
Ostens, Holzstraße 7a: Jahresaus-
flug in Planung.
Düsseldorf – Sonnabend, 

26. Mai, 11 Uhr, Infostand, Haupt-
bahnhof Düsseldorf: Wandertreff.
– Montag, 28. Mai, 19 Uhr: Le-
sung und Buchvorstellung mit
Christian Pantle zum Thema
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Dreißigjähriger Krieg „Als
Deutschland in Flammen stand“.
– Mittwoch, 30. Mai, 15 Uhr: Bü-
cher im Gespräch „Karl Marx“. –
Mittwoch, 6. Juni, 15 Uhr: Raum
311 „Siebenbürger Sachsen“,
GHH: Ostdeutsche Stickerei mit
Helga Lehmann und Christel
Knackstädt. – Mittwoch, 6. Juni,
19 Uhr, GHH: Lesung aus Alfred
Döblins „Teralogie“ mit A. Bialas
und Professor Halder. – Mittwoch,
13. Juni, 7 Uhr, Hauptbahnhof
Neuss: Tagesexkursion mit Sabine
Grabowski nach Brüssel zum Eu-
ropäischen Ausschuss der Regio-
nen – Politik vor Ort, Kosten: 
39 Euro, der Bus fährt pünktlich
um 7.30 Uhr ab, Anmeldung bis
Montag, 28. Mai. – Freitag, 8. Juni,
18 Uhr, Restaurant Lauren’s, Bis-
marckstraße 62: Stammtisch. –
Freitag, 8. Juni, 19 Uhr, GHH:
Buchvorstellung mit Wolfgang
Niess „Die Revolution von
1918/19“. – Dienstag, 12. Juni, 
19 Uhr, GHH: Lesung und Diskus-
sion mit Dr. Gerd Koenen „Eine
brillant erzählte, augenöffnende
Geschichte des Kommunismus“. –
Mittwoch, 13. Juni, 19 Uhr, GHH:
Vortrag und Diskussion mit Pro-
fessor Manfred Wilke „Die So-
wjetunion, Solschenizyn und die
westliche Linke. Diskreditierung
der Revolution?“ – Mittwoch, 
13. Juni, 7.30 Uhr, Busspur, Neuss
Hauptbahnhof: Tagesexkursion
nach Brüssel zum Europäischen
Ausschuss der Regionen.
Neuss – Donnerstag, 7. Juni, bis

Sonntag, 10. Juni: Jahresausflug
nach Speyer. Anmeldung bei Peter
Pott, Zollstraße 32, 41460 Neuss,
Telefon (02131) 3843400. – Jeden
zweiten Mittwoch im Monat, von
15 bis 18 Uhr, Ostdeutsche Hei-
matstube, Oberstraße 17: Frauen-
gruppe.
Schwelm – Sonnabend, 9. Juni,

15 Uhr, Sportlerheim FC 06, Frei-
herr-von-Hövelsweg: Grillnach-
mittag.
Witten – Montag, 28. Mai, 

15 Uhr, Evangelisch-Lutherische
Kreuzgemeinde Witten, Luther-
straße 6–10: Frühlingsfest, even-
tuell auch Ausflug in den Rom-
bergpark.

Landesgruppe – Sonnabend, 
9. Juni, 10 bis 17 Uhr, Saal des
Gartenvereins Seilbahn, Max-Lie-
bermann-Straße 91, 04157 Leip-
zig: regionales und landesweites
Treffen unter dem Motto „Spuren-
suche“. 

Teilnehmer sind der Stellvertre-
tende Sprecher der Landsmann-
schaft, Hans-Jörg-Froese, die
Kreisgemeinschaften Wehlau, La-
biau, Gerdauen, der Samländer
„Pobethen-Dietmar“, die Fotogra-
fin Monika Schulz-Fieguht und
die Mundartsprecherin Inge
Scharrer. 

Für den musikalischen Höhe-
punkt sorgt der international be-
kannte und geschätzte „Männer-
chor Leipzig-Nord“. Informatio-
nen: Eberhard Grashoff, Telefon
(0341) 9010730, E-Mail: 
ebs.grashoff@web.de. 

Alexander Schulz, 
Landesvorsitzender

Limbach-Oberfrohna – Sonn-
abend, 9. Juni, Gaststätte Seil-
bahn: Tag der Heimat in Leipzig.

BERICHT
Unsere Veranstaltung am 5. Mai

fand zum Thema „Kriegsgräber-
fürsorge“ statt, und Jürgen Scheff-
ler berichtete in einem ausführ-
lichen Bericht über seine Reise
nach Königsberg. 

Reinhard Gerullis, unser Vorsit-
zender, wurde plötzlich schwer
krank und musste nach Leipzig in
die Herzklinik geflogen werden.
Damit die Veranstaltung stattfin-
den konnte, erklärte sich Jürgen
Scheffler bereit, die Verantwor-
tung zu übernehmen für die Vor-
bereitung und Durchführung. Die
junge Generation unterstützte uns
wie immer und stand uns hilf-
reich zur Seite. An dieser Stelle
sei ein Dank an alle Helfer ausge-
sprochen. 

Irmgard Gläser hatte zur Freude
für alle ihre typisch ostpreußi-

schen Handarbeiten ausgestellt.
Sie fährt jedes Jahr nach Helm-
stedt zur Werkwoche um sich
über „Neues“ zu informieren. 

Der Saal erstrahlte durch viele
bunte Frühlingsblumen und Bir-
kengrün. Monika Weihe hatte die
Tische dekoriert mit leuchtenden
Servietten und Schmetterlingen.
Harald Kedzierski hatte ein Kärt-
chen hergestellt mit einem
Spruch, passend zum Thema
Kriegsgräberfürsorge. Jeder Teil-
nehmer hatte mit Freude so ein
Kärtchen erhalten. 

Jürgen Scheffler begrüßte alle
Teilnehmer auf das herzlichste
und bedankte sich für das zahlrei-
che Erscheinen. 

Maik Petzold, ein freundlicher
junger Mann, übernahm am Key-
board die musikalische Beglei-
tung zu unserem gemeinsamen
Gesang bekannter Frühlings- und
Heimatlieder. Dazu gab er Erklä-
rungen ab mit gutem, hohem Ni-
veau. Alle sangen gemeinsam das
Lied „Der Mai ist gekommen“. El-
li Springwald, unsere Kulturbe-
auftragte und Mundartsprecherin
trug das Gedicht vor „Gräber im
Osten“. 

Herr Reinsberg, ein aktiver Mit-
arbeiter der Kriegsgräberfürsorge,
berichtete über seine Arbeit und
alle hörten den spannenden Aus-
führungen zu. Wie umfangreich
und wichtig diese Arbeit ist, wur-
de uns deutlich und interessant
vor Augen geführt. Es kam der
Wunsch auf, noch ein zweites Mal
einen Bericht darüber zu hören
und Wissenswertes zu erfahren.
Danach erfolgte eine erholsame
Pause. 

Mit fröhlicher musikalischer
Begleitung unseres Musikanten
sangen wir gemeinsam das Lied
„Nun will der Lenz uns grüßen“. 

Jürgen Scheffler berichtete nun
über seine ganz persönlichen Er-
lebnisse von seiner Reise nach
Königsberg, welche er mit einem
Verwandten erlebt hat. Seine
Tochter unterstützte ihn, indem
sie die Bilddokumente über eine
große Leinwand den Besuchern
zeigen konnte. Wir erlebten einen
Spaziergang durch Königsberg
und es kamen viele Erinnerungen
an alte Zeiten auf. Jürgen Scheff-
ler hat durch seine Art als ehema-
liger Lehrausbilder seine Erleb-

nisse wunderbar uns allen weiter-
vermittelt. 

Hannelore Kedzierski rezitierte
das Gedicht „Heimat“ von Frieda
Runge. Alle Teilnehmer sangen
zum Abschluss das Ostpreußen-
lied. Unser Musikus Maik Petzold
hatte zur musikalischen Unter-
stützung eine herrliche Beglei-
tung gezaubert, welche uns zu
Herzen ging und voller Melan-
cholie war. Leider waren die
schönen gemeinsamen Stunden
schon vorbei und Jürgen Scheffler
verabschiedete mit herzlichen
Worten und wünschte allen Teil-
nehmern beste Gesundheit bis
zum Wiedersehen. 

Unsere Spende von diesem Tag
erhält die Kriegsgräberfürsorge
für ihre verantwortungsvolle Ar-
beit. Hannelore Kedzierski

Gardelegen – Freitag, 25. Mai,
14 Uhr, Begegnungsstätte der VS
Gardelegen: Vortrag über das
Thema „Pflege“ von Schwester
Sabine Heinirchs.
Halle – Freitag, 8. Juni, 14 Uhr,

der Begegnungsstätte der Volksso-
lidarität, An der Marienkirche 4
(Marktplatz): Treffen.

Flensburg – Freitag, 8. Juni, 
15 Uhr, TSB-Gaststätte, Eckener-
straße 24: Kaffeetafel, anschlie-
ßend Jahreshauptversammlung
der Vereinigten Landsmannschaf-
ten Flensburg. – Mittwoch 13. Ju-
ni, 15 Uhr, AWO-Stadtteilcafé-
Flensburg, Mathildenstraße 22,
Kaffeetafel mit anschließendem
Vortrag von Oberstleutnant a. D.
Hartwig Wilkens zum Thema

„Schleswig-Holstein, Dorfleben
der 50er Jahre in den Vierjahres-
zeiten“.
Eckernförde – Das Museum 

Eckernförde zeigt bis Sonntag, 
5. August, die Ausstellung „Land-
schaft voller Licht und Farbe. Die
Künstlerkolonie Nidden“, für die
der Sammler und Leihgeber
Bernd Schimpke 29 Bilder zur
Verfügung stellt. 

Rund um diese Ausstellung fin-
den weitere Veranstaltungen statt. 

Dienstag, 29. Mai, 19 Uhr: Film-
abend. „Zwischen Wanderdünen.
Nidden. Künstlerkolonie auf der
Kurischen Nehrung“. Ein Doku-
mentarfilm von Arvydas Barysas
mit einer Einführung von Jörn
Barfod, Ostpreußisches Landes-
museum. 

www.preussische-allgemeine.de

Vorsitzender: Alexander
Schulz, Willy-Reinl-Straße 2,
09116 Chemnitz, E-Mail: ale-
x a n d e r. s c h u l z - a g e n t u r @
gmx.de, Telefon (0371) 301616.

SACHSEN

Vors.: Michael Gründling, Große
Brauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Die Wanderausstellung der
Stiftung Zentrum gegen Ver-
treibungen macht Station in
den Orten Fürstenwalde,
Straubing und Wunsiedel. 

Noch bis Mittwoch, 27. Juni,
Dienstag bis Sonntag 13 bis 
18 Uhr, Museum Fürstenwalde,
Domplatz 7, 15517 Fürstenwal-
de, ist die Ausstellung „Die Ge-
rufenen – Deutsches Leben in
Mittel- und Osteuropa“ zu se-
hen.

Die Ausstellung „Angekom-
men – Die Integration der Ver-
triebenen in Deutschland“ ist
bis Freitag, 1. Juni, Dienstag,
Mittwoch, Freitag von 10 bis 
18 Uhr, Samstag bis 13 Uhr,
Stadtbibliothek im Salzstadel,
Rentamtsberg 1, 94315 Strau-
bing, zu sehen

Bis Sonntag, 17. Juni, Montag
bis Freitag von 8 bis 16 Uhr
und Samstag von 10 bis 12 Uhr,
Fichtelgebirgshalle, Jean-Paul-
Straße 5, 95632 Wunsiedel
können Sie sich die Ausststel-
lung „Verschwunden – Orte,
die es nicht mehr gibt“ anse-
hen. Weitere Informationen er-
halten Sie unter Telefon (0228)
8100730, Internet: www.-
z-g-v.de oder E-Mail: 
info@z-g-v.de.
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Name/Vorname:

Straße/Nr.:

PLZ/Ort:

Telefon:

Die Prämie wird nach Zahlungseingang versandt. Der Versand 
ist im Inland portofrei. Voraussetzung für die Prämie ist, dass im 
Haushalt des Neu-Abonnenten die PAZ im vergangenen halben 
Jahr nicht bezogen wurde. 
Die Prämie gilt auch für Geschenkabonnements; näheres dazu 
auf Anfrage oder unter www.preussische-allgemeine.de.

Lastschrift Rechnung

IBAN:

BIC:

Datum, Unterschrift:

Ja, ich abonniere mindestens für 1 Jahr die PAZ zum Preis 

von z. Zt. 132 Euro (inkl. Versand im Inland) und erhalte als 

Prämie das ostpreußische Schlemmerpaket.

Kritisch, konstruktiv,
Klartext für Deutschland.
Die PAZ ist eine einzigartige Stimme in der deutschen Medienland-

schaft. Lesen auch Sie die PAZ im Abonnement und sichern Sie sich 

damit das ostpreußische Schlemmerpaket als spezielle PAZ-Prämie.

Lassen Sie sich in die guten alten Zeiten entführen und genießen 

Sie unser speziell für Sie angefertigtes Präsent. Verwöhnen Sie Ihre 

Familie und Freunde mit den traditionsreichen ostpreußischen Spei-

sen aus unserem hochwertigen Kochbuch und bieten Sie Ihnen dazu 

den typisch ostpreußischen Honiglikör Bärenjäger an. Natürlich fehlt 

in diesem Schlemmerpaket auch das Königsberger Marzipan nicht.

Unser ostpreußisches 
Schlemmerpaket

Preußische Allgemeine Zeitung.
Die Wochenzeitung für Deutschland.

Kritisch, konstruktiv,Kritisch, konstruktiv,Kritisch, konstruktiv,
Klartext für Deutschland.Klartext für Deutschland.Klartext für Deutschland.
Die PAZ ist eine einzigartige Stimme in der deutschen Medienland-Die PAZ ist eine einzigartige Stimme in der deutschen Medienland-Die PAZ ist eine einzigartige Stimme in der deutschen Medienland-

schaft. Lesen auch Sie die PAZ im Abonnement und sichern Sie sich schaft. Lesen auch Sie die PAZ im Abonnement und sichern Sie sich schaft. Lesen auch Sie die PAZ im Abonnement und sichern Sie sich 

damit das ostpreußische Schlemmerpaket als spezielle PAZ-Prämie.damit das ostpreußische Schlemmerpaket als spezielle PAZ-Prämie.damit das ostpreußische Schlemmerpaket als spezielle PAZ-Prämie.

Lassen Sie sich in die guten alten Zeiten entführen und genießen Lassen Sie sich in die guten alten Zeiten entführen und genießen Lassen Sie sich in die guten alten Zeiten entführen und genießen Lassen Sie sich in die guten alten Zeiten entführen und genießen 

Sie unser speziell für Sie angefertigtes Präsent. Verwöhnen Sie Ihre Sie unser speziell für Sie angefertigtes Präsent. Verwöhnen Sie Ihre Sie unser speziell für Sie angefertigtes Präsent. Verwöhnen Sie Ihre Sie unser speziell für Sie angefertigtes Präsent. Verwöhnen Sie Ihre 

Familie und Freunde mit den traditionsreichen ostpreußischen Spei-Familie und Freunde mit den traditionsreichen ostpreußischen Spei-Familie und Freunde mit den traditionsreichen ostpreußischen Spei-Familie und Freunde mit den traditionsreichen ostpreußischen Spei-

sen aus unserem hochwertigen Kochbuch und bieten Sie Ihnen dazu sen aus unserem hochwertigen Kochbuch und bieten Sie Ihnen dazu sen aus unserem hochwertigen Kochbuch und bieten Sie Ihnen dazu sen aus unserem hochwertigen Kochbuch und bieten Sie Ihnen dazu 

den typisch ostpreußischen Honiglikör Bärenjäger an. Natürlich fehlt den typisch ostpreußischen Honiglikör Bärenjäger an. Natürlich fehlt den typisch ostpreußischen Honiglikör Bärenjäger an. Natürlich fehlt den typisch ostpreußischen Honiglikör Bärenjäger an. Natürlich fehlt 

in diesem Schlemmerpaket auch das Königsberger Marzipan nicht.in diesem Schlemmerpaket auch das Königsberger Marzipan nicht.in diesem Schlemmerpaket auch das Königsberger Marzipan nicht.in diesem Schlemmerpaket auch das Königsberger Marzipan nicht.

Unser ostpreußisches Unser ostpreußisches Unser ostpreußisches Unser ostpreußisches 
SchlemmerpaketSchlemmerpaketSchlemmerpaketSchlemmerpaket

Preußische Allgemeine Zeitung.Preußische Allgemeine Zeitung.Preußische Allgemeine Zeitung.
Die Wochenzeitung für Deutschland.Die Wochenzeitung für Deutschland.Die Wochenzeitung für Deutschland.

Gleich unter 

040-41 40 08 42 

oder per Fax 

040-41 40 08 51 

anfordern!

Bestellen Sie ganz einfach 

unter (0
40) 41 40 08 42

HE I M ATA R B E I T

Richtige Antwort ist C: Bern-
steinhaltige Sedimentschicht in
Palmnicken. Bernstein, das Gold
der Ostsee, wird aufwendig durch
Wasserdruck aus der Blauen Erde
herausgespült, die sich in Erd-
schichten zwischen zehn und 
30 Metern Tiefe befindet. 

Für die richtige Antwort kann
der Spieler gleich drei Felder mit
seiner zweiten Spielfigur auf dem
Zahlenumlauf vorziehen. Wer
zum Schluss die meisten Punkte
hat, der gewinnt das Spiel. 

Bestellen können Sie dieses Ge-
sellschaftsspiel bei der Preußi-
schen Allgemeinen Zeitung,
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,
Telefon (040) 414008-0 oder 
E-Mail: selke@ostpreussen.de.

Wussten Sie’s?
Spielfragen aus „Reise durch Ostpreußen“

Roswitha Magdalena Vogl-
huber aus St. Georgen im
oberösterreichischen At-

tergau fühlt sich Ostpreußen ver-
bunden, weil ihre Mutter aus
Braunsberg stammt, der alten
Handels- und Hafenstadt nahe
der Passargemündung ins Frische
Haff. Stadt und Landkreis Braun-
berg gehörten zum katholischen
Bistum Ermland. Im Alter von 
12 Jahren musste ihre Mutter ge-
meinsam mit zwei älteren Ge-
schwistern ihre Heimat im Flücht-
lingstreck verlassen. Roswitha
Voglhuber bewahrt die Erinne-
rungen ihrer Mutter an Ostpreu-
ßen und an die grauenhaften
Fluchterlebnisse in einer Art von
gemeinsamem Familiengedächt-
nis. Sie entschloss sich, ein Buch
darüber zu schreiben, aber es
sollte eines sein, das nicht nur
vom Leben ihrer ostpreußischen
Verwandten und Vorfahren han-
delt, sondern auch die Geschichte
Ostpreußens einbezieht und die
berühmten Persönlichkeiten des
Landes würdigt. Ihrem Buch gab
sie den Titel „Kopf hoch, Arsch im
Sattel!“. Damit wird auf eine preu-
ßische Haltung angespielt, die
Kraft gibt, um vorwärts zu kom-
men. Dies ist aber nicht die domi-
nierende Tonlage des Buches. Es
ist vielmehr getragen von Wärme
und Mitgefühl und einem berüh-
renden Nachdenken über
menschliches Handeln, eine sehr
zeitgemäße Herangehensweise. 

Voglhuber wurde 1958 als Toch-
ter von Annemarie Schallmeiner,
geb. Schacht, aus Braunsberg und
ihres Vaters Franz Schallmeiner in
Kirchham bei Vorchdorf, Bezirk
Gmunden, Oberösterreich, gebo-
ren. Auf einer Reise durch Ost-
preußen besuchte Voglhuber die
verfallene Hofstelle ihrer Großel-
tern Schacht in Sonnenstuhl bei
Braunsberg. Am Frischen Haff lag
sie lange im Sand und hörte dem
Rauschen des Meeres zu wie un-
zählige Menschen vor ihr, die im
Land zwischen Weichsel und Me-
mel gelebt haben. 

So beginnt ihr Buch denn auch
mit einem Rück-blick auf die 800-
jährige Geschichte des ursprüng-
lich von prußischen Stämmen be-
völkerten Ordenslandes. Bald
schon richtet sie den Blick auf ei-
ne immerhin sehr wahrscheinli-
che familiäre Verbindung zu einer
prominenten Seligen der katholi-
schen Kirche. In Braunsberg

suchte sie die Katharinenkirche
auf und gedachte der Ordens-
gründerin Regina Protmann
(1552–1613), der berühmtesten
Tochter des Ermlands. 1571 grün-
dete Protmann mit gleichgesinn-
ten jungen Frauen eine geistliche
Lebensgemeinschaft, aus der sich
die „Kongregation der Schwestern
von der Heiligen Jungfrau und
Märtyrerin Katharina von Alexan-
drien“ entwickelte, kurz Kathari-
nenorden genannt. Angesichts
der Tatsache, dass Voglhuber von
Johann Protmann aus Braunsberg
abstammt, der ihr Ururgroßvater
war, liegt die Annahme durchaus
nahe, dass Reginas Vater Peter
Protmann auch ihr Vorfahr gewe-
sen ist. Die Braunsberger Kathari-
nenschwestern waren Vorbilder
für alle später gegründeten Kran-
kenpflegeorden. Am 13. Juni 1999
wurde Regina Protmann von
Papst Johannes Paul II. seligge-
sprochen.

Voglhubers Urgroßeltern – die
Eltern ihres Großvaters Paul
Schacht – waren die Hofbesitzer
Johann Schacht (1844–1910) und
Barbara Schacht geb. Kuhn
(1853–1922) aus Arnsdorf, Kreis
Heilsberg im Bistum Ermland. Jo-
hann Schachts Vater hatte für den
Bau des Arnsberger Bahnhofs im
Jahr 1830 einen Teil seiner Lände-
reien abgeben müssen. Dafür kam
man seinem Wunsch nach, dass
der Bahnhof im Ortsgebiet gebaut
wurde und nicht außerhalb, wie
es damals üblich war. 1920 heira-
teten Paul Schacht (geb. 1884 in
Arnsdorf, gest. 1960 in Vöckla-
bruck, Österreich) und die Hofbe-
sitzerstochter Hedwig Marquardt
aus Braunsberg (geb. 1894 in
Braunsberg, gest. 1969 in Vöckla-
bruck). Eines der im Buch abge-
bildeten Fotos zeigt Paul Schacht
in Husarenuniform, darunter das
Motto „Kopf hoch, Arsch im Sat-
tel!“. 

Hedwigs Brüder Franz und
Bernhard fielen im Ersten Welt-
krieg. Daher bewirtschaftete Hed-
wig einige Jahre die beiden gro-
ßen Braunsberger Höfe ihrer El-
tern. Dazu gehörte auch die Ver-
mietung eines Platzes für den Zir-
kus und andere Veranstaltungen.
Offenbar wurden die Höfe dann
verkauft. Während der Inflations-
jahre erwarb das junge Ehepaar
Schacht von Hedwigs Erbe einen
Hof in Wahrendorf [Prawdowen]
bei Nikolaiken, Landkreis Sens-

burg, da es im Umkreis von
Braunsberg keine entsprechen-
den Angebote gab. Die drei älte-
sten von ihren insgesamt sieben
Kindern wurden hier geboren. Ei-
nige Jahre später wurde das alte
Rittergut Sonnenstuhl bei Brauns-
berg parzelliert und neu besie-
delt. Hedwig und Paul Schacht er-
warben eine Parzelle und zogen
wieder in die Nähe ihrer Brauns-
berger Verwandtschaft. Von den
vier jüngeren Kindern, die in Son-
nenstuhl geboren wurden, war
Roswitha Voglhubers Mutter An-
neliese das jüngste. 

Zu ihnen zog auch Hedwig
Schachts gehbehinderte Schwe-
ster Anna mit ihrer Familie aus
Berlin. In der Großstadt hatte die
Handwerkerfamilie in den Kri-
senjahren seit 1929 kein Auskom-
men mehr gefunden. Der Hof
wurde modernisiert, Scheunen
und Ställe ausgebaut. Zur Land-
wirtschaft gehörten Rinderhal-
tung, Milchwirtschaft, Trakehner-
pferde, Schweine und Federvieh.
Turnusmäßig lieferten die Bauern
die Milch von den umliegenden
Höfen zur Molkerei. Dabei nutzte
ihr Großvater immer die Gelegen-
heit, um mal richtig einen zu he-
ben… Einmal im Jahr fuhren sie
mit dem Pferdewagen ans Meer,
wo sich die gesamte Verwandt-
schaft traf. 

Im Zweiten Weltkrieg starben
zwei ihrer Onkel als Soldaten an
der Ostfront. In der Mitteilung ei-
nes Vorgesetzten anlässlich des
Todes ihres Onkels Ernst Schacht,
der am 2. Februar 1943 in der
Ukraine starb, steht: „Möge Ihnen
der Stolz dar-
über, dass Ihr
Sohn in den
Reihen der
ruhm- und
ehrenreichen
D i v i s i o n
‚ G r o ß -
deutschland‘
g e s t a n d e n
und gestritten
hat, ein gelin-
der Trost in
Ihrem großen
Leid sein.“

Von der
letzten Zeit,
von den trau-
matischen Er-
lebnissen bei
Kr iegsende
und der

Flucht ihrer Mutter über das Eis-
meer, erzählt die Autorin abwech-
selnd aus ferner und naher Per-
spektive. Es ist ihr merklich
schwergefallen. Die Geschwister
Magdalena, Paul und Annemarie
wurden von ihren Eltern zusam-
men mit Flüchtlingen aus dem
Memelland, die bei ihnen ein-
quartiert waren, auf die Flucht in
den Westen ge-schickt. Zwei Tage
und eine Nacht waren sie auf dem
Eis des Frischen Haffs unterwegs.
Durch die zerstörte Stadt Danzig,
durch Pommern und Mecklen-
burg führte ihr Fluchtweg bis
nach Schleswig-Holstein. Auch
vom Schicksal ihrer zurückgeblie-
benen, von russischen Soldaten
missbrauchten und ermordeten
Tante Hedwig war zu berichten.
Ihre Großeltern wurden auf ihrem
Fluchtweg in der Kaschubei von
Russen eingeholt und zurück
nach Ostpreußen geschickt. 1947
wurden sie von den Polen ausge-
wiesen. Zunächst lebten sie in
Magdeburg, später dann auf ei-
nem kleinen Bauernhof in Rasch-
bach bei Vöcklabruck. 

Auch Annemarie zog zu ihren
Eltern nach Österreich. Alle ar-
beiteten sehr hart in der Land-
wirtschaft. 1955 heirateten Anne-
marie Schacht und Franz Schall-
meiner aus Kirchham bei Vorch-
dorf. Ihren fünf Kindern hat An-
neliese Schacht oft gesagt: „Wir le-
ben in einem so guten Land, und
ihr sollte es einmal besser haben
als ich!“. „Dafür hat meine Mutter
sehr viel getan“, stellt die Autorin
zum Schluss dankbar fest.  

D. Jestrzemski 

Kopf hoch, Arsch im Sattel
Autorin erzählt Familiengeschichte über mehrere Generationen

Roswitha Vogl-
huber: „Kopf
hoch, Arsch im
Sattel! Gedan-
ken an Ost-
preußen“, Ver-
lag Neues Le-
ben, Salzburg
2016, gebun-
den, 104 Sei-
ten mit zahl-
r e i c h e n
schwarz/weiß-
Fotos, 16 Euro
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Gipfeltreffen der karnevalistischen Art: Bei den „drey scheenschte Dääg“, den drei schönsten Tagen der Basler Fasnacht, hatten Do-
nald Trump und Kim Jong-un noch gut lachen. Die Realität könnte bei dem geplanten Treffen anders aussehen Bild: pa

Zu: Eine notwendige Diskussion
(Nr. 18) 

Ich habe noch nie gehört, dass
Patrioten, AfDler, Pegida-Leute
oder Identitäre andere Menschen,
die an der Kopfbedeckung als Ju-
den zu erkennen sind, angegriffen
hätten. Nun soll man diese mit is-
lamistischen Hetzern, Gewalttä-
tern und Mördern als angebliche
antisemitische Extremisten ge-
nauso verurteilen? Ist das nicht
eine völlig irreale Relation? 

Wo kein Nazi ist, da macht man
eben einen oder viele. Das weiß
Autorin Eva Herman doch wirk-
lich ganz gut. Und über Selbstver-
ständlichkeiten lohnt es sich nicht
zu schreiben. Oder doch? Um An-
griffen vorzubeugen? 

Bei der Aufzählung der eigent-
lich zur Rechenschaft zu ziehen-
den Völker beziehungsweise Staa-
ten hat Eva Herman einen verges-
sen: die USA. Sie waren führend
in der Völkervernichtung mit
Landraub, in der Sklaverei und

mit Kriegen in allen Teilen der Er-
de, die mit Bedrohung des eige-
nen Landes noch nie etwas zu tun
hatten. 

An jeder Ecke lauert heute, so
soll man glauben, ein böser Nazi.
Deshalb müssen wir als Selbst-
schutz immer wieder beteuern,
keiner zu sein. 

In Wahrheit ist die „rechte Ge-
fahr“, fast 24 Stunden im Fernse-
hen beschworen, ein politisches
Instrument, der ultrarote Maas-
Merkel-Mob aber traurige Rea-

lität. Hitler kommt nicht wieder,
Stalin aber ist längst wieder da
und erringt täglich mehr Macht. 

Dass die NPD und die DVU „Ju-
denhasser des Dritten Reiches“
seien, halte ich für gewagt, aber
wohlfeil und gewünscht. Ich
selbst war 20 Jahre Mitglied in
der SPD. Das muss ich wohl an
dieser Stelle unbedingt sagen. Wo
sich aber die Politik einer Partei
um 180 Grad gedreht hat, kann
man sich nur auch um 180 Grad
mitdrehen oder sich abwenden.

Vielen Parteibuch-Karrieristen,
die immer ihre Vorteile zu ziehen
gewusst haben, fällt es nicht
schwer, sich zu drehen wie die
Fahne im Wind. Herward Eylers,

Bad Driburg

Zu: Zäsur war schon 1871, nicht
erst 1933 oder 1939 (Nr. 10) und
zum Leserbrief: Mit welchen
phantasievollen Mitteln die Alli-
ierten Deutschland kleinhalten
wollten (Nr. 17)

Der ausgezeichnete Artikel und
der Leserbrief vermitteln Wissen,
das nicht in Schulbüchern steht.
Erstaunlich, welche Vorschläge es
gab, Deutschland schwach zu hal-
ten. Auf eine Idee sind aber nicht
einmal unsere früheren Kriegs-

gegner gekommen, nämlich dass
sich Jahrzehnte später unser Land
selbst schwächt durch manche
Medien und Politiker, sei es durch
angezüchteten Selbsthass oder
durch unkluges, für uns nachteili-
ges politisches Handeln. 

Wer Deutschland nicht mag,
kann hier in der Gesamtschau
schon auf beachtliche „Erfolge“
blicken, zum Beispiel marode
Straßen und Brücken, Zugausfäl-
le, Ärztemangel, Pflegenotstand,
Krankenhausschließungen, Al-

tersarmut, Denkverbote/Political
Correctness, unkontrollierte Mas-
seneinwanderung, kaputte Aus-
stattung bei der Bundeswehr, or-
ganisierte Kriminalität, Milliar-
denkosten durch sinnlose Aus-
landseinsätze und fragwürdige
Sanktionen, bedingungslose Un -
terordnung eigener Interessen zu-
gunsten der USA und der EU.

Wäre man ein „linker Aktivist“,
so müsste man sagen, Herz, was
willst du mehr? Dieter Frank,

Neustetten

Hier geht den Linken das Herz auf

Kims kleines Ego
Zu: Museumsstücke (Nr. 17)

Der Artikel (über die im Ost-
preußischen Landesmuseum Lü-
neburg ausgestellte Porträtbüste
der Herzogin Dorothea, d. Red.)
ist so detailliert, aufschlussreich
und mit geschichtlichen Aspekten
versehen, dass es, wenn auch
nebensächlich, angebracht ist, ei-
ne Korrektur vorzunehmen. 

Die Herzogin Dorothea war
nicht die Schwester des däni-
schen Königs und Herzogs von
Schleswig und Holstein Christi -
an II., sondern von Christian III.

Christan II., der Sohn König Jo-
hanns (Bruder Friedrichs I.), wur-
de 1523 abgesetzt und floh in die
Niederlande. Nachfolger wurde
sein Onkel Friedrich I. († 1533),
Dorotheas Vater. Friedrich I. war
der jüngste Sohn Christians I.
(1448–1481), König von Däne-
mark und Norwegen (zeitweise
auch von Schweden) und Herzog
von Schleswig und Holstein aus
dem Hause Oldenburg.

Aus diesem Hause stammen
auch die dänische Königin Mar-
garethe II. und die AfD-Politikerin
Beatrix von Storch, geborene Her-
zogin von Oldenburg. 

Manfred Weinhold,
Hamburg

Zu: Alles falsch – Nordkorea ma-
nipuliert Daten (Nr. 16)

Auf einmal schmeichelt US-
Präsident Donald Trump dem
Mann, den er noch vor kurzer
Zeit als „little rocket man“ und
mit ähnlichen Ausdrücken be-
schimpfte. Weiß Trump eigentlich,
dass der kleine „verbalbeißende
Koreaner“ jahrelang erfolgreich
im Westen studiert hat? Dass er
fleißig war und mit Auszeichnun-
gen bedacht wurde? Dass ihm
schon mit 20 Lebensjahren hoch-
rangige (auch japanische) Offizie-
re bescheinigten, er sei ein exzel-
lenter Beobachter und Stratege
und besäße eine erstaunlich gute
Menschenkenntnis?

Im Westen, gerade vorwiegend
auch in Europa, wurde und wird
Kim Jong-un vorwiegend nur
kopfschüttelnd als verbaltösender
Egomane wahrgenommen. Die
Tatsache, dass er kurz nach seiner
„Kehrtwende“ von seiner müh-
sam erarbeiteten Atomwaffenstra-
tegie von Japan, China und Russ-
land aus aktuell nochmals mit
den oben angegebenen lobange-
dachten Eigenschaften bedacht
wurde, erscheint dann eher als
Mahnung beziehungsweise War-
nung „an die Welt“.

Läge ich mit dieser Einschät-
zung richtig und erweist sich die
angebliche Kehrtwende als strate-
gischer Schachzug, dann stünde
uns wenigstens noch eine Überra-
schung von Kim bevor. Und ich
denke, die wird uns nicht gefallen. 

Auch aus psychologischer Sicht
ist es eher unwahrscheinlich, dass
ein Mensch wie Kim Jong-un von
seinen Zielvorstellungen spontan
abrückt, wo er sich doch schon
lange seiner Fähigkeiten, seines
Wissens und des Respekts (der
ihm dafür gezollt wird) bewusst
ist und damit sein Ego hegt und
pflegt. Elke Barby,

Gehrden

Zu: „Aus tiefer Not schrei ich zu
dir!“ (Nr. 18)

Als Ergänzung zu den Erinne-
rungen der Schülerin Hildegard
Schulz an ihre Flucht aus Ost-
preußen sollte erwähnt werden,
dass tausende Tote des von ihr
beschriebenen Bombenangriffs
auf Swinemünde vom 12. März
1945 auf der Golm, einem einst-
mals beliebten Ausflugsgebiet im
Süden der Stadt, beigesetzt wur-
den. Auf Bronzetafeln wurden die

Namen der identifizierten Toten
verewigt.

Leider musste im März 2012
der Volksbund Deutsche Kriegs-
gräberfürsorge mitteilen: „Sehr
geehrte Besucher der Kriegsgrä-
berstätte Golm! Nach mehreren
Diebstählen mussten die Bronze-
tafeln mit den Namen der Kriegs -
toten durch Tafeln aus bronzefar-
benem Kunststoff ersetzt werden.“

Ein trauriger Vorgang – gelinde
ausgedrückt. Manfred Kristen

Freital

Oldenburger Sippe

Stalin erringt täglich mehr Macht

LE S E R F O R U M

� Gesundes Obst und Gemüse aus dem eigenen Garten und dazu noch aktive Erholung an der 
frischen Luft. Immer mehr Menschen stellen fest, welch befriedigenden Ausgleich die Pflege und 
Ernte von Pflanzen bietet. Der Pionier der Selbstversorgung, John Seymour, zeigt und erklärt in  
seinem beliebten Dauerseller,

Mehr Lebensqualität durch 
selbst gefertigte Gebrauchsgegenstände

• Wie man einen Garten plant • Zäune aufstellt • den 
Boden bearbeitet und richtig aussät • Tiefkulturen an-
legt • Wechselanbau betreibt • Gewächshäuser be-
nutzt • Schuppen baut • Werkzeuge repariert • Kom-
post bereitet • Dünger ausbringt • Pflanzen schützt 
• Schädlinge bekämpft • Sellerie anhäufelt • Spargel 
sticht • Tomaten pflanzt • Pastinaken pikiert • Rü-
ben zieht • Bäume schneidet • Pfropfreiser aufsetzt 

• Kräuter trocknet • Beerensträucher pflegt • Früchte 
einmacht • Gurken einlegt • Bohnen einsalzt • Kartof-
feln lagert • Zwiebelzöpfe bindet • Nahrung tiefkühlt 
• Wein keltert • Kleinvieh hält und vieles mehr …

Kurzum: Dieses unverzichtbare Buch für alle 
Gärtner und Selbstversorger zeigt, wie man die 
Natur verstehen lernt und einen Garten natürlich 
bearbeitet, um eine reiche Ernte zu erzielen.

 Der beliebte Dauerseller des  Pioniers 
der Selbstversorgung  nur bei uns 
als preiswerte  Sonderausgabe!
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John Seymour

Telefon (0 74 72) 98 06 10 • Telefax (0 74 72) 98 06 11 • info@kopp-verlag.de • www.kopp-verlag.de
Jetzt bestellen! Versandkostenfreie Lieferung innerhalb Europas

Sonderau
sgabe

nur 9.95 � *
statt 22.99 �

John Seymour: Selbstversorgung aus dem Garten • Paperback • 256 Seiten • durchgehend farbig illustriert • Best.-Nr. 970 900

Anzeige

Gedenktafel auf der Golm

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.
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Ein trauriger Vorgang des Erinnerns
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Kaum fertiggestellt, errang
das bei Dresden an der
Elbe gelegene Schloss Pill-

nitz 1791 Weltgeltung. Bei einer
Fürstenversammlung erklärten
damals Preußen und Österreich in
der „Pillnitzer De klara tion“ dem
von der Revolution be drängten
französischen König Ludwig XVI.
ihre Unterstützung. Vom 26. bis
27. Mai gibt es wieder eine Ver-
sammlung – diesmal für Garten-
liebhaber. Beim Pillnitzer Garten-
wochenende werden ausgewählte
Produkte wie Kräuter, winterharte
Kiwis, mediterrane Pflanzen, aber
auch Gartengeräte und -accessoi-
res präsentiert und zum Verkauf
angeboten. Beim Pillnitzer Spiele-
wochenende vom 25. bis 26. Au -
gust können Besucher dagegen
historische Holzspiele ausprobie-
ren und so nicht nur ihre Ge -
schick lichkeit trainieren, sondern
gleichzeitig die Ge schichte von
Schloss und Park Pillnitz entde-
cken. Nur wenige Kilometer süd-
lich auf der anderen Elbseite lädt
der Barock garten Großsedlitz die
Gartenfreunde vom 26. bis 27. Mai
zu den 6. Sächsischen Zitrustagen
ein. Wo entlang der Wegeinfas-
sung 100 prächtige Orangenbäu-
me aus der Toskana in exakten
Reihen das untere Orangeriepar-
terre schmücken, kann man die
traditionsreiche sächsische Oran-
geriekultur und die Vielfalt der
Zitrussorten an der Elbe erleben.
Weitere Infos im Internet: www.
schloesserland-sachsen.de tws

Das Land Brandenburg hat ein
Themenjahr erfunden, um sich
als „Kulturland“ in Erinnerung zu
bringen. Mit Veranstaltungen und
Ausstellungen begibt man sich auf
Spurensuche nach der kulturellen
Identität. Zentrum des Treibens
ist das südlich von Eisenhütten-
stadt gelegene Kloster Neuzelle.

„Brandenburg ist ein zutiefst
europäisches Bundesland, im
Herzen Europas gelegen“, ver-
kündete die Ministerin für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur
des Landes Brandenburg, Martina
Münch, in der Landesvertretung
Brandenburgs in Berlin anlässlich
der offiziellen Vorstellung des
Programms zum Themenjahr
2018. Unter dem Motto „Wir
erben. Europa in Brandenburg –
Brandenburg in Europa“ soll es
dazu anregen, kulturelles Erbe
und kulturelle Vielfalt der Region
zu entdecken. 

Europa ist aus Brandenburg
nicht wegzudenken. Vor über 850
Jahren siedelten sich hier Flamen
an, die noch heute in der Regions-
Bezeichnung „Fläming“ erkenn-
bar sind. Der Große Kurfürst
Fried rich Wilhelm von Branden-
burg ließ mit seinem „Potsdamer
Edikt“ von 1685 seinen durch den
Dreißigjährigen Krieg gebeutelten
Landstrich wieder durch gut aus-
gebildete Menschen aus Europa
besiedeln. Den Einfluss und die
Bereicherung durch französische
Protestanten, verfolgten Schwei-
zern, Holländern und Wiener
Juden spürt man bis heute.

Zuwanderung gab es auch unter
König Friedrich II., der den Zuzug
böhmischer Weber, italienischer
Seidenmacher und polnischer
Textilhandwerker ermöglichte.
Das Gemeinsame und Verbinden-
de europäischer Völker mit Bran-
denburg sichtbar zu machen, hat
sich das Themenjahr zur Aufgabe
gemacht. 

Das „Kulturland Brandenburg
2018“ gruppiert sich in die euro-
päische und bundesweite Initiati-
ve des Kulturerbejahrs „Sharing

Heritage“ ein. Zu einem jährlich
wechselnden Thema möchte das
Kulturland Brandenburg in die-
sem Jahr Einheimischen und
Gästen das umfangreiche europä-
ische Erbe des Landstriches nahe-
bringen. Insgesamt wird es mehr
als 200 Veranstaltungen geben.

Die offizielle Eröffnung fand mit
einem Festakt im Kloster Neuzel-

le im Beisein des Ministerpräsi-
denten Dietmar Woidke statt.
Einen passenderen Ort hätte man
sich dafür nicht auswählen kön-
nen. Erstrahlt das auch als „Ba -
rockwunder Brandenburgs“ be -
zeichnete Zisterzienserkloster
doch in neuem Glanz und feiert
darüber hinaus in diesem Jahr
seinen 750. Jahrestag der Grün-

dung. 1268 von Heinrich III.,
Markgraf von Meißen, gestiftet
und 1650 nach böhmischem Vor-
bild barock umgestaltet, lädt das
Kloster im Jubiläumsjahr 2018
unter dem Motto „Dem Himmel
nahe“ zu einem umfangreichen
Kulturprogramm, wie zum Bei-
spiel das „Theatrum Sacrum –
Das Weltgericht“, Passionsdarstel-

lungen vom Heiligen Grab aus
dem Jahr 1750. Vom 19. Mai bis
zum 27. September ist das monu-
mentale barocke Kulissentheater
als einzigartiges Zeugnis europäi-
scher Kunst- und Kulturgeschich-
te in einem eigens dafür konzi-
pierten Museumsbau zu besichti-
gen. Die gesamte Klosteranlage
mit Klostergarten an zuschauen,

lohnt auch sonst jederzeit einen
Besuch. 

Vom 23. Juni an kann man bis in
den Dezember hinein im Binnen-
schifffahrtsmuseum in Oderberg
„Auf der Oder unterwegs“ sein.
Täglich beobachten die Bewohner
der Gegend die Frachtschiffe, die
unter deutscher und polnischer
Flagge fahren. Die Ausstellung

zeigt die Ergebnisse einer Reise
auf den Lastkähnen und Fracht-
schiffen mittels Fotos, Texten und
Videosequenzen und vermittelt
so den Alltag polnischer und
deutscher Schiffer.

Auf Spurensuche in alten Stadt-
zentren begibt man sich unter
dem Motto „Europa in Stein ge -
brannt“ mit der „Arbeitsgemein-

schaft Städte mit historischen
Stadtkernen des Landes Branden-
burg“. Ausstellungsprojekte und
Audioführungen finden in zwölf
Mitgliedsstädten, darunter Bad
Freienwalde, Brandenburg an der
Havel, Nauen, Perleberg, Kyritz
und weiteren statt. Den Anfang
machen Altlandsberg am 30. Juni
und Perleberg am 28. Juli.

Vom 27. Mai bis 25. November
kann man im Schloss Branitz in
Cottbus der „Sehnsucht nach
Konstantinopel“ frönen und es
damit dem einst dort lebenden
Schlossherren Fürst Hermann
von Pückler-Muskau (1785–1871)
gleichtun. Ausgangspunkt der
Ausstellung in Branitz ist die seit
2017 laufende Restaurierung der

Orientzimmer, die der Fürst ganz
individuell türkisch gestalten ließ,
um sein permanentes Fernweh zu
lindern.

Europäisches Kulturerbe in
Brandenburg zeige sich nicht nur
in Bauwerken, sondern auch im
Transfer von Herstellungstechni-
ken wie zum Beispiel bei der
Flachglasherstellung, heißt es im
Halbjahresprogrammheft der Ver-
anstaltungsreihe. Eine Sonderaus-
stellung im Museumsdorf in
Baruth-Glashütte zeigt vom 
10. Juli bis 16. September die
europäischen Spuren der Glas-
herstellung am Beispiel von
Luxusgläsern und Glasapparaten.

Im Oktober wird eine Sonder-
ausstellung im Museum Viadrina
in Frankfurt an der Oder an das
„Jahr der Heimkehr“ 1948 und an
die Rückkehr der Kriegsgefange-
nen erinnern. Die 1998 entstan-
dene Schau „Willkommen in der
Heimat“ ist nach 20 Jahren über-
arbeitet und erweitert worden.

Zu der Initiative erschien ein
Begleitband mit dem Titel „Wir
erben. Europa in Brandenburg –
Brandenburg in Europa“ mit zahl-
reichen Fotografien des Potsda-
mer Fotografen Frank Gaudlitz
(Verlag Koehler & Amelang, Leip-
zig 2018, 184 Seiten, 125 farbige
Abbildungen, 19,90 Euro). Im Vor-
wort weist Ministerpräsident
Woidke darauf hin, dass Branden-
burg mehr als andere Gegenden
in Deutschland durch seine wech-
selvolle Besiedlung und die Ein-
flüsse europäischer Zuwanderer
geprägt worden sei. Ein Erbe, das
in Architektur, Sprache, Lebens-
weise und geistigen Strömungen
sichtbar sei. In einzelnen Kapiteln
geht das Werk auf das materielle
und immaterielle Kulturerbe der
Region ein, beleuchtet aber auch
die historischen Brüche und
deren Auswirkungen in der Ge -
schichte des Landes im Herzen
Europas. Silvia Friedrich

Alle Ausstellungen und Veran-
staltungen im Internet unter:
www.kulturland-brandenburg.de

Brandenburger Leitkultur
Das östliche Bundesland stellt den ganzen Sommer über sein kulturelles Erbe vor – Veranstaltungsreigen in Neuzelle gestartet

Brandenburger Kulturland: Der Klostergarten und die Pfarrkirche von Stift Neuzelle Bild: Brandenburgische Gesellschaft für Kultur und Geschichte

Gartenkunst 
an der Elbe

Ein Mensch aus dem Mittel-
alter würde unser veganes,
laktosefreies und indu-

striell gefertigtes Essen wahr-
scheinlich für ungenießbar hal-
ten. Ähnlich könnte es uns erge-
hen, wenn wir die Möglichkeit
hätten, die Nahrung der Zukunft
zu probieren. Über die Frage,
wovon wir uns in unserer durch
schwindende Ressourcen gepräg-
ten Wachstumsgesellschaft später
einmal ernähren werden und wie
wir das zubereiten, darüber
machen sich Ernährungsexperten
schon jetzt Gedanken. 

Jeder von uns gestaltet mit sei-
nem Essverhalten den Globus mit.
Essen ist längst keine Privatsache
mehr, sondern ein hochgradig
politischer Akt. Das Berliner
Kunstgewerbemuseum am Mat-
thäikirchplatz verwandelt sich
gegenwärtig in ein künstlerisch-
wissenschaftlich-spekulatives
Laboratorium für neue Denk- und
Praxismodelle zur Zukunft des
Essens und Wohnens. Für die bis
zum 30. September laufende Aus-
stellung „Food Revolution 5.0. –
Gestaltung für die Gesellschaft
von Morgen“ präsentieren 
30 internationale Designer ihre
Entwürfe, Ideen und Visionen zur
Gestaltung der Transformation
unseres Ernährungssystems.

Unsere Gesellschaft wird durch
Essen in all seinen Facetten von
der Ressource bis hin zum Kon-

sum sozial gestaltet und konditio-
niert. Essen ist dabei nichts ande-
res als in Form gebrachtes,
„designtes“ Material – somit
gehört „Food Design“ zu den frü-
hesten Gestaltungsaufgaben über-
haupt. Und auch die Köche waren
von Anbeginn der Zeit im Prinzip
kreative Designer von Essen.

Die Sonderausstellung wurde
schon 2017 im Museum für Kunst
und Gewerbe in Hamburg gezeigt,
ist aber für Berlin mit neuen Pro-
jekten aktualisiert und gestaltet
worden. Sie ist in vier Themen-
räume gegliedert: Farm, Markt,
Küche und Tisch. Angesichts
schwindender Res sourcen plä-
diert die Ausstellung für Post-
wachstum und alternative Formen
des „farmings“ auf dem Land, in
der Stadt und der eigenen Woh-
nung. Die vorgestellten Projekte
reichen von der urbanen Streu-
obstwiese und einem essbaren
Garten über eine Indoor-Farm bis
hin zur Insektenfarm und dem
Mini-Kompostierer für das Stadt -
apartment. 

Entscheidend für unser persön-
liches Wohlbefinden und unsere
Gesundheit ist auch die Frage,
was und wie wir essen. Designer
setzen sich mit unseren Essge-
wohnheiten auseinander und ent-
wickeln neue Bestecke oder
Tischobjekte. Ebenso stehen die
negativen Auswirkungen des
Fleischkonsums zur Disposition

sowie der 3-D-Drucker als neues
Produktionsmittel unserer Ernäh-
rung. Neue Technologien wie Bio-
technologie oder synthetische
Biologie regen zu Spekulationen
über In-Vitro-Fleisch, die Modifi-
kation unseres Verdauungssys-
tems oder gar zu digitalem Essen
an, das aus unseren persönlichen
Daten generiert wird. 

Die Herausforderung ist im -
mens, denn unser gesamtes Nah-
rungsmittelsystem sowie unsere
Essgewohnheiten stehen auf dem
Prüfstand. Die Ausstellung knüpft
an die These an, dass wir drin-
gend eine globale Revolution des
Essens brauchen. Aufgerufen da -
zu seien wir alle: Denn Konsum
ist eine Frage der Verantwortung.

Die kuwaitische Designerin
Hanan Alkouh hinterfragt dabei

die Möglichkeiten, unsere Kultur
von Fleischproduktion und -lage-
rung sowie Fleischverzehr in
einer fleischlosen Welt zu repli-
zieren. Die Holländerin Chloé
Rutzerveld spekuliert in ihrem
Projekt „In Vitro ME“ über den
menschlichen Körper als zukünf-
tigem Koproduzenten von In-
Vitro-Fleisch. Ganz real ist „The

Hive“ der österreichischen Desi-
gnerinnen Katharina Unger und
Julia Kaisinger, die erste Mini-
Farm für essbare Insekten, die in
der eigenen Küche aufgestellt
werden kann. Jinhyun Jeon aus
Taiwan entwirft neues Essgerät,
um unsere multisensorischen
Esserfahrungen zu optimieren
und achtsames Essen zu fördern.
Mit dem Projekt „Volumes“ – bun-
ten Objekten, die zwischen der

Nahrung auf dem Teller platziert
werden – will die holländische
Designerin Marije Vogelzang
ebenfalls unsere Esskultur positiv
beeinflussen. „Bioplastic Fanta-
stic“, ein Projekt der deutschen
Designerin Johanna Schmeer,
forscht nach neuen Produkttypen
und Nahrungsmitteln, die aus der
Bio- und Nanotechnologie heraus
entstehen könnten. Für den spa-
nischen Designer Martí Guixé
liegt die Zukunft in dem noch
spekulativen Ernährungssystem
„Digital Food“: Ein Algorithmus
entscheidet aufgrund der Analyse
individueller Daten über die pas-
senden Nahrungsbausteine, die
der je weilige Nutzer auswählen
kann und die dann von einem
3-D-Drucker je nach Bedarf pro-

duziert werden.
Die Ausstellung beginnt bereits

unmittelbar am Kulturforum: Auf
der Piazzetta lässt der niederlän-
dische Stadtplaner und Designer
Ton Matton eine „urbane Streu-
obstwiese“ entstehen. Die deut-
sche Landschaftsarchitektin Kat -
rin Bohn transformiert zusammen
mit Studenten des Fachbereichs
Freiraumplanung der Techni-
schen Universität Berlin eine bis-
lang ungenutzte Terrasse am
Kunstgewerbemuseum in einen
essbaren Garten. Wenn alles abge-
nagt ist, können die Besucher
wenigstens sagen, dass sich satt
gesehen haben. H. Tews/SPK

Küche als Chemielabor: Bald wird Essen synthetisch hergestellt

LE B E N S ST I L

Die Revolution in der Küche
Der Koch als Designer – Ernährungsexperten machen sich in Berlin Gedanken über das Essen von morgen
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Der Sommerurlaub ist geplant
und eigentlich könnte es

gleich losgehen. Wären da nur
nicht die zwei oder mehr Monate
zwischen Jetzt und Urlaub. Sollte
das Reiseziel die Nord- oder Ost-
see sein, könnte das kleine Nach-
schlagewerk von Julia Voigt und
Imke Voigtländer die Wartezeit
versüßen. Von „A“ wie „Achtern“
bis „Z“ wie „Zugvögel“ sind in
diesem Buch Be-
griffe in amüsan-
ter Weise erklärt,
die mit dem, was
es an Deutsch-
lands Küsten al-
les gibt oder gesagt
wird, in Verbindung stehen. Da
gibt es beispielsweise die „Arm-
leuchteralge“. Das sind Wasser-
pflanzen, die in ihrer Form an
vielarmige Kerzenleuchter erin-
nern und unter anderem in „Bod-
den“ zu finden sind. Manche Ar-
ten der Armleuchteralge sollen
auch in Regenwassertümpeln ge-
sichtet worden sein. 

Kurz: „Eigentlich sind Arm-
leuchteralgen nichts Besonderes,
und wären sie nur unter ihrem la-
teinischen Namen ,Charophyceae‘
bekannt, hätten sie hier auch
nichts verlo-
ren. Aufgrund
ihres merk-
würdigen Na-
mens, der sich
bei den Auto-
rinnen nach
kürzester Zeit
einen Ehren-
platz unter
den persön-
lichen Sprach-
funden von
der Küste er-
obert hat, soll
ihre Entdek-
kung jedoch
auch den Le-
sern dieses

Buches nicht länger vorenthalten
werden.“ In ganz unaufgeregter,
eben nordischer Art werden Be-
griffe wie „bannig“, „Deich“,
„Huk“, „Marsch“, „prömpeln“
oder „Uthlande“ erläutert. Ganz
nebenbei erfährt der Leser viel
über Land und Leute und ent-
deckt so vielleicht das ein oder
andere Ausflugsziel.

Die einzelnen kurzen Abschnit-
te sind oft mit
Farbbildern oder
Graphiken er-
gänzt. Die Einträ-
ge mit Pfeil und
in Kursivschrift

weisen auf Begriffe
hin, die ebenfalls in diesem Buch
erklärt sind. 

Ein siebenseitiges, sehr klein-
geschriebenes Register gibt an,
unter welchen anderen Begriffen
man das gesuchte Wort auch
noch finden kann. Leider fehlen
hier Seitenangaben. Doch kann
man darauf bei dem knapp 200
Seiten starken „Küsten-Wissen“
gut verzichten, da es alphabetisch
geordnet ist. Da bleibt noch ge-
nug Zeit für einen „Tee“ oder ei-
nen „Klönschnack“.

Christiane Rinser-Schrut

Politische Mythen haben in
allen europäischen Natio-
nen eine Rolle gespielt. Sie

werden politisch/ideologisch in-
strumentalisiert oder sie sind un-
belastet wie zum Beispiel der
„deutsche Wald“. Er ist eine Sehn-
suchtslandschaft für die Men-
schen, was im 20. Jahrhundert et-
was anders aussah. Man denke
nur an die Verbindung deutscher
Wald mit der Blut- und Boden-
Ideologie der Nationalsozialisten.
Gegenwärtig scheint sich in
Deutschland ein Mythos „Heimat“
aufzubauen.

Das diesjährige Jahrbuch Polen
behandelt aus unterschiedlichen
Blickwinkeln Mythen, die für die
polnischen Menschen sinn- und
orientierungsstiftend sind oder
sein können. Es werden 15 Beiträ-
ge von überwiegend polnischen,
aber auch deutschen Autoren vor-
gestellt. Es sind Journalisten, Hi-
storiker, Sozialwissenschaftler, Po-
litologen sowie Literaturkritiker,
also kein aktiver polnischer oder
deutscher Politiker. Die von ihnen
behandelten Themen stellen je-
weils die persönliche Position des
Autors dar, sind nicht offizielle
Meinung, was eine Übereinstim-
mung mit der Linie etwa der re-
gierenden Partei Recht und Ge-
rechtigkeit (PiS) nicht ausschließt.
Die behandelten Themen/Mythen
gleichen einen Streifzug durch die
jüngste polnische Geschichte von
den Teilungen, dem Wiedererste-
hen eines polnischen Staates nach
dem Ersten Weltkrieg und bis zur
Gegenwart der Regierung Ka-
czynski. 

Zentrale Persönlichkeit für die
Polen ist und war der legendäre
Marschall Pilsudski, eine Art pater
patriae, der als Macher der polni-
schen Unabhängigkeit bis heute
ein politisches Symbol darstellt.
Er ist das erklärte Vorbild für Ka-
czynski als Garant für die Stärke

und Unabhängigkeit Polens. Sein
Tod 1935 änderte überhaupt
nichts an der Symbolkraft dieses
Mannes für die Polen. Die natio-
nale polnische Geschichte wird
als permanente Bedrohung durch
benachbarte Großmächte, durch
heldenhafte Aufstände und Kämp-
fe für die unterdrückte polnische
Nation dargestellt. 

Diese Sicht spiegelt sich vor-
nehmlich im 19. Jahrhundert in
der Malerei und in der Literatur
wider. Stellvertretend werden die
Namen des Malers Matejko mit
seinem monumentalen Gemälde
„Schlacht bei Grunwald 1410“ so-
wie Adam Mickiewicz mit „Pan
Tadeusz“ oder Henryk Sienkie-
wicz mit dem Titel „Die Kreuzrit-
ter“ genannt. Sie schufen identi-
tätsstiftende Mythen mit Blick auf
die deutsch-polnischen Beziehun-
gen: der erfolgreiche Abwehr-
kampf der Slawen gegen die ger-
manischen Aggressoren. Die Auf-
stände während der Teilungszeit –
hier spielt der Name Kosciuzko ei-
ne zentrale Rolle – und vor allem
der Warschauer Aufstand im Jahre
1943 gegen die nationalsozialisti-
sche Besatzungsmacht sind in die-
ser Sichtweise zu interpretieren
mit dem Unterschied, dass das
polnische Volk in diesen Ereignis-
sen zwar als Opfer fremder Mäch-
te, als Verlierer, aber auch als mo-
ralischer Sieger hervorging. Zum
Mythos der dritten polnischen Re-
publik zählt die Geschichte der
Gewerkschaft Solidarnosc, die in
Deutschland als ein entscheiden-
der Faktor zur Beendigung des
Kommunismus im Ostblock ein-
geschätzt wird. In der intellektuel-
len Szene Polens wird sie aller-
dings sehr differenziert gesehen,
das geht zumindest aus dem ent-
sprechenden Beitrag hervor. Glei-
ches gilt für das Verhältnis der
polnischen Gesellschaft zu ihren
jüdischen Mitbürgern. 

Der Beitrag der deutschen Au-
torin Katrin Steffen diskutiert die
Frage, ob der Antipolonismus in
den polnisch-jüdischen Bezie-
hungen eine Realität oder ein
Mythos ist. Die sehr klare Posi-
tion der regierenden PiS-Partei
wird nicht unbedingt bestätigt.
Sehr interessant ist der Beitrag
über Geschichte und Gegenwart
der ehemaligen polnischen Ost-
gebiete mit Wilna und Lemberg.
Im Polnischen werden sie Kresy
= Grenzland genannt. Ihren Ur-
sprung haben sie im 14. Jahrhun-
dert, als Polen und Litauen sich
zu einer Union vereinigten. 

Es sind Territorien, die heute
zu Litauen, Weißrussland und
der Ukraine gehören. Dort lebten
nicht nur Polen. Bis ins 20. Jahr-
hundert gehörten diese Gebiete
zum polnischen Staat. Erst in der
Konferenz zu Jalta 1944 verfüg-
ten die drei Siegermächte des
Zweiten Weltkrieges, dass Polen
die Kresy aufgeben musste, die
polnische Bevölkerung sollte in
die ehemals deutschen Ostpro-
vinzen umgesiedelt werden. Dies
ist die nach 1945 erfolgte West-
verschiebung Polens. Bemer-
kenswert ist – so der polnische
Autor des Beitrages – dass die
Erinnerung an die verlorenen
Ostgebiete auch heute noch in
der polni-
schen Bevöl-
kerung sehr
wach ist. Es
wird eine
2007 durchge-
führte Bevöl-
kerungsum-
frage zitiert¸
nach der 52
Prozent der
p o l n i s c h e n
Staatsbürger
die ehemali-
gen Ostgebie-
te mit Wilna

und Lemberg nach wie vor als
polnische Gebiete betrachten. Die
bewusst national und patriotisch
orientierte Geschichtspolitik der
PiS-Regierung wird dieses Ergeb-
nis mit Sicherheit verstärken.
Spannend wäre das Ergebnis ei-
ner entsprechenden Befragung in
Deutschland.

Alle Autoren – auch die in Po-
len lebenden Deutschen – geben
ein sehr genaues und differen-
zierendes Bild über die jeweilige
Thematik, die sie bearbeiteten.
Adressaten sind offensichtlich
die eigenen Landsleute mit ent-
sprechendem Bildungsniveau.
Ein deutscher Leser sollte zum
Verständnis Kenntnisse über die
Grundlinien der polnischen Ge-
schichte, der Mentalitäten, der
politischen Einstellungen und
der Empfindlichkeiten der Men-
schen östlich der Oder/Neiße
besitzen. Der Zuwachs an kon-
kreten Informationen und Wis-
sen wird dabei nicht bestritten.
Eine Übersichtskarte für die
räumliche Vorstellung und eine
Zeittafel, die die zeitliche Ein-
ordnung der einzelnen Themen
(Teilungen, Aufstände im 19.
Jahrhundert und anderes mehr)
unterstützt, fehlt wie auch schon
bei den vorangehenden Jahrbü-
chern. Karlheinz Lau

Das Manuskript des Buchs
„Der geheime Weg zu Frei-
heit und Erfolg – Wie man

den Teufel in sich selbst besiegt“
stammt aus dem Jahr 1938, doch
auch wenn das Buch erst jetzt er-
schienen ist, hat es nichts an Aktu-
alität eingebüßt, gibt es doch tiefe
Einblicke in die amerikanische
Mentalität, mit Krisen und Proble-
men umzugehen. Mancher mag
die Nase rümpfen ob soviel Ego-
ismus und Kapitalismus, doch ab-
seits marxistischer Neidgefühle
profitiert eine ganze Nation von
Arbeit und Lohn. 

Originell ist die Art und Weise,
wie Napoleon Hill an seine Er-
kenntnisse gekommen ist. Nicht
durch anonyme Algorithmen,
durch eine Analyse der Lebensläu-
fe von 25000 Männern und Frau-

en und der Herausarbeitung ihrer
Erfolgsgeschichte. Hill glaubt, dass
zwei Instanzen in seinem Körper
wohnen, von denen die eine vom
„Impuls der Angst“ und die ande-
re vom „Impuls der Zuversicht“
motiviert wird. Hinter der Angst
stehe der „Teufel“, hinter der Zu-
versicht „Gott“. Hinter Gott stehe
die „Unendliche Intelligenz“. Dass
diese nicht zum Zuge komme, da-
für sorge der Teufel. Also erarbei-
tet Hill ein Interview mit dem Teu-
fel, um diesem das Geheimnis zu
entlocken, wie er es schafft, die
Menschen immer wieder vom
Pfad der Tugend abzubringen und
„Gottes Gebote“ zu verletzen.

Das Kapitel „Ein seltsames
Interview mit dem Teufel“ umfasst

insgesamt zehn Abschnitten. Der
Teufel bekennt: „Ich beherrsche
die negativen Gedanken, und ei-
ner meiner besten Methoden zur
Gedankenkontrolle ist die Angst!“. 

Das erinnert an das Jahr 1986,
als Physik und Politik gemeinsam
das Lied von der „Angst vor der
Klimakatastrophe“ anstimmten,
wissend, dass „Klima“ ein abstrak-
tes, vom Wetter abgeleitetes totes
Konstrukt ist und gar keine „Kat-
astrophen“ auslösen kann. Nur
vor dem Wetter muss sich seit sei-
ner Existenz der Wetter schützen,
wie es auch die Pflanzen und Tie-
re tun müssen. Beide haben es ge-
schafft, die Vielfalt an Flora und
Fauna der Wettervielfalt anzupas-
sen, auch unter Opfern. Derr Teu-
fel hat recht: Angst ist und bleibt
ein Herrschaftsinstrument!

Das Kapitel „Sich mit dem Teu-
fel treiben lassen“ ist ebenfalls
hochaktuell. Er geht mit dem
staatlichen Bildungssystem hart
zu Gericht, obgleich er der Nutz-
nießer ist. „Das ganze Schulsystem
ist so aufgebaut, dass es meine Sa-
che unterstützt, indem es den Kin-
dern nahezu alles beibringt, außer,

wie man seinen eigenen Verstand
benutzt und selbstständig denkt.“
Das sinnlose Pauken und „Nach-
beten“ des Lehrstoffes wird mit
guten Noten belohnt, nicht das
kritische Diskutieren und Fragen.

Der Teufel betont: „Ich sorge da-
für, dass die Menschen es zulas-
sen, dass ich für sie denke, weil
sie zu faul und zu gleichgültig
sind, selbst zu denken.“ Für die
meisten Menschen galt 1938 und
gilt 2018: „Der Mensch hat zu al-
lem eine Meinung aber von
nichts eine genaue Kenntnis“.
Seien wir sehr vorsichtig: Wenn
der „Zeitgeist“ Wahrheiten ver-
kündet, dann steckt der Teufel
dahinter.

Das Buch ist extrem lesenswert.
Es ist in einer verständlichen
Sprache geschrieben und was der
Teufel so ausplaudert, ist zeitlos
gültig. Wolfgang Thüne

Wenn ein wenig bekann-
tes Buch einer berühm-
ten Autorin längere Zeit

nach ihrem Tod wieder aufgelegt
wird, ist Vorsicht geboten, weil
nämlich die Qualität dieses Bu-
ches wahrscheinlich umstritten
ist. Das trifft zu für die 2017 von
Hoffmann und Campe herausge-
brachte deutsche Übersetzung
von Agatha Christies Kriminalro-
man „Passagier nach Frankfurt“.
Es ist die zweite deutsche Ausga-
be nach einer einmaligen Sam-
meledition von 2008. Die engli-
sche Originalausgabe erschien
1970. Sechs Jahre später starb
Agatha Christie im Alter von 85
Jahren. 

Wie der Titel ankündigt, hat das
Buch inhaltlich einen engen Be-
zug zu Deutschland. Ausgangsort
der Geschehnisse ist aber nicht
„das nationalsozialistische Frank-
furt“, wie es fälschlicherweise auf
dem Umschlag steht, sondern der
Frankfurter Flughafen Ende der
60er Jahre. Dafür wabert der Na-
tionalsozialismus im Hintergrund
dieser skurrilen Geschichte. Ge-
nauer gesagt handelt es sich um
einen von Christie erdachten Auf-
guss der Ideologie des Rassen-
wahns, in Verbindung mit einer
ominösen, internationalen Ju-
gendverschwörung Ende der
1960er Jahre, zur Zeit also, als
Christie diese Krimi-Groteske als
eines ihrer letzten Werke schrieb. 

Viele Menschen waren damals
wegen der anhaltenden Studen-
tenunruhen besorgt, auf die im
Roman des Öfteren angespielt
wird. Manche befürchteten gar ei-
nen kommunistischen Umsturz in
der westlichen Welt. Das brachte
die fantasievolle Autorin auf die
Idee, ein Szenario der Bedrohung
unserer Zivilisation durch welt-

weite Unruhen, insbesondere
durch ein Komplott junger Neofa-
schisten auszumalen.  

Nicht verwunderlich, dass
Wagners Opern hier eine beson-
dere Bedeutung zukommt und
die Parole der besorgten briti-
schen Geheimdienstler „Der jun-
ge Siegfried“ lautet. Darüber
kommt der Romanheld Sir Staf-
ford Nye heftig ins Grübeln. Sir
Stafford ist ein tiefenentspannter
britischer Diplomat mit einem et-

was speziellen Humor. Mehr aus
Zufall wird er vom Geheimdienst
in die Aktionen zur Aufdeckung
des vermuteten Komplotts hin-
eingezogen. In seiner Ahnungslo-
sigkeit gerät er öfter in Lebensge-
fahr. Mit seiner rätselhaften jun-
gen Begleiterin, deren wahre
Identität er nicht kennt, reist er in
das Machtzentrum der Verschwö-
rung, zur Schlossresidenz einer
dicken Dame namens Bertha

Krapp in der Gegend von Berch-
tesgaden. Wenn an diesem Ort ein
blonder Jungsiegfried inmitten ei-
ner Anhängerschar ebensolcher,
wie geklont wirkender Typen in
Szene gesetzt wird, wirkt das na-
türlich mehr als alles andere
wiederum wie ein Opernaufzug. 

Danach gab es für Christie kein
Halten mehr. Berichte über auf-
flammende Kämpfe in großen Tei-
len der Welt, Aufstände der Ju-
gend gegen alle und alles beunru-
higen die englischen, französi-
schen und deutschen Staatschefs.
Dank ihrer bekannt klingenden
Namen weiß man, wer gemeint ist.
Drogen, Konzerne, Waffen, Marcu-
se, Che Guevara, Waffen-SS, Ge-
rüchte über Hitler, der das Krieg-
sende überlebt haben soll, werden
im Schnelldurchgang durchgehe-
chelt.

Seinerzeit hatte Agatha Chri-
sties Verleger durchgesetzt, dass
der Titel „Passenger to Frankfurt“
den Zusatz „An Extravaganza“ er-
hielt. In Großbritannien und in
den USA wurde das Buch ein gro-
ßer Erfolg, Jahrzehnte später löst
es in Deutschland nur Kopfschüt-
teln aus. D. Jestrzemski

BÜ C H E R I M GE S P R Ä C H

Journalisten und Wissenschaftler über Polen heute Vielarmige Kerzenleuchter

Nordische 
Begriffe erklärt

Tiefe Einblicke in amerikanisches Denken Krimi mit merkwürdigen Klischees

Deutsches Polen-In-
stitut Darmstadt:
„Jahrbuch Polen
2018 – Mythen“,
Harrassowitz Ver-
lag, Wiesbaden
2018, broschiert,
229 Seiten, 15 Euro

Julia Voigt/Imke
Voigtländer: „Kü-
sten-Wissen. Von
Achtern bis Zugvö-
gel“, Ellert und
Richter Verlag,
Hamburg, 2017,
broschiert, 192 Sei-
ten, 9,95 Euro

Agatha Christie: „Passagier nach
Frankfurt. Roman“, Hoffmann
und Campe Verlag, Hamburg
2017, gebunden, 286 Seiten, 
20 Euro

Napoleon Hill: „Der geheime Weg
zu Freiheit und Erfolg. Wie man
den Teufel in sich selbst besiegt“,
Finanzbuchverlag, München
2018, broschiert, 256 Seiten,
16,99 Euro

Beeinflusst von
68er-Bewegung 

Hoch aktuelle
Gedanken

Angst als Grund
für das Böse
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Foulspiel ohne Abpfiff
Wie man den Ball flach hält, warum Kunst vor Jugend kommt, und wovon es abhängen
kann, ob eine Abschiebung klappt / Der satirische Wochenrückblick mit KLAUS J. GROTH

Klar machen die Foulspieler
Mesut Özil und Ilkay Gün-
dogan weiter. Wer etwas

anderes erwartet hätte, wäre noch
naiver, als die beiden vorgaben es
zu sein. Aus Sicht des Deutschen
Fußball-Bundes (DFB) mag das
vergnügliche Treffen mit dem net-
ten Herrn Staatspräsidenten Recep
Tayyip Erdogan in Londoner blöd
gelaufen sein, aber so blöd ist man
beim DFB nicht, bei der Fußball-
Weltmeisterschaft in Russland oh-
ne die beiden hochdotierten Stars
anzutraben. Das wäre mehr als ein
dämliches Eigentor. Also dribbelt
man ein bisschen aus Empörung
und hält den Ball flach, das genügt,
um im Spiel zu bleiben. Denn die
beiden Lausejungen, die türki-
schen, die haben sich doch nichts
dabei gedacht, als Mesut twitterte,
er sei „in guter Gesellschaft heute
Abend“, und Ilkay Erdogan ein Tri-
kot überreichte mit der Aufschrift
„Für meinen Präsidenten, hoch-
achtungsvoll“. So sind sie eben, die
Lausbuben, die türkischen. Um
das richtig einzuordnen, nämlich
ganz weit unten, muss man wis-
sen, „wie Türken ticken“. 

Darauf weist uns der Teamma-
nager Oliver Bierhoff hin. Für
solch eine notwendige Zuord-
nung sind wir stets dankbar. Nur
leider hat der Herr Bierhoff ver-
absäumt, zu erklären, wie er das
mit den Türken meint. Doch wohl
nicht nach dem Motto: einmal
Türke, immer Türke. Das wäre
der blanke Rassismus, ein in die-
sem Fall vollkommen berechtigter
Vorwurf. Merke: Volkstum ist
schwer verdächtig, Türkentum ist
sentimentale Sehnsucht nach den
Wurzeln. Jedenfalls wird uns das
so vermittelt. Özil und Gündogan
müssen tief wurzeln. Beide wur-
den in Deutschland geboren, die
Familien leben in der dritten Ge-
neration hier. Der 1990 geborene
Gündogan hat einen deutschen
und einen türkischen Pass, der
zwei Jahre ältere Özil entschied
sich 2007 für die deutsche Staats-
bürgerschaft. Vermutlich hat ihn
diese einseitige Entscheidung so
verschreckt, dass er als National-
spieler dauerhaft den Mund nicht
aufbekommt, wenn zu Beginn des
Spiels die deutsche Nationalhym-
ne gesungen wird. Wenn so ziem-
lich alle singen, nur manche
manchmal nicht, singt Özil immer
nicht. Kloß im Hals oder Krampf

in den Kaumuskeln, das ist nicht
geklärt. Vielleicht ist das aber
auch Özils Beitrag zur Integration,
den man beim DFB nach dem
Auftritt in London so lobend her-
vorhob. Jedenfalls ist es ein er-
freulicher Nebeneffekt diverser
kritischer Kommentare, dass man
nicht mehr allein ist, wenn man
sich über die verweigerte Hymne
ärgert. Sieh an, anderen ist das
auch aufgefallen. Bei Erdogan hat-
te Özil „eine Geste der Höflich-
keit“ für angebracht gehalten.
Schade, dass er in der Reihe der
Nationalspieler „die Geste der
Höflichkeit“ für überflüssig hält.
Aber vielleicht weiß er nur nicht,
wohin er gehört. Vielleicht ist er
nur ein bedau-
ernswerter Ent-
wurzelter? 

Vielleicht aber
geht es gar nicht
um Özil und
Gündogan. Das
ist so wie bei der
Puppe in der
Puppe, der er-
staunlichen rus-
sischen Matrjoschka. In jeder Pup-
pe steckt eine Puppe und noch ei-
ne Puppe und noch eine Puppe.
Bis man zum Kern kommt, dauert
es eine Weile. Was das mit diesem
Fall zu tun hat? Vielleicht kann ich
das erklären, aber einfach wird es
nicht. 

Also, der Özil und der Gündo-
gan, die machen Party mit dem Er-
dogan. Darüber ist die Aufregung
groß, denn jeder weiß, der Erdo-
gan sperrt politische Gegner zu
Tausenden ein, kämpft in Syrien
gegen die Verbündeten seiner Ver-
bündeten, bezichtigt die deutsche
Kanzlerin der „Nazi-Methoden“
und bedient sich derer selbst in
reichem Maße. Doch da können
wir noch so viele Beispiele für po-
litische Rüpeleien und Schlimme-
res anführen, wie wir wollen – und
davon gäbe es nicht einen Sack,
sondern Säcke voll –, um die es
aber gar nicht geht.

Ziehen wir einmal eine Puppe
aus der Puppe heraus. Und was
zeigt uns diese Puppe, die unter
der anderen steckte? Zunächst
einmal Werte. Wer auf sich hält,
der hat Werte. Eine öffentlich-
rechtliche Einrichtung wie der
DFB, so bedeutend wie der
Bundestag, kommt selbstverständ-
lich ohne einen Wertekanon nicht

aus. Den warf dessen Präsident
Reinhard Grindel wie ein Notsig-
nal aus: Man respektiere die be-
sondere Situation von Spielern mit
Immigrationshintergrund, aber
irgendwie passten die Werte des
DFB und des Herrn Erdogan nicht
zusammen. So weit, so klar. Oder
doch nicht? Denn in der Puppe in
der Puppe steckt etwas vollkom-
men anderes. Der DFB bewirbt
sich um die Austragung der Euro-
pameisterschaft 2024. Und genau
diese Spiele hätte der Herr Erdo-
gan gerne in der Türkei. Noch Fra-
gen, wofür diese Nationalspieler
geworben haben?

Aber wie es bei der Puppe in der
Puppe so ist, es zippelt sich immer

noch eine weite-
re heraus. Weil
nämlich jeder,
der besser als
andere dem Geg-
ner in die Beine
grätscht oder
manchmal auch
Tore schießt, kei-
ne Zeit hat, sich
um alltäglichen

Kram zu kümmern. Also, wie man
seine Kohle gewinnbringend an-
legt, wie man die Steuer gewinn-
bringend umgeht, wie man ein
Image aufbaut und was sonst noch
wichtig sein könnte on the sunny
side oft the street. Dazu sind die
Berater da, und wer auf sich hält,
der hat einen. Weil der Özil und
der Gündogan die unbefleckte Un-
schuld in Person sein sollten, wur-
den nun diese Berater flugs nach
vorne geschoben, Leute, nach de-
nen sonst niemand fragt. Und die
es überhaupt nicht mögen, wenn
etwas frische Luft an ihren abge-
schirmten Kreislauf kommt. Nach
der „Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung“ „werden Özil und Gündogan
von der Spielerberatungsagentur
‚Family & Football‘“ betreut. Hüb-
scher Name. Berater der Fußballer
soll Erkut Sögüt sein. „Family &
Football“ ist verbandelt mit der
Gesellschaft ARP Sportmarketing
in Hannover. Für die arbeitet Erkut
Sögüt auch. Und der Chef dieser
Agentur ist Berater des Bundes-
trainers Joachim Löw. Mehr Puppe
in der Puppe geht nicht.

Das ist doch schön, wenn ganz
ohne Hintersinn der Kunst freie
Bahn geschaffen wird. So ein posi-
tives Beispiel hat das Oberverwal-
tungsgericht in Münster in dieser

Woche vom Stapel gelassen. Ver-
handelt wurde über die Verdam-
mung eines Sammel-Stammel-Al-
bums des Rappers Bushido. Rich-
tig, über diesen Künstler mit bür-
gerlichem Namen Anis Mohamed
Youssef Ferchichi hatten wir gera-
de kürzlich berichtet. Dessen Al-
bum „Sonny Black“ hatte die
Bundesprüfstelle für jugendge-
fährdende Medien vor zwei Jahren
auf den Index gesetzt, es durfte
nicht mehr an Kinder und Jugend-
liche verkauft werden. Das ist
schlecht für einen Rapper, denn
wer außer Kindern und Jugend-
lichen kauft denn so was? Also
klagte Bushido. Begründet hatte
die Prüfstelle die Entscheidung
mit Textstellen, die Gewalt und
Kriminalität verherrlichen, frauen-
und homosexuellenfeindlich
seien. Falsch, entschieden jetzt die
Richter, die Prüfer hätten nicht
ausreichend zwischen Jugend-
schutz und Kunstfreiheit entschie-
den. Da bedurfte es gar nicht mehr
des bemerkenswerten Arguments
des Bushido-Anwalts, nach dem
Jugendlichen heute sehr viel wirk-
lichkeitsnähere Darstellungen von
Sex und Gewalt zugänglich seien.
Und es sei viel besser, Gewalt in
Texten als mit der Faust auszu-
drücken. So gesehen, leistet Bushi-
do, der in der Vergangenheit mit
arabischen Clans in Berlin in Ver-
bindung gebracht wurde, echte ju-
gendtherapeutische Arbeit. Das
hatten die von der Prüfstelle wohl
nicht ausreichend bedacht.

Jetzt haben die Italiener den
Randalierer von Ellwangen am
Hals. Jedenfalls den einen davon,
den Yussif O., den Togolesen. Das
Bundesverfassungsgericht hat sich
tatsächlich mit ihm befasst, aller-
dings nur, indem es den Antrag auf
Erlass einer einstweiligen Anord-
nung ablehnte. Einstimmig! Und
ganz schnell. Das ist doch mal was. 

Eine andere Abschiebung wird
allerdings noch etwas auf sich
warten lassen. Wenn sie denn
überhaupt stattfindet: Martin
Schulz ab nach Brüssel. Es gibt So-
zialdemokraten, die sich für diese
Idee stark machen. Aber wie das
bei außereuropäischen Herkunfts-
ländern der Fall ist, die ihre Land-
eskinder nicht zurücknehmen
wollen, kommt auch in Brüssel für
diese Idee keine Freude auf. Die
angenehmen Plätz sind alle schon
besetzt. Leider.

Vielleicht geht es gar
nicht um Özil und

Gündogan. Das ist so
wie bei der Puppe in

der Puppe

ZUR PERSON

»Etwas Anderer«
Regierungschef

Nach langem Ringen um den
neuen italienischen Regie-

rungschef haben die beiden Wahl-
sieger, die als rechtspopulistisch
geltende Lega von Matteo Salvini,
die 17 Prozent holte, und die mit
über 30 Prozent stärkste Protest-
partei Fünf-Sterne, angeführt von
Luigi Di Maio, sich auf einen Na-
men für das Amt geeinigt. Der 53-
jährige Jurist Guiseppe Conte, or-
dentlicher Professor für Privatrecht
an der Universität Florenz und oh-
ne politische Erfahrung, soll Ita-
liens Zukunft steuern. Conte hat an
den namhaften Universitäten Yale,
Sorbonne und Cambridge studiert,
hat viel publiziert. Er hat akademi-
sche und administrative Stellen be-
setzt, mit der Politik kam er bislang
lediglich als Zuständiger für Büro-
kratieabbau in Di Maios Schatten-
kabinett in Berührung. 

Kritiker sagen der neuen italieni-
schen Regierung nur eine kurze
Dauer voraus. In Conte sehen sie
einen schwachen Regierungschef,
der keine eigene Machtbasis in ei-
ner der Koalitionsparteien hat. Er

muss nicht nur
zwischen den
Interessen Salvi-
nis und Di Mai-
os vermitteln,
die beide Mini-
sterposten an-
streben, sondern

auch Italiens Forderung nach mehr
Schulden in der EU vertreten.  

Das Regierungsprogramm der
ungewöhnlichen Koalition der EU-
kritischen Parteien Lega und Fünf-
Sterne-Bewegung dürfte in Brüssel
wenig Gefallen finden: In ihrem
Regierungsprogramm haben sie
weniger Steuern, einen früheren
Rentenbeginn sowie ein Mindest-
einkommen für große Teile der Be-
völkerung versprochen. Dafür soll
es weniger Parlamentarier geben
und Politiker-Pensionen gekürzt
werden. Ob Conte als Alternative
zum politischen Establishment des
Landes bestehen kann, wird sich
zeigen. Bei der Parlamentswahl hat
das italienische Volk gezeigt, dass
es etwas Andres will, als die eta-
blierten Parteien ihm bieten konn-
ten. MRK 

Daniel Stelter sieht den Euro
wegen Italien am Abgrund. Im
„Manager-Magazin“ (17. Mai)
schreibt er:

„Jetzt ist es also soweit. Die
sich anbahnende neue italieni-
sche Regierung ist fest ent-
schlossen, das Illusionsschau-
spiel der Euroretter nicht mehr
mitzuspielen. Der Kaiser ist
nackt ... Die deutsche Euro-Po-
litik ist krachend gescheitert.
Die Verantwortung dafür trägt
die Regierung der letzten zehn
Jahre, die aus Angst vor dem
Wähler auf Vertuschen, Unter-
drücken und das Prinzip Hoff-
nung gesetzt hat.“

Oskar Lafontaine lässt auf
„Spiegel online“ (15. Mai) kein
gutes Haar an der Außenpoli-
tik der USA:

„Ich widerspreche der Lüge,
die Kriege der Vereinigten
Staaten dienten der Demokra-
tie und den Menschenrech-
ten. Die Außenpolitik der
USA ist auf Eroberung von
Rohstoffen und Absatzmärk-
ten ausgerichtet.“

Der Publizist und Arzt An-
dorján F. Kovács kritisiert im
Portal „Freie Welt“ (17. Mai)
den Ordnungsruf von Bundes-
tagspräsident Wolfgang
Schäuble (CDU) an Alice Wei-
del, weil die AfD-Fraktions-
chefin von „Kopftuchmäd-
chen“ gesprochen hatte:

„Schäuble praktiziert mit sei-
nem Ordnungsruf die Unter-
werfung des deutschen Parla-
ments unter das Gesetz des Is-
lams. Typischerweise argumen-
tiert er auch noch neofemini-
stisch, was die intellektuelle
Verkommenheit der deutschen
Debatte offenbart.“

Peter Tiede bezeichnet einen
Bundestags-Untersuchungs-
ausschuss zum Bremer BAMF-
Skandal in der „Bild“-Zeitung
(18. Mai) als unverzichtbar,
denn:

„In der Flüchtlingspolitik ist
viel von Kontrollverlust die Re-
de. Doch was nun über das
Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) heraus-
kommt, ist noch schlimmer als
der Verlust von Überblick und
Ordnung: staatlicher Kontroll-
VERZICHT!“

„Spiegel online“-Kolumnist
Jan Fleischhauer macht sich
über den faden Humor des lin-
ken TV-Komödianten Jan Böh-
mermann her (17. Mai):

„Wer Böhmermann schaut,
der schaut in dem Bewusst-
sein, politisch korrekt zu la-
chen. #MeToo ist eine todern-
ste Sache, also darüber keine
Scherze. Alexander Dobrindt
hingegen ist böse und Frau
Weidel noch böser, da kann der
Satire-Kakao, durch den sie ge-
zogen werden, gar nicht dick
genug sein. Das funktioniert
wie ein Abzählreim.“

Torsten Krauel fasst in der
„Welt“ (22. Mai) das Dilemma
der SPD zusammen, das auch
für die CDU erhebliche Konse-
quenzen habe:

„Heute verweigert die SPD
die Diskussion über das einzi-
ge Gerechtigkeitsthema, das
ihre Wähler wirklich umtreibt
− warum ist Geld für uns
knapp, aber für Flüchtlinge
vorhanden? Solange das so
bleibt, bleibt die SPD schwach,
und mit einer schwachen SPD
funktioniert die CDU-Schau-
kelpolitik zwischen konserva-
tiv und links nicht mehr.“

Berlin – Die Evangelische Akade-
mie Berlin will im Muster einer
Teufelsaustreibung „gegen Rechts“
kämpfen. Mit der Initiative „Netz-
teufel“ sollen all jene als teuflisch
angeprangert werden, die sich
vom Islam bedroht fühlen, Gender
für Ideologie halten statt für Wis-
senschaft oder meinen, dass wir
in einer Meinungsdiktatur leben.
Die Evangelische Kirche und das
Bundesfamil ienminis ter ium
unterstützen die Aktion. H.H.

München – Hätten die Deutschen
die Wahl, würden sie dem öster-
reichischen Kanzler Sebastian
Kurz (ÖVP) den Vorzug vor Ange-
la Merkel (CDU) geben. Gäbe es
eine Kurz-Partei in der Bundesre-
publik, wollten sie laut einer „IN-
SA“-Umfrage des „Focus“ 38 Pro-
zent der Deutschen ankreuzen,
gegenüber nur 32,5 Prozent für
die CDU/CSU. Vor allem AfD-
Wähler, aber auch jeder dritte
Unionsanhänger sympathisieren
mit dem Österreicher.  H.H.

Deutsche würden
Kurz wählen

Jagd auf 
rechte »Teufel«
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